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Steuerfragen sind Machtfragen 

Der Vermittlungsausschuss hat bestätigt, dass die 
Firmenerben weitgehend von der Erbschaftssteuer 
befreit bleiben. 
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Zivilisatitionsbruch 

Die reale globale Totalüberwachung im Hollywood- 
Format. Die Lebensgeschichte des Edward Joseph 
„Ed“ Snowden. Großes Kino. Ganz bestimmt. 
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Thema der Woche 


Umbau der Kommunen 

Das Landesverfassungsgericht hat den 
„Kommunal-Soli“ in NRW bestätigt. Dieses 
Projekt ist so dreist, dass es selbst leidge¬ 
prüften Bürgermeistern und Gemeinderäten 
die Sprache verschlagen hat. 

Die Umlage erfüllt im Grunde nur zwei Aufga¬ 
ben: den neoliberalen Umbau der Kommunen 
und Absicherung von Bankengewinnen. Die 
Kommunen stolpern darüber in die Pleite. 
Wenn die Schulden zu hoch sind, werden 
Staatskommissare eingesetzt und die demo¬ 
kratische Mitbestimmung der Räte beendet. 
Seite 13 


Zurück zum Krieg 

Kampf um Syrien wird auch im UN-Sicherheitsrat ausgefochten 



D er UN-Sicherheitsrat wurde 
zur großen Bühne der Ausein¬ 
andersetzung zwischen den 
USA und Russland. Die Außenminis¬ 
ter der beiden Staaten traten selber 
auf, während zugleich die jährliche 
Vollversammlung der UNO stattfand. 
Der erst zwei Wochen zuvor nach lan¬ 
gen Verhandlungen vereinbarte Waf¬ 
fenstillstand in Syrien war zerbro¬ 
chen. US-Außenminister John Kerry 
drängte seinen Widersacher, die Ver¬ 
antwortung für den Angriff auf einen 
Hilfskonvoi westlich von Aleppo zu 
übernehmen. Der russische Außen¬ 
minister Sergej Lawrow, blockte ab 
und wies die „emotionale Reaktion“ 
Kerrys mit gehöriger Empörung zu¬ 
rück, bezeichnete den Angriff auf 
einen Hilfskonvoi als „inakzeptable 
Provokation“ und bestand auf einer 
„eingehenden und unabhängigen Un¬ 
tersuchung“ 

Der Waffenstillstand in Syrien 
dürfte aus den eigenen Reihen der 
US-Regierung torpediert worden 
sein. Nicht nur der Angriff auf syri¬ 
sche Truppen durch Flugzeuge der 
US-Koalition vor zwei Wochen mach¬ 
te deutlich, dass das Pentagon keinen 
Waffenstillstand wollte. Kampfjets 
der US-geführten „Anti-IS-Koaliti- 
on“ in der ostsyrischen Provinz Dair 


as-Saur führten einen Luftangriff auf 
einen Stützpunkt der syrischen Armee 
aus. Die Militärbasis, umgeben von 
Kämpfern des IS, wurde direkt nach 
dem Luftangriff am Boden von die¬ 
sen angegriffen. Die syrische Armee 
wertete diesen Angriff als Beweis, dass 
die USA weiterhin den IS und andere 
terroristische Gruppen unterstützten. 

Das sehen offenbar auch bewaff¬ 
nete islamistische Gruppen wie die 
al-Nusra so. Der „Kölner Stadt-An¬ 
zeiger“ veröffentlichte ein von dem 
Publizisten Jürgen Todenhöfer geführ¬ 
tes Interview mit einem Kommandeur 
der al-Nusra. Darin behauptet dieser, 
dass sie direkt von den USA unter¬ 
stützt worden seien. 

Es wird immer unwahrscheinli¬ 
cher, dass die Behauptung, beim Luft¬ 
angriff auf syrische Truppen habe es 
sich um ein Versehen gehandelt, einen 
nennenswerten Wahrheitsgehalt hat. 
Aber warum dann dieses Abkommen 
mit Russland über einen Waffenstill¬ 
stand? Offenbar gab es in der Obama- 
Regierung die Auffassung, dass ein 
solches Abkommen notwendig sei - 
auch angesichts dessen, dass die syri¬ 
schen Regierungstruppen in und um 
Aleppo mit Russlands Unterstützung 
die Oberhand zu gewinnen scheinen. 
Gegen einen solchen Waffenstillstand 


hatte nach Informationen der „New 
York Times“ das Pentagon Wider¬ 
spruch angemeldet. Dort werde man 
selbst entscheiden, ob man den Waf¬ 
fenstillstand akzeptiere oder nicht. 

Ein wesentlicher Streitpunkt 
scheint auch innerhalb der US-Re- 
gierung die Zusammenarbeit mit den 
Islamisten zu sein. Die Forderung 
Russlands, die USA solle von der Un¬ 
terstützung islamistischer Gruppen 
absehen, berührt offenbar ein Kern¬ 
problem der US-Strategen: Sie haben 
keine anderen aussichtsreichen Part¬ 
ner mehr in Syrien, die die Assad- 
Regierung militärisch herausfordern 
könnten. 

Die Dramatik, mit der die Situati¬ 
on in Aleppo dargestellt wird, spiegelt 
weniger die Lage der dort noch leben¬ 
den Menschen - wann haben diese je¬ 
mals eine Entscheidung im Pentagon 
beeinflusst? 

Erfolg oder Misserfolg in Aleppo 
haben eine andere Bedeutung, der 
weitere Verlauf des Krieges in Syrien, 
der ein Stellvertreterkrieg ist, wird 
hier entscheidend beeinflusst. 

Ein Erfolg der Armee in Aleppo 
würde das gesamte dicht besiedelte 
Gebiet Syriens zurück in den syri¬ 
schen Staat bringen. IS und al-Nusra 
würden in die Randgebiete Syriens zu¬ 


rückgedrängt, dahin also, wo der Krieg 
begann. Das wissen auch die terroristi¬ 
schen Organisationen und ihre Draht¬ 
zieher im Hintergrund und das bildet 
den Hintergrund für die Entwicklun¬ 
gen der letzten Monate. 

Die russische Luftwaffe hat mit ih¬ 
ren Angriffen die Fortschritte der sy¬ 
rischen Armee ermöglicht. Dies war 
ein klares Zeichen an die Mächte der 
Region und an die USA und es wurde 
auch verstanden. Monatelang wurde 
in Genf über einen Waffenstillstand 
für Syrien verhandelt. 

Der Vorwurf, Russland suche eine 
militärische Lösung für Syrien, wäh¬ 
rend es nur eine politische Lösung ge¬ 
ben könne, ist vollkommen verfehlt. 
Alle Resolutionen der UN und in¬ 
ternationaler Konferenzen betonen: 
Krieg gegen die terroristischen Orga¬ 
nisationen - und eine politische Lö¬ 
sung zwischen syrischer Regierung 
und Opposition. Für die USA be¬ 
deutete das Lippenbekenntnisse zum 
Krieg gegen IS und nach wie vor: As- 
sad muss zurücktreten. Eine politische 
Lösung lässt sich aber nur innerhalb 
Syriens, als Prozess der Versöhnung 
und des Interessenausgleich finden. 
Dies erfordert einen stabilen syri¬ 
schen Staat. 

Lars Mörking/Manfred Ziegler 


Gegen die 
Nato an Rhein 
und Ruhr 

Doppelaktion in Kalkar 
und Essen am 3. Oktober 

An vielen Orten der Welt herrscht 
Krieg. Menschen sterben, sie flüchten, 
um ihr Leben zu retten und den Schre¬ 
cken des Krieges zu entkommen. Waf¬ 
fen aus Deutschland werden in allen 
Kriegen zum Töten benutzt, aber auch 
deutsche Soldaten sind im Krieg: in Sy¬ 
rien, in Mali, im Irak und immer noch 
in Afghanistan. Die andauernde Kon¬ 
frontation zwischen der NATO und 
Russland im Ukraine-Konflikt birgt 
die Gefahr in sich, zu einem großen 
Krieg in Europa zu eskalieren. Auch 
mit dem Einsatz von Atomwaffen ist 
hier bereits gedroht worden. 

Eine der wichtigsten Zentren der 
Kriegsführung befindet sich in Kalkar 
am Niederrhein. Der Kommandant des 
Standortes, General Wundrak, bezeich¬ 
net ihn als einen „ganz großen Play¬ 
er in den deutschen Streitkräften und 
der NATO“. Von den Tornados in Sy¬ 
rien bis zu den Transportern in Mali: 
Alle Luftwaffeneinsätze der Bundes¬ 
wehr im Ausland werden von Kalkar 
aus gesteuert, Soldaten von dort sind 
direkt an den Kriegsschauplätzen vor 
Ort. In Kalkar/Uedem haben die Bun¬ 
deswehr und die NATO Leitzentralen 
und Kriegs-Infrastruktur für den High¬ 
tech-Krieg aufgebaut. 

In der Von-Seydlitz-Kaserne in 
Kalkar ist außerdem das multinationa¬ 
le Joint Air Power Competence Cen¬ 
tre (JAPCC) der NATO untergebracht, 
eine Denkfabrik, in der die Militärs 
Pläne zur Kriegsführung mit konven¬ 
tionellen Waffen und mit Atomwaf¬ 
fen entwickeln. Die diesjährige Jahres¬ 
tagung des JAPCC findet vom 4. bis 
6. Oktober in Essen statt. Dort soll über 
die Aufrechterhaltung der Kriegsfüh¬ 
rungsfähigkeit unter „verschlechterten 
Bedingungen“ beraten werden, auf der 
Tagung des JAPCC in 2014 wurde sogar 
ein großer Krieg in Europa für möglich 
und durchführbar erklärt. Statt dem 
Irrsinn zukünftiger Kriege vorzubeu¬ 
gen, planen NATO-Militärs Kriege der 
Zukunft, mit Atomwaffen, unter „ver¬ 
schlechterten Bedingungen“, in Europa. 
Damit muss Schluss sein! 

Und nicht vergessen: 
Bundesweite Friedensdemons¬ 
tration am 8. Oktober in Berlin. 


Biedermänner als Brandstifter 

Aufenthaltsrecht für Geflüchtete stört auch den Vorsitzenden der Polizeigewerkschaft 


Die „Bild“-Zeitung berichtete in 
der vergangenen Woche unter Be¬ 
rufung auf Zahlen der Bundesregie¬ 
rung, dass etwa 550 000 abgelehnte 
Asylbewerber in Deutschland leben 
(Stand: Ende Juni). Die Bundesre¬ 
gierung hatte auf eine der regelmäßi¬ 
gen Anfragen der Fraktion der Partei 
„Die Linke“ im Bundestag über den 
Status der im Land lebenden Ge¬ 
flüchteten geantwortet. 

Rund 406000 dieser Asylbe¬ 
werber leben bereits seit Jahren im 
Land. Rund die Hälfte (46,6 Pro¬ 
zent) hat laut Bericht ein unbefris¬ 
tetes, 34,8 Prozent haben ein be¬ 
fristetes Aufenthaltsrecht. Rund 37 
000 Personen dürfen wegen fehlen¬ 
der Reisedokumente bleiben. An¬ 
dere aus dringenden medizinischen 


Gründen. Und ca. 10 000 sei die 
Rückkehr in ihr Heimatland ver¬ 
sperrt, weil es als nicht sicher gilt. 
Die meisten abgelehnten Asylbe¬ 
werber stammen laut Antwort der 
Bundesregierung aus der Türkei, 
dem Kosovo und aus Serbien. Die 
Menschenrechtsorganisation „Pro 
Asyl“ macht aber darauf aufmerk¬ 
sam, dass es auch für Menschen aus 
Syrien, Eritrea, Irak und Afgha¬ 
nistan immer weniger Flüchtlings¬ 
schutz gibt und wirft dem Bundes¬ 
innenminister vor, entsprechend 
Druck auf das Bundesamt für Mi¬ 
gration und Flüchtlinge auszuüben. 

Prompt gab es nach der Veröf¬ 
fentlichung der Antwort der Bun¬ 
desregierung Wortmeldungen aus 
CSU und CDU. Der stellvertreten¬ 


de Vorsitzende der Unions-Bundes¬ 
tagsfraktion, Hans-Peter Friedrich 
(CSU), forderte eine dringende - 
und damit weitere - Verschärfung 
der Abschieberegeln in Deutsch¬ 
land. „Wer zulässt, dass abgelehnte 
Asylbewerber dem Staat derart auf 
der Nase herumtanzen, zerstört das 
Vertrauen der Bürger in die Hand¬ 
lungsfähigkeit des Staates.“ Auch der 
CDU-Abgeordnete Stephan Har¬ 
barth verlangte die Zahl der Rück¬ 
führungen zu erhöhen. 

Dabei gibt es für Asylbewerber 
bereits restriktive Bestimmungen, 
die ständig verschärft werden. Und 
nicht nur die Zahl der Abschiebun¬ 
gen ist bereits deutlich gestiegen. 
Waren es 2015 insgesamt 17 015, gab 
es laut Innenministerium bis zum 31. 


Juli dieses Jahres bereits 13 130. Bis 
Ende Juli dieses Jahres reisten zu¬ 
dem knapp 35 000 Menschen „frei¬ 
willig“ in ihre Heimatländer zurück. 
(Interview auf Seite 5). 

Auch der Bundesvorsitzende 
der Deutschen Polizeigewerkschaft, 
Rainer Wendt, mischte sich ein und 
behauptete gegenüber der „Bild“- 
Zeitung: „Es gibt eine regelrechte 
Abschiebeverhinderungsindustrie. 
Anwälte und Organisationen wie 
Pro Asyl verhindern die rechtmäßi¬ 
ge Rückführung abgelehnter Asyl¬ 
bewerber systematisch. Und die Po¬ 
litik scheut unschöne Bilder.“ 

Zu diesen Positionierungen er¬ 
klärte Ulla Jelpke, innenpolitische 
Sprecherin der Bundestagsfraktion 
der Partei „Die Linke“, unter ande¬ 


rem: „... genau so werden Vorurteile, 
rechte Gedanken und Parteien ge¬ 
stärkt“. „Die Zahl der Abschiebun¬ 
gen und der so genannten freiwilli¬ 
gen Ausreisen ist in diesem und im 
letzten Jahr enorm gestiegen. Ge¬ 
setzlich wurde eine Pflicht zu unan- 
gekündigten Überraschungsabschie¬ 
bungen verankert, viele Krankheiten 
und psychologische Stellungnahmen 
dürfen gar nicht mehr berücksich¬ 
tigt werden. Wer vor diesem Hin¬ 
tergrund öffentlich den Eindruck 
erweckt, Geflüchtete würden dem 
Staat auf der Nase herumtanzen ... 
oder es gäbe Organisationen, die 
gezielt Abschiebungen verhinder¬ 
ten, ist Biedermann und Brandstif¬ 
ter zugleich.“ 

Nina Hager 
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Philipp Kissel zur Tarif runde in der Leiharbeitsbranche 

Ein bisschen mehr 
ungleicher Lohn? 


Gemeinsam stark 

Eisenbahnergewerkschaft bereitet Tarifverhandlungen mit einer 
Mitgliederbefragung vor 

Am 30. September 2016 endet die Laufzeit des Tarifvertrags der Eisen¬ 
bahn- und Verkehrsgewerkschaft (EVG)mit der Deutschen Bahn AG. Vor 
diesem Hintergrund sprach die UZ mit Rainer Perschewski. 
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Eisenbahn- und 
Vorkohrsgcwerkschaft 
Rogion Nord-Ost 


Rainer Perschewski ist Bundessprecherder EVG-Betriebsgruppen 


Wie soll man eine Forderung für et¬ 
was bewerten, dass man eigentlich 
abschaffen muss? Soll man eine 
Lohnforderung in der Leiharbeit 
mit denselben Maßstäben bewer¬ 
ten wie in anderen Branchen? Sind 
6 Prozent mehr Lohn eine gute For¬ 
derung für Arbeitsplätze, die jeder¬ 
zeit gekündigt werden können, die 
ein wesentlich höheres Unfall- und 
Verletzungsrisiko bedeuten, die die 
Arbeiter spalten und erniedrigen, 
die den Kündigungsschutz aushe¬ 
beln? Die Tarifrunde in der Leih¬ 
arbeitsbranche verfestigt die Leih¬ 
arbeit, sie relativiert den unhaltba¬ 
ren Zustand und gaukelt durch eine 
bundesweite Umfrage Mitbestim¬ 
mung vor. 

Eigentlich ist es ganz einfach 
und jeder Lohnabhängige weiß es: 
Leiharbeit ist Sklavenhandel und 
muss weg. Und doch ist es sehr kom¬ 
pliziert zugleich. Welcher Arbeiter, 
der so weit unter Druck steht, das 
größte Übel doch machen zu müs¬ 
sen, kann sich mit seinen Rechten 
auseinandersetzen? Wer bietet Hil¬ 
fe? Wer erklärt, dass die Sicherung 
der Gewinne durch Flexibilisie¬ 
rung und Kostensenkung nicht nur 
ein Ziel der Unternehmer, sondern 
auch der „sozialpartnerschaftli¬ 
chen“ Teile der Gewerkschaftsfüh¬ 
rung ist, die die Arbeiterorganisati¬ 
onen dominieren. Nicht geringe Tei¬ 
le der Klasse ahnen oder spüren das 
ohnehin und vertrauen deshalb den 
Organisationen, die eigentlich ihre 
sein sollten, zu recht nicht mehr. 

Das neue Gesetz zur Leihar¬ 
beit, das von der IG Metall-Füh¬ 
rung grundsätzlich begrüßt wird, 
sieht erst nach neun Monaten die 
gleiche Entlohnung wie im entlei¬ 


henden Betrieb vor. So lange „über¬ 
lebt“ kaum ein Leiharbeiter in ei¬ 
nem Betrieb. Es gäbe also wieder 
ein Argument für Tarifverträge, die 
bisher fatalerweise die Gleichbe¬ 
zahlung verhindert haben. Ob mit 
oder ohne: Es bleibt beim Grund¬ 
satz „kein gleicher Lohn für gleiche 
Arbeit“. Das neue Gesetz verlagert 
Regelungen auf die Ebene des Be¬ 
triebs und bedeutet damit die Zer¬ 
splitterung der Rechte der Arbei¬ 
ter. Leiharbeit und Werkverträge 
zeigen so deutlich wie kaum etwas 
anderes die Notwendigkeit der Ver¬ 
einigung der Arbeiter, ihren Zusam¬ 
menschluss ohne Ausnahme. Und es 
zeigt zugleich, wie sehr dies den Be¬ 
strebungen der Unternehmer und 
Vertreter der Klassenzusammenar¬ 
beit in der Gewerkschaftsführung 
widerspricht, die die Rechte der 
mehr als eine Million Leiharbeiter 
den Profitzielen opfern. Daran än¬ 
dern auch 6 Prozent oder 70 Cent 
pro Stunde mehr Lohn nichts. 

Was ist die Alternative? Die 
klassenbewusste Organisierung und 
Mobilisierung nicht nur der Leih¬ 
arbeiter, sondern auch der streik¬ 
fähigen Stammbelegschaften, die 
spüren, dass sie und ihre Rechte 
eigentlich gemeint sind. Ihre Orga¬ 
nisierung in den Gewerkschaften - 
für ihre ökonomischen und politi¬ 
schen Klasseninteressen. Dies muss 
Aufklärung über und Konfrontation 
mit der Linie der Klassenzusam¬ 
menarbeit einschließen, sonst ver¬ 
pufft es. Dafür braucht es eine po¬ 
litische Kraft, die das könnte - die 
Kommunistische Partei. Über die 
Voraussetzungen, die sie erfüllen 
muss, um dies zu können, muss an 
anderer Stelle geschrieben werden. 


UZ: In der Vorbereitung dieser Tarif - 
runde hat die EVG eine Mitgliederbe¬ 
fragung gestartet, um die möglicherwei¬ 
se unterschiedlichen Wünsche der Kolle¬ 
ginnen zu erfassen. Wie ist die Resonanz 
und die Beteiligung? 

Rainer Perschewski: Die EVG setzt 
als Organisation schon eine Weile auf 
mehr Beteiligung an der Entschei¬ 
dung von Grundsatzfragen. So wurde 
vor der Gründung der EVG 2010 eine 
breite Diskussion über die Struktur 
der Gewerkschaft geführt, so bei dem 
Beschluss zu unserem Grundsatzpro¬ 
gramm und schon in der letzten Tarif¬ 
runde. In dieser Tarifrunde wurde die 
Mitgliederbefragung mit fünf Veran¬ 
staltungen begonnen. Ich habe in Leip¬ 
zig eine Veranstaltung mit rund 180 
Kolleginnen und Kollegen moderiert. 
Das war eine sehr gute Resonanz, mit 
viel Diskussion und Darstellung kon¬ 
kreter Probleme und Forderungen. An 
allen Veranstaltungen hat die Kollegin 
Rusch-Ziemba, als Verhandlungsfüh¬ 


rerin teilgenommen und hat so einen 
direkten Eindruck erhalten. Die Betei¬ 
ligung wird derzeit noch ausgewertet, 
aber es zeichnet sich sowohl per Post 
als auch online eine hohe Beteiligung 
mit über 15 000 Teilnehmern ab. 

UZ: Was lässt sich aus den Antworten 
schließen, worauf kommt es den Kolle¬ 
ginnen an? 

Rainer Perschewski: Die Antworten 
sind sehr differenziert. So ging es zum 
Beispiel um die Frage der Wochenar¬ 
beitszeit. Generell wollen die Kollegin¬ 
nen und Kollegen mehr Freizeit, aber 
ob das in Form einer Wochenarbeits¬ 
zeit oder mehr Urlaub geschehen soll 
ist sehr geteilt. Es wurden zum Bei¬ 
spiel Varianten diskutiert, dass man 
beispielsweise bei einer Stunde Ver¬ 
kürzung der Wochenarbeitszeit trotz¬ 
dem die Wahlmöglichkeit hat, ob man 
dieses in mehr Urlaubstage umwandelt 
oder in eine zum Beispiel 38-Stunden- 


Woche. Bei mir im Betrieb würde ich 
wetten, dass die Kolleginnen eher auf 
mehr Urlaub abzielen. 

Genauso die Frage nach der Stär¬ 
kung der betrieblichen Altersvorsorge. 
Das Unternehmen muss jetzt in Höhe 
von zwei Prozent des Jahresbrutto für 
jeden Mitarbeiter zusätzlich zum Lohn 
in den Pensionsfond zahlen. Soll das er¬ 
höht werden? Das geht unter Umstän¬ 
den zu Lasten der Entgelterhöhung. 
Viele wollen aber auch einfach jetzt 
mehr Geld in der Tasche und wollen wir 
wieder wie in der letzten Runde einen 
Mindestbetrag? Die Befragung wird in 
diesen Tagen gerade ausgewertet und 
dann tritt die Tarifkommission zusam¬ 
men. 

UZ: Mit welcher Entgeltforderung geht 
nun die EVG in die Verhandlungen? 

Rainer Perschewski: Die Tarifkommis¬ 
sion wird erst in diesen Tagen entschei¬ 
den - wohin die Reise geht. Aufgrund 
der Diskussionen die ich auch in mei¬ 
nen unterschiedlichen Funktionen auf 
verschiedenen Ebenen der Gewerk¬ 
schaft begleitet habe, wird es meiner 
Meinung nach um ein Paket gehen. 
Das war beim letzten Mal anders, da 
war die Botschaft der Kolleginnen und 
Kollegen klar: Mehr Geld - alles ande¬ 
re ist eher zweitrangig. Das stelle ich so 
jetzt nicht fest. 

UZ: Wie ist es um die Kampfbereitschaft 
der Kolleginnen bestellt? 

Rainer Perschewski: Wir sind als Funk¬ 
tionäre gehalten, eine größere Einbin¬ 
dung und Transparenz zu gewährleis¬ 
ten. In Auswertung der letzten Runde 
werden wir mit begleitenden Aktionen 
beginnen und so auch die Resonanz 
testen. Meinem Gefühl nach würden 
die Kolleginnen dem schon seit gerau¬ 
mer Zeit andauernden Gejammer des 
Unternehmens um die wirtschaftliche 
Lage gerne mal was entgegensetzen. 
Ich vermute, dass es dieses Mal zumin¬ 
dest nicht ohne einen Warnstreik funk¬ 
tioniert. Wir bereiten die Eisenbahner¬ 
betriebsgruppen auf jeden Fall darauf 
vor - auch eine Veränderung gegen¬ 
über dem letzten Mal. 

Das Gespräch führte Werner Sarbok 



Bahnprivatisierung abgesagt 

Bund entdeckt 2,4 Milliarden Euro, um Stuttgart 21 zu finanzieren 


In der vergangenen Woche gab es in Sa¬ 
chen Schiene drei höchst erstaunliche 
Entwicklungen. Ein heftiger Bericht 
des Bundesrechnungshofs in Sachen 
Stuttgart 21 wurde publik. Die geplan¬ 
te Teilprivatisierung von zwei Bahn¬ 
töchtern wurde abgesagt. Der Bundes¬ 
verkehrsminister entdeckte den frei 
verfügbaren Betrag von 2,4 Milliarden 
Euro. Man könnte nun zur Überzeu¬ 
gung gelangen, die Bundesregierung 
habe ihren neoliberalen Privatisie¬ 
rungskurs aufgegeben und ihr Herz für 
die Schiene entdeckt. Dass dem nicht 
so ist, ahnen die Leserin und der Le¬ 
ser - mit Recht. 

Bundesrechnungshof und S21 

Der Bundesrechnungshof (BRH) hat 
nach mehr als zweijährigen Recher¬ 
chen vor knapp zwei Wochen einen bri¬ 
santen Bericht zum Großprojekt Stutt¬ 
gart 21 vorgelegt. Inhaltlich geht es 
dabei um zwei Komplexe: Zum einen 
um eine ausführliche Darlegung zu den 
Kosten von S 21. Der BRH stellt dabei 
fest, dass mehrere größere Positionen 
in den bisher genannten Gesamtkosten 
nicht enthalten sind. Addiert man diese 
zu den eingestandenen Kosten von 6,5 
Milliarden Euro hinzu, so kommt man 
auf die stolze Summe von mehr als 10 
Milliarden Euro. Stuttgart 21 ist da¬ 
mit das teuerste Infrastrukturprojekt 
in Deutschland, deutlich teurer als der 
Berliner Großflughafen. Auch die Kos¬ 


tensteigerungen können es mit denen 
beim BER oder der Elbphilharmonie 
aufnehmen: Bei S21-Projektstart 1994 
wurden 4,24 Milliarden Gesamtkos¬ 
ten „errechnet“. Damals jedoch Mark. 
Zum anderen wird in dem Bericht do¬ 
kumentiert, dass die Bundesregierung 
die konkrete Verwendung der erheb¬ 
lichen Beträge von jährlich rund vier 
Milliarden Euro, die an Bundesmitteln 
für die Schieneninfrastruktur gewährt 
werden, nicht kontrolliert. Dieses 
Geld fließt in einen Fonds 
mit dem Titel „Leistungs¬ 
und Finanzierungs-Ver¬ 
einbarung - LuFV“. Die 
„Kontrolldefizite“ bei der 
LuFV, so der BRH, wür¬ 
den „Anreize bieten“, die 
„Mehrkosten des Projekts 
Stuttgart 21 über die pau¬ 
schalen Bundeszuschüsse 
der LuFV zu finanzieren“. 

Und dann gibt es in dem BRH-Be- 
richt doch tatsächlich die Formulie¬ 
rung, wonach die BRH-Prüfer „keine 
Aussage darüber“ machen wollten, „ob 
das Projekt Stuttgart 21 abgebrochen 
oder [ob] weitergebaut werden soll¬ 
te.“ Was heißt: Die Behörde hält eine 
solche Frage durchaus für berechtigt. 
Weswegen jetzt die außerordentliche 
Aufsichtsratssitzung der DB AG am 
17. Oktober mit dem Tagesordnungs¬ 
punkt „Stuttgart21“ eine außerordent¬ 
liche Brisanz erhält. Der Sonderzug 


Stuttgart - Berlin ist für eine angemes¬ 
sene Demo vor dem Bahn-Tower be¬ 
reits geordert. 

Bahnteilprivatisierung 
und Finanzspritze 

Seit mehr als eineinhalb Jahren verfolgt 
die DB AG das Ziel, bis zu 40 Prozent 
Anteile ihrer Töchter Arriva (Bus- und 
Bahnverkehre im Ausland) und Schen¬ 
ker Logistics (ausländische Logistikak¬ 
tivitäten) zu verkaufen. Genauer ge¬ 


sagt: Es sollen bei diesen Töchtern „In¬ 
vestoren“ an Bord geholt werden. Da 
diese Töchter es zusammen auf 50 Pro¬ 
zent des addierten Umsatzes des Bahn¬ 
konzerns bringen, ist dies mit einem 
neuen Anlauf zur Bahnprivatisierung 
gleichzusetzen. Und so sieht es auch die 
Fachpresse; die „Welt“ spricht gar von 
einem „Teilbörsengang“ (27.7). Objek¬ 
tiv gibt es keinen Zwang zu einem der¬ 
art drastischen Schritt: Die Bahnschul¬ 
den in Höhe von aktuell 18 Milliarden 
Euro liegen seit einem Jahrzehnt ver¬ 
gleichbar hoch, wohingegen sich der 


Umsatz verdoppelte. Auch ein Anstieg 
der Schulden auf angedacht 22 Milliar¬ 
den Euro wäre in Zeiten der 1-Prozent- 
Zins-Darlehen absolut verkraftbar. 

Am 21. September kam dann plötz¬ 
lich die Meldung, die geplante „Teil¬ 
privatisierung der beiden Bahntöch¬ 
ter“ sei „vom Tisch“. In der Bundesre¬ 
gierung gebe es nun „grundsätzliche 
Vorbehalte“. Richtig ist, dass das Pro¬ 
jekt zunehmend auf Widerstand stieß: 
Unter anderem hatte das Bündnis 
„Bahn für Alle“ öffentlich 
argumentiert, dass es sich 
dabei um einen neuen An¬ 
lauf zur Bahnprivatisie¬ 
rung handelt. Gleichzeitig 
mit der Absage der Teil¬ 
privatisierung entdeckte 
Verkehrsminister Alex¬ 
ander Dobrindt das be¬ 
sagte überschüssige Geld. 
Man werde jetzt der Bahn „eine Fi¬ 
nanzspritze in Höhe von 2,4 Milliar¬ 
den Euro“ gewähren, um „die Schiene 
zu stärken“. 

Natürlich geht es dabei nicht um die 
Stärkung der Schiene. Vielmehr soll der 
Bahnkonzern flüssig gehalten werden, 
um vor allem im Wahljahr 2017 eine 
fortgesetzte Finanzierung von Stuttgart 
21 zu ermöglichen. Wie wild entschlos¬ 
sen der Bahnvorstand ist, Schienen¬ 
verkehr abzubauen, wird am Beispiel 
Nachtzugverkehr deutlich. Am 11. De¬ 
zember sollen alle Nachtzüge der Deut¬ 


schen Bahn eingestellt und damit eine 
mehr als hundertjährige Tradition zer¬ 
stört und jährlich 2,5 Millionen Fahr¬ 
gäste auf das Flugzeug verwiesen wer¬ 
den. Der wesentliche Faktor, der die 
Nachtzüge bislang betriebswirtschaft¬ 
lich in die roten Zahlen brachte, sind 
die überhöhten Entgelte, die für die 
Nutzung der Infrastruktur (der Schie¬ 
nen und Bahnhöfe) an die Bahntöchter 
DB Netz und DB Station und Service 
(Bahnhöfe) zu entrichten sind. 

Ab Januar 2018 sollen jedoch, so 
noch nicht öffentlich gemachte Pläne 
der DB AG, die Trassenentgelte für 
Nachtzüge deutlich reduziert werden. 
Man zerstört also jetzt die Nachtzü¬ 
ge, um 12,5 Monate später den aus¬ 
ländischen Bahnen (ÖBB, Russische 
Staatsbahn), die mit Nachtzügen deut¬ 
sche Schieneninfrastruktur nutzen, 
und den nachts verkehrenden norma¬ 
len Fernverkehrszügen (IC und ICE) 
Vorteile zu gewähren, die man all die 
Jahre den eigenen Nachtzügen strikt 
verweigerte. 

Der Bahnvorstand ist ein Schie- 
nenverkehrsverhinderungs-Apparat. 
Was am Beispiel Nachtzüge ebenso 
deutlich wird wie am Beispiel Stutt¬ 
gart 21, wo die Kapazität eines seit 
100 Jahren tadellos funktionierenden 
Kopfbahnhofs um mehr als 30 Pro¬ 
zent reduziert und dafür 10 Milliar¬ 
den Euro „investiert“ werden sollen. 

Winfried Wolf 
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Deutschland bleibt Reichenparadies 

Vermittlungsausschuss stellt Firmenerben von der Steuer weitgehend frei 


A m 22. September einigte sich der 
Vermittlungsausschuss zwischen 
Bundesrat und Bundestag auf ei¬ 
nen Gesetzesentwurf zur „Reform“ der 
vom Bundesverfassungsgericht als ver¬ 
fassungswidrig bezeichneten Begüns¬ 
tigung reicher Unternehmenserben. 
Hatte doch das Bundesverfassungsge¬ 
richt am Ende 2014 zur Erbschaftsteu¬ 
er festgestellt: „Die Privilegierung des 
unentgeltlichen Erwerbs betrieblichen 
Vermögens ist jedoch unverhältnismä¬ 
ßig, soweit die Verschonung über den 
Bereich kleiner und mittlerer Einkom¬ 
men hinausgreift, ohne eine Bedürfnis¬ 
prüfung vorzusehen.“ 

Durchgesetzt haben sich die Mein¬ 
eidbauern der CSU, unter Bruch der 
bayerischen Landesverfassung (Ar¬ 
tikel 123: „Die Erbschaftsteuer dient 
auch dem Zwecke, die Ansammlung 
von Riesenvermögen in den Händen 
einzelner zu verhindern“.) Völlig auf 
der Strecke bleibt so weiterhin die 
stärkere Erbschaftsbesteuerung großer 
Unternehmensvermögen. Herausge¬ 
kommen ist eine noch weiter gehende 
Steuerfreistellung als bisher. Viele Ver¬ 
fassungsgebote sind dem großen Ka¬ 
pital und ihren politischen Vertretern 
schon lange lästiges, zu ignorierendes 
Beiwerk, soweit diese die Akkumula¬ 
tion des Kapitals behindern. Nicht nur 
die CSU definiert die Besteuerung von 
Vermögen und hohem Einkommen als 
staatlichen Diebstahl. 

Grundgesetzwidrig 

Das Bundesverfassungsgericht hat be¬ 
reits zum dritten Mal wegen Ungleich¬ 
behandlung unterschiedlicher Vermö¬ 
gensarten das Erbschaftsteuer- und 
Schenkungssteuergesetz als mit den 
Bestimmungen des Grundgesetzes 
unvereinbar verworfen, so 1995, 2007 
und schließlich 2014. Jedes Mal wurden 
danach die gesetzlichen Grundlagen 


einer „gerechteren“ Besteuerung neu 
gefasst, allerdings immer unter einsei¬ 
tiger Begünstigung von großen Ver¬ 
mögen, bis das Verfassungsgericht das 
Gesetz wieder einkassiert hat. Genau 
das passiert jetzt wieder: Jedem Steuer¬ 
fachmann, der das Grundgesetz ernst 
nimmt, sträuben sich sämtliche Na¬ 
ckenhaare, weil klar ist, dass die neu¬ 
en geplanten Bestimmungen ebenfalls 
verfassungswidrig sein werden, die al¬ 
lerdings das Gesetzgebungsverfahren 
noch durchlaufen müssen. Das letzte 
Wort wird also nach dem 30.9. das Bun¬ 
desverfassungsrecht haben. 

Nach ganz ähnlicher Methode war 
1997 die Vermögensteuer unter Nut¬ 
zung der Rechtsprechung des BVerfG 
abgeschafft worden. Der Artikel 106 
des Grundgesetzes sieht die Erhebung 
einer Vermögensteuer grundsätzlich 
vor. Die konkrete Form ihrer Erhe¬ 
bung in der damaligen Form erklärte 
das Bundesverfassungsgericht im Juni 
1995 für nicht mit dem Gleichheits¬ 
grundsatz vereinbar. Immobilienver¬ 
mögen dürfe gegenüber anderen Ver¬ 
mögensarten nicht bevorzugt werden. 
Andere Kernländer des Kapitalismus, 
die USA, Großbritannien und Frank¬ 
reich besteuern Vermögen und Erb¬ 
schaften mit ca. 3 Prozent des Brut¬ 
toinlandsproduktes jährlich wesent¬ 
lich höher als Deutschland, das bei 
ca. 0,4 Prozent liegt. Eine Katastrophe 
für die Finanzausstattung des Staates, 
besonders für die Bildungsausgaben 
der Länder. Auf der anderen Seite be¬ 
findet sich Deutschland im Vergleich 
der OECD-Länder bei der Besteue¬ 
rung von Arbeitseinkommen in der 
Spitzengruppe mit ca. 49,4 Prozent 
des Arbeitseinkommens. In dieses 
Bild passt ebenfalls, dass der Ertrags¬ 
steuersatz für Kapitalgesellschaften 
(AG, GmbH u.a.) von einst 56 Pro¬ 
zent unter Kanzler Kohl auf 15 Pro¬ 


zent unter Kanzler Schröder gesenkt 
wurde. 

Steuerfachleute und Verfassungsexper¬ 
ten sind zuversichtlich, dass das deut¬ 
sche Verfassungsgericht die sehr weit¬ 
gehende Begünstigung großer Firmen¬ 
erben u.a. aus den Familien der Quandt/ 
Klatten (u.a. BMW), Schaeffler (Scha- 
effler Technologies) und Finck (Möven- 
pick) vermutlich sehr bald wieder kas¬ 
sieren wird. Bis dahin kann allerdings 
noch schnell jede Menge Vermögen 
steuerfrei übertragen werden. Das wird 
sich sicher in Form hoher Parteispenden 
für die CDU/CSU niederschlagen. 

Ins Lächerliche überspitzt 

Auch im Steuerrecht sind Rechtsfragen 
Machtfragen. Das politische Kräftever¬ 
hältnis ist maßgebend, wer sich letztlich 
im Stellungskrieg der Klassen temporär 


durchsetzt und so über die Höhe der 
Besteuerung entscheidet. Das kommt 
heute den besitzenden Klassen zugu¬ 
te, während diejenigen keine Vorteile 
aus Sonderregelungen ziehen können, 
auch weil sie ihre Einkommensquel¬ 
len nicht in Niedrigsteuerländer ver¬ 
lagern können. Abhängig Beschäftige, 
Arbeitslose, Rentner und kleinere Un¬ 
ternehmen ziehen den Kürzeren. Die 
Verfassungswidrigkeit der erbschafts-/ 
schenkungsteuerlichen Verschonung 
großer Betriebsvermögen wird mit 
diesem Gesetzentwurf des Vermitt¬ 
lungsausschusses aus Bundestag und 
Bundesrat geradezu ins Lächerliche 
überspitzt. Zugleich geht es darum, 
die Abschaffung der Erbschaftsteuer 
vorzubereiten, ähnlich wie die Vermö¬ 
gensteuer schon 1997 abschafft wurde. 

Peter Mannherz 


Was der Vermittlungsausschuss beschloss 

a) Unternehmenserben sind unabhängigvorderGrößedes Unterneh¬ 
mens vollständig von der Steuer freigestellt, wenn laufend höchstens 
37,5 Prozent des Gewinnes nach Steuern ausgeschüttet werden und 
wenn Firmenanteile ausschließlich an Mitgesellschafter und Familien¬ 
angehörige übertragen werden. Bisher mussten für die Steuerfreistel¬ 
lung weitere Bedingungen eingehalten werden, zum Beispiel Aufrecht¬ 
erhaltung von Lohnsummen und Haltefristen für die Firmenanteile von 
fünf bzw. sieben Jahren, sowie die Begrenzung der Entnahme früherer 
Gewinne auf 150 000 Euro. 

b) Pensionsrückstellungen, auch für Vorstände und Geschäftsführer, 
werden bei der Bewertung des übertragenen Unternehmens vom Fi¬ 
nanzvermögen abgezogen. 

c) Absenkung der Unternehmenswerte für Steuerzwecke. 2016 macht 
dies eine Absenkung der Unternehmenswerte von ca. 25% aus. 
Feigenblattfunktion haben: 

d) „Luxusgegenstände“ wie Briefmarken, Oldtimerjachten,Segelflug¬ 
zeuge etc. sollen nicht mehr begünstigt sein. 

e) Die Erbschaftssteuer kann künftig nur sieben statt zehn Jahre ge¬ 
stundet werden und soll ab dem zweiten Jahr mit 6 Prozent verzinst 
werden. 

mh 


Fristlose Kündigung abgewehrt 

AWO wollte kämpferische Betriebsrätin rauswerfen 



Sabine Kleemann arbeitet als Pflege¬ 
fachkraft im Rosalie-Adler-Zentrum 
des AWO-Bezirks Westliches Westfa¬ 
len e.V. und vertritt kämpferisch die 
Interessen der Beschäftigten als Be¬ 
triebsrätin, Schwerbehindertenver¬ 
trauensperson und Gewerkschafterin. 
Nun wollte ihr der Arbeitgeber, der 
AWO-Bezirk Westliches Westfalen, 
mit zweifelhaften und fragwürdigen 
Verdächtigungen die fristlose Kündi¬ 
gung aushändigen. Weil der Betriebs¬ 
rat mit einer deutlichen Stellungnah¬ 
me seine Zustimmung verweigert hat¬ 
te, suchte sich die AWO die fehlende 
Zustimmung von den Arbeitsgerich¬ 
ten ersetzen lassen. Da das in der ers¬ 
ten Instanz vor dem Arbeitsgericht 
Bochum nicht gelungen ist, hatte die 
AWO Berufung eingelegt. 

Das Landesarbeitsgericht hat nun 
die Beschwerde des AWO-Bezirks 
Westliches Westfalen e.V. gegen das 


Urteil des Bochumer Arbeitsgerichts 
abgewiesen und keine Beschwerde 
vor dem Bundesarbeitsgericht in Er¬ 
furt zugelassen. 

Das Landesarbeitsgericht hat dem 
Arbeitgeber vorgehalten, zu wenig zur 
Prüfung des Sachverhaltes im Zusam¬ 
menhang mit der Trauerkarte gegen 
die Wohnbereichsleiterin von Sabine 
Kleemann getan zu haben. Auf die 
Frage des Arbeitsgerichtes, warum die 
AWO - obwohl jede Person an das ent¬ 
sprechende Postfach gelangen konnte, 
um dort einen Brief einzuwerfen - 
ausgerechnet die Betriebsrätin Sabi¬ 
ne Kleemann als Täterin verdächtigt 
und vor allem von ihr Schriftproben 
genommen hatte, reagierte die Perso¬ 
nalleiterin mit Ausflüchten. Ernsthaf¬ 
te und neue Hinweise, die eine Schrift¬ 
probe als letzten Beweis gerechtfer¬ 
tigt hätten, wurden vom AWO-Bezirk 
nicht vorgetragen. Der Richter des 


LAG Hamm brachte die Zweifel, ob 
die Verdachtsmomente gegen Sabine 
Kleemann groß genug seien, auf den 
Punkt: Hätte man von allen am Wo¬ 
chenende anwesenden Beschäftigten 
eine Schriftprobe genommen, wäre 
es nicht ausgeschlossen gewesen, dass 
die Bewertung des Schriftgutachtens 
„hohe Wahrscheinlichkeit“ auf mehre¬ 
re Beschäftigte zugetroffen hätte. 

Entlarvend war auch die Reakti¬ 
on auf die Frage des Richters, ob die 
AWO an ein milderes Mittel gedacht 
habe, um die vermeintlichen Konflik¬ 
te im Rosalie-Adler-Zentrum zu lösen. 
Lediglich als Beispiele nannte er eine 
Abmahnung oder eine Versetzung von 
Sabine Kleemann in ein anderes Se¬ 
niorenzentrum. Der Rechtsanwalt der 
AWO lehnte solche Überlegungen ab. 
Damit wurde offensichtlich, worum es 
in dieser Auseinandersetzung tatsäch¬ 
lich ging. 


Circa 40 Kolleginnen und Kollegen 
hatten sich vor Beginn des Gerichts¬ 
prozesses vor dem Gebäude des LAG 
Hamm versammelt, um ihre Solidari¬ 
tät zu demonstrieren. Ein „Goldenes 
Buch der Solidarität“ füllte sich mit 
offiziellen und auch ganz persönlichen 
Solidaritätserklärungen. -ler 



Sabine Kleemann, hier als "Star" des 
ver.di-Bezirks Bochum-Herne bei dem 
Aktionstag am 10. Oktoberio.2014. 


Sorge um Deutsche Bank 

Zu Wochenbeginn fiel der Aktienkurs 
der Deutschen Bank weiter kräftig - auf 
das tiefste Niveau seit mehreren Jahren. 
Die unklare Lage, wie viel Strafzahlung 
die größte deutsche Bank von den US- 
Behörden aufgebrummt bekommt, be¬ 
unruhigt die Anleger. Die Zeitschrift 
„Focus“ berichtete, dass die deutsche 
Regierung schon ein Hilfsprogramm 
für die Bank in Not beraten habe. 

Sorge um Banken generell 

Deutschland und Frankreich wollen für 
Banken in der EU höhere Eigenkapi¬ 
talanforderungen verhindern. Es müsse 
alles darangesetzt werden, dass es durch 
die abschließenden »Basel III«-Kapi- 
talregeln zur Stabilisierung der Kredit¬ 
wirtschaft keine »spezifischen Benach¬ 
teiligungen für europäische Banken« 
gebe, sagte der deutsche Finanzminister 
Wolfgang Schäuble nach einem Treffen 
des deutsch-französischen Finanz- und 
Wirtschaftsrates in Berlin. 

IWF für Schuldenerlass 

Selbst wenn Griechenland alle geplan¬ 
ten Strukturreformen und Sparmaß¬ 
nahmen umsetzt, ist ein weiterer Schul¬ 
denerlass seitens der Gläubiger aus 
Sicht des Internationalen Währungs¬ 
fonds (IWF) unumgänglich. Er wider¬ 
spricht damit zum wiederholten Mal 
den Euro-Finanzministern und insbe¬ 
sondere Bundesfinanzminister Wolf¬ 
gang Schäuble. Die Schulden Athens 
seien trotz der bisherigen „Reformen“ 
weiter gestiegen, stellt der IWF fest. 
Die Ziele der Gläubiger (also der an¬ 
deren Euroländer) seien unrealistisch. 
Es könne angesichts der wirtschaftli¬ 
chen Situation mit einer zweistelligen 
Arbeitslosenquote nicht davon aus¬ 
gegangen werden, dass Griechenland 
„einfach aus seinen Schulden heraus¬ 
wächst“. Um wieder ein nachhaltiges 
Wachstum zu erlangen, seien weitere 
Schuldenerleichterungen notwendig. 

Siggi muss bleiben 

Gegen die fristlose Kündigung des Be¬ 
triebsratsvorsitzenden Sigmund List 
durch die CSC Jäklechemie in Nürn¬ 
berg wurde ein Solidaritätskomitee 
unter dem Titel „Siggi muss bleiben“ 
gegründet. Siggi hat mehr als 25 Jahre 
als LKW-Fahrer bei Jäklechemie gear¬ 
beitet. Die Geschäftsleitung hat den 
Betriebsrat schon längere Zeit behin¬ 
dert. Bei der letzten Betriebsratswahl 
wurde eine von der Geschäftsleitung 
gesponsorte Liste aufgestellt und nach 
deren Niederlage die Wahl - erfolglos 
- gerichtlich angefochten. Das Solida¬ 
ritätskomitee erklärt auf seiner Websi¬ 
te: Wir wollen nichts unversucht lassen, 
den Arbeitgeber an den Verhandlungs¬ 
tisch zurück zu bringen. Dabei geht es 
nicht um die große Siegerparade für 
Siggi, sondern darum, für den Arbeit¬ 
geber gesichtswahrend aus dieser Sache 
heraus zu kommen. Allerdings stellen 
wir die Agenda, und darauf steht nicht 
„Abfindungsverhandlung“. 


Neelie Kroes im 
Steueroasensumpf 

Die langjährige EU-Wettbewerbskom¬ 
missarin Neelie Kroes war während ih¬ 
rer Amtszeit zwischen 2000 und 2009 
Direktorin einer Briefkastenfirma na¬ 
mens »Mint Holding« im Steueroasen¬ 
staat Bahamas, fanden jetzt schlaue 
Journalisten heraus. Die Niederlände¬ 
rin Kroes schützte in ihrer Zeit Privat¬ 
unternehmen vor Eingriffen des Staa¬ 
tes. Die staatliche WestLB wurde ihr 
größtes und berühmtestes Opfer. 2008 
wurde sie mit dem »European Taxpayer 
Award« ausgezeichnet. Vor ihrer Amts¬ 
zeit lobbyierte sie fleißig, unter anderem 
für die Rüstungskonzerne Lockheed 
Martin und Thaies sowie die Frittenbu¬ 
denkette McDonald’s. Selbst nach den 
Regeln der EU-Kommission müssen die 
Kommissare angeben, für welche Lob¬ 
by sie eintreten und wo sie sonst noch 
wirtschaftliche Interessen haben. Kro¬ 
es stritt zunächst alles als »nicht wahr« 
ab. Später schrieb ihr Anwalt: »Es wur¬ 
de ein administrativer Fehler gemacht.« 
Kroes ist wohl ganz aus Versehen in den 
Steueroasensumpf geplumpst. 
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In wichtigen Fragen gibt es (noch?) Uneinigkeit 


Die Koalitionsgespräche beginnen in der kommenden Woche 


spräch zwischen SPD, den Vertretern 
der Partei „Die Linke“ sowie der Grü¬ 
nen. Nach dem Dreier-Gespräch emp¬ 
fahlen die Spitzen von SPD, Grünen 
und Linkspartei Koalitionsgespräche. 
Man wolle „in den nächsten fünf Jah¬ 
ren in Berlin deutlich“ vorankommen, 
die Berliner dabei stärker einbeziehen 
und den sozialen Ausgleich herstellen, 
betonte der Regierende Bürgermeis¬ 
ter nach dem Gespräch am Montag. 

Bis Mitte kommender Woche wer¬ 
den nun die jeweiligen Parteigremien 
darüber entscheiden. Bei der Links¬ 
partei soll ein Landesparteitag bera¬ 
ten. 

Auch wenn man Einigkeit in einer 
Reihe von Fragen signalisierte, gibt es 
in anderen offenbar noch großen Dis¬ 
kussionsbedarf. Vor allem im Zusam¬ 
menhang mit Finanzen und Investiti¬ 
onen. Denn beispielsweise lehnt die 
Linkspartei die Schuldenbremse im 
Grundgesetz ab und fordert für Ber¬ 


lin ein öffentliches Investitionspro¬ 
gramm über zehn Jahre, für das jähr¬ 
lich 500 Millionen Euro aus dem Lan¬ 
deshaushalt fließen sollen. Mit SPD 
und Grünen ist das offensichtlich nicht 
zu machen.: 

Die Linkspartei will den Hebesatz 
der Gewerbesteuer erhöhen. Die SPD 
hat dies bisher abgelehnt, die Grünen 
haben sich dazu noch nicht eindeutig 
positioniert. 

Die Vertreter der Linkspartei und 
der Grünen sind dagegen in einer Rei¬ 
he von Fragen offenbar bereits einig. 
Das betrifft unter anderem ihre Ab¬ 
lehnung des neuen „Masterplans“ für 
die weitere Bebauung des Alexander¬ 
platzes, ein strenges Nachtflugverbot 
für den künftigen Großflughafen BER 
und die Ablehnung des Weiterbaus der 
A 100 über den Anschluss am Trepto¬ 
wer Park hinaus. Linkspartei und Grü¬ 
ne sind gegen weitere Fahrpreiserhö¬ 
hungen bei der BVG und S-Bahn; Ziel 


der Partei „Die Linke“ ist ein „solida¬ 
risch finanziertes“ Ticket für alle. 

Linkspartei und Grüne sind, an¬ 
ders als die SPD, gegen zusätzli¬ 
che Videokameras im öffentlichen 
Raum. Sie wollen die schon beste¬ 
henden Kontrollen reduzieren und 
auch den Berliner Verfassungsschutz 
auflösen. In einem ersten Schritt, so 
fordern beide Parteien, muss in Berlin 
das System der V-Leute abgeschafft 
werden. 

Linkspartei und Grüne fordern 
mehr „direkte Demokratie“ und im 
Zusammenhang mit Stadtentwick- 
lungs- und Bauprojekten auch eine 
intensivere Einbindung betroffener 
Bürgerinnen und Bürger. Sie fordern 
zudem eine stärkere demokratische 
Kontrolle der Berliner Landesunter¬ 
nehmen. 

Was davon wird nach den Koali¬ 
tionsverhandlungen Bestand haben? 

nh 


Das Rote Rathaus in Berlin, der Sitz des Senats. Rot sind Ziegel, aus denen es 
gebaut ist. 


A m Mittwoch der vergangenen 
Woche begann der aktuelle 
und wohl auch künftige Regie¬ 
rende Bürgermeister von Berlin Mi¬ 
chael Müller (SPD) mit den Sondie¬ 
rungsgesprächen über die Bildung des 
neuen Senats, der Berliner Landesre¬ 
gierung. Zunächst hatte er die CDU 
eingeladen, den bisherigen Koaliti¬ 
onspartner. Dabei war bereits vor den 
Wahlen klar, dass das Bündnis keinen 


Bestand hat. Das hatte Müller vor dem 
dem Wahltag in Berlin klargestellt. 

Aber es ist halt so Sitte: Und so 
wurde in der vergangenen Woche mit 
fast allen im Abgeordnetenhaus ver¬ 
tretenen Parteien gesprochen. Nur die 
AfD blieb „außen vor“. Da hatte Mül¬ 
ler bereits vor den Wahlen und auch am 
Wahlabend eine klare Position bezogen. 

Am Montag dieser Woche gab es 
dann bereits ein gemeinsames Ge¬ 


DKP Berlin zu den Berliner Wahlen 

Ergebnis gehalten - auf zur Bundestagswahl! 


Der Landesvorstand der DKP Berlin 
erklärte zum Ausgang der Wahlen 
vom i8.September:„3467 Berlinerin¬ 
nen und Berliner haben am letzten 
Sonntag die DKP in Berlin gewählt. 
Das Niveau von rund 3 500 Wähler¬ 
stimmen für die DKP verglichen mit 
der Wahl von 2011 konnte gehalten 
werden, auch wenn es ungenügend 
bleibt. Mit nur kleinem Budget und 
einem kleinen Stamm von aktiven 
Wahlkämpfern war es nicht möglich 


der Materialschlacht der großen bür¬ 
gerlichen Parteien etwas entgegen¬ 
zusetzen. Der Wahlkampf fand auch 
politisch unter schwierigen Bedin¬ 
gungen statt. Die Fokussierung des 
Wahlkampfes durch die Medien auf 
die AfD und die Polarisierung durch 
die AfD führtezu einerStimmung,in 
der viele links orientierte Menschen, 
die die Kommunistische Partei zu ih¬ 
rem Wählerpotential zählt, sich für 
die Schaffung eines linken Gegenge¬ 


wichtes im Parlament gegen rechte 
Positionen entschieden und die Par- 
tei„Die Linke“gewählt haben.Wahl¬ 
taktische Erwägungen ersetzen aber 
keine konsequente kommunistische 
Kraft. Die DKP wird in Berlin jetzt in 
die Vorbereitung der Bundestags¬ 
wahl einsteigen und deutlich ma¬ 
chen: Konsequente Opposition be¬ 
ginnt mit Widerstand gegen die 
herrschende Politik, inner- und au¬ 
ßerhalb des Parlaments.“ 


DKP Schleswig-Holstein 
wählt Landeshste 

Die DKP Schleswig-Holstein hat am 
vergangenen Sonnabend, dem 24. Sep¬ 
tember 2016, in Neumünster ihre Lan¬ 
desliste für die Bundestagswahl 2017 
gewählt. Die fünfköpfige Liste wird von 
Birgit und Fritz Gentzsch aus Bargte¬ 
heide im Kreis Stormarn angeführt. 
Mit Kirsten Kastelik aus Lübeck kandi¬ 
diert auch eine Parteilose auf der Liste, 
die vor allem in der antifaschistischen 
und Friedensbewegung bekannt und 
aktiv ist. Mit unter anderem Tornado- 
“Aufklärungs“einsätzen aus Schleswig- 
Jagel, „Patriot“-Flugabwehrraketen, die 
aus Lübeck-Travemünde verschifft wer¬ 
den, zahlreichen Rüstungsproduktions¬ 
stätten und Militärstandorten in Schles¬ 
wig-Holstein wird die Friedenspolitik 
unter dem Motto „Krieg und Flucht 
beginnen hier“ eine zentrale Rolle im 
Wahlkampf spielen. 

Die DKP hatte auf ihrem 21. Par¬ 
teitag beschlossen, flächendeckend mit 
Landeslisten zur Bundestagswahl anzu¬ 
treten. Schleswig-Holstein ist der erste 
DKP-Bezirk, der seine Landesliste auf¬ 
gestellt hat. Der Antritt war dort um¬ 
stritten. 23 Mitglieder sprachen sich auf 
der Wahlversammlung nun für das Auf¬ 
stellen der Liste aus, 16 dagegen. Es gab 
zwei Enthaltungen. Für Oktober sind 
eine Reihe weiterer Wahlversammlun¬ 
gen von DKP-Bezirken einberufen. 


Alternative Einheitsfeier 

Berlin. Das Ostdeutsche Kuratorium 
von Verbänden e.V. (OKV) lädt für 
den 3. Oktober zu seiner traditionellen 
Protestveranstaltung „wider die offizi¬ 
ellen Jubelfeiern (10 bis 12 Uhr). Un¬ 
ter dem Motto „Frieden. Freiheit. So¬ 
lidarität“ nehmen in diesem Jahr Dr. 
Matthias Werner, Präsident des OKV 
e.V.; Annelies Kimmei, ehemals Mit¬ 
glied des Bundesvorstandes des Freien 
Deutschen Gewerkschaftsbundes der 
DDR, Wolfgang Herrmann, Bauingeni¬ 
eur und Berater bei der FSNL in Nica¬ 
ragua (1985-1988), sowie Herausgeber 
der Zeitschrift „Nueva Nicaragua Infor¬ 
me“ teil. Das Kulturprogramm wird von 
der Gruppe „Quijote“ aus Chemnitz ge¬ 
staltet. UCI-Kinowelt, Landesberger 
Allee 52,10 249 Berlin, www.okv-ev.de 


Gezielte Tabubrüche 


AfD-Politiker hetzen unverhohlen gegen Flüchtlinge, Migranten und Homosexuelle 


Die AfD geriert sich gern als demo¬ 
kratische Oppositionskraft. In der 
Realität provozieren ihre Funktio¬ 
näre und Anhänger jedoch häufig 
mit rassistischen und extrem rechten 
Ausfällen. 

Im Nachgang an die Abgeordneten¬ 
hauswahl in Berlin geriet vor allem die 
Personalie von Kay Nerstheimer in den 
Fokus der Öffentlichkeit. Der 52-Jähri¬ 
ge war als Direktkandidat der AfD für 
Berlin-Lichtenberg aufgestellt worden 
und gewann den Wahlkreis bei der 
Abgeordnetenhauswahl am 18. Sep¬ 
tember. 

Nerstheimer wird sein Mandat je¬ 
doch trotz seines Erfolges offensicht¬ 
lich als fraktionsloser Abgeordneter 
wahrnehmen. Dies liegt unter an¬ 
derem daran, dass er in der Vergan¬ 
genheit Mitglied der extrem rechten 
und islamfeindlichen „German De- 
fence League“ war. Zudem soll sich 
der AfD-Politiker mehrfach rassis¬ 
tisch geäußert haben. So soll er auf 
Facebook Flüchtlinge aus Syrien als 
„einfach widerliches Gewürm“ be¬ 
zeichnet haben. Asylbewerber be- 
zeichnete er als „Parasiten, die sich 
von den Lebenssäften des deutschen 
Volkes ernähren“. Homosexuelle ge¬ 
hörten Nerstheimer zufolge zu einer 
„degenerierten Spezies“, die sich „wi¬ 
dernatürlich“ verhalte. Zudem sei es 
„kein Verdienst diesen Gendefekt zu 
besitzen“. 

Mit derlei volksverhetzenden Äu¬ 
ßerungen steht Nerstheimer in der 
AfD keineswegs alleine da. So kün¬ 
digte Björn Hocke, Fraktionschef der 
AfD im Landtag von Thüringen, kürz¬ 
lich den Kampf gegen einen von ihm 
ausgemachten „perversen Zeitgeist“ 
an. „Wir werden diesem Zeitgeist, die¬ 
sem unsäglichen, diesem unglückli¬ 
chen, diesem perversen Zeitgeist, an¬ 
ders kann man es nicht sagen, niemals 
nachgeben“, sagte er und führte weiter 
aus: „Wir werden ihm die Stirn bieten, 
wir stehen gerade und aufrecht für die 
Natürlichkeit der Familie, für die Na¬ 
türlichkeit der Sexualität, für das, was 


Die AfD erreichte bei den Berliner Wahlen 14,6 Prozent der Zweitstimmen und 
ist auch in alle Bezirksvertretungen eingezogen. Die Proteste gegen sie und die 
Auseinandersetzung muss verstärkt werden. Hier ein Bild von der Demonstrati¬ 
on im Rahmen der Aktionen des Bündnisses „Aufstehen gegen Rassismus“ am 3. 
September in Berlin. 




die Gesellschaft prägt: die natürliche Derlei Hetze findet offensichtlich 
Verbindung aus Mann und Frau. Was auch in Teilen der CDU/CSU Zustim- 
denn sonst?“ mung. So hat sich die etwa sächsische 


CDU-Bundestagsabgeordnete Vero¬ 
nika Bellmann dafür ausgesprochen, 
dass ihre Partei Koalitionen mit der 
AfD künftig nicht mehr ausschließe. 

Die CDU müsse sich in Zukunft 
die Frage stellen, welche Machtopti¬ 
onen sie habe, konstatierte die 55-Jäh¬ 
rige. In der AfD „gibt es durchaus ak¬ 
zeptable Leute, mit denen ein Dialog 
möglich ist“, so Bellmann weiter, die 
in der Vergangenheit selbst durch 
Stimmungsmache gegen Lesben und 
Schwule aufgefallen war. 

Unterdessen fabulierte das Ab¬ 
geordnetenhaus-Neumitglied Kay 
Nerstheimer, der sein Facebook-Pro- 
fil mittlerweile abgeschaltet hat, von 
einer gegen seine Person gerichtete 
„Hexenjagd“. „Ich bleibe weiterhin 
Mitglied der AfD und werde wohl in 
vielen Punkten mit der Partei stim¬ 
men“, kündigte er trotzdem an. 

Auch der Rest der sich gern „bür¬ 
gerlich-konservativ“ gerierenden 
AfD in Berlin verfügt teils über Ver¬ 
bindungen ins offen rechte bis rechts¬ 
extreme Lager. 

So verfügen einige der Abgeord¬ 
neten und Teile des Personals of¬ 
fenbar zu Verbindungen zur vom 
Inlandsgeheimdienst beobachteten 
„Identitären Bewegung“ oder ver¬ 
schiedenen Rechtsaußenpostillen 
wie der „Jungen Freiheit“ bzw. sich 
ähnlich positionierenden Internet¬ 
portalen. 

Anhand der Personalien der neu¬ 
en Abgeordnetenhaus-Mitglieder 
wird zudem deutlich, dass es sich bei 
der Berliner AfD keineswegs um eine 
Partei der sich abgehängt Fühlenden 
oder gar sozial Deklassierten handelt. 
Vielmehr finden sich in den Reihen 
der rechten Partei ehemalige Mitglie¬ 
der von CDU und FDP. 

Nicht wenige davon entstammten 
hochdotierten Jobs und waren zuvor 
als Berufssoldaten,Ärzten, Unterneh¬ 
mer, einer sogar als ehemaliger Mi¬ 
nisterialrat der Bundestagsverwal¬ 
tung tätig. 

Markus Bernhardt 
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Freitag, 30. September 2016 


Gun tram Hasselkamp zur neuesten Hacker-Attacke auf den Bundestag 


Der russische Demokratiekiller 


Die Demokratie ist in Gefahr. In den USA, in Deutsch¬ 
land und auch anderswo. Nein, nicht was Sie jetzt den¬ 
ken. Es geht nicht um milliardenschwere Lobbyisten 
wie dem militant-zionistischen Haim Saban, der auf 
„Bloomberg TV“ erklärte, er werde für die Wahl von 
Hillary Clinton „soviel wie nötig“ spenden, oder viel¬ 
leicht dem geostrategisch ambitionierten Großzocker 
George Soros („The Hillary Democrats’ Billionaire 
Puppetmaster?“ in „Investors Business Daily“), der 
für Frau Clinton immerhin 9 Millionen Dollar hat 
springen lassen, oder die Großsponsoren des islamis- 
tischen Terrors, Kuwait, Qatar oder Saudi-Arabien, die 
zweistellige Millionenbeträge für die Geldwaschma¬ 
schine Clinton Foundation übrig hatten. 

Nein nein, die Russen waren’s. Spätestens seit dem 
Ukraine-Putsch heißt ja das Spiel: Haut den Putin! 
„Wir schließen aus den Berichten, die wir erhalten 
haben, dass der russische Geheimdienst ernsthafte 


und koordinierte Anstrengungen unternimmt, um die 
US-Wahl zu beeinflussen“, verkündet ausgerechnet 
die Vize-Vorsitzende des Geheimdienstausschusses 
des US-Senats Dianne Feinstein. - NSA, da war doch 
mal was. Die russischen Hacker wollten Zweifel an der 
Sicherheit der Wahl säen und den Ausgang beeinflus¬ 
sen. Bei der Wahl Bush vs. Gore im Jahr 2000 gab es 
in Florida so lange „Pannen“ bei den Wahlmaschinen 
bis endlich Bush per Gerichtsbeschluss Sieger wurde. 
Da war der Ex-KGB-Offizier Putin schon Präsident 
Russlands. Zufall? 

„Cyber-Spionage aus Russland“, mag das für innere 
Sicherheit zuständige Berliner Amtsblatt „Bild“ nicht 
hinter Frau Feinstein zurück stehen. „Hacker-Attacke 
auf unsere Bundestags-Politiker.“ (Zur Klarstellung: 
das Possessivpronomen „unsere“ ist hier wörtlich, pro- 
domo gemeint, nicht dass Sie jetzt denken, ihnen ge¬ 
hörte auch einer.) In E-Mails, die „vermeintlich“ aus 


dem Natohauptquartier stammten, habe sich „ein 
Link“(!) befunden, über den „Spähsoftware auf den 
betroffenen Rechner“(!) gelangt sei. 

Das ist erkennbar schwach. Ein Link auf einer Na- 
to-E-Mail auf einem Rechner. Wenn das alles ist, was 
„Putin“ zu bieten hat. Die Nato, sprich die US-Ameri¬ 
kaner und Briten, hören bekanntlich alles ab und lesen 
alles mit. Vom „Bild“-Chef bis herunter zur Kanzlerin. 
Die Vorstellung in Deutschland könne etwas von Be¬ 
deutung laufen, das vorher nicht in Washington gou¬ 
tiert wurde, hat etwas von Kindergarten. Was ist ein 
Link gegen die NSA? 

Daher warf „Bild“ ihren Mann fürs Grobe an die 
Front. Wenn schon die Fakten nichts hergeben, muss 
wenigsten die Reklame stimmen, wusste schon Goeb¬ 
bels. Also Julian Reichelt: „Die drei größten Bedrohun¬ 
gen der digitalen Welt heißen Russland, Russland und 
Russland.“ Na, wer sagt’s denn. Geht doch! 


Neuerlicher Anschlag 

Am vergangenen Wochenende wurde 
das Bürgerbüro von Susanne Schaper, 
Landtagsabgeordnete der sächsischen 
Linkspartei, in Chemnitz zum wieder¬ 
holten Mal Ziel eines Übergriffs. Un¬ 
bekannte Täter sprühten in der Nacht 
vom Freitag zum Samstag Parolen wie 
„NS-Zone“ oder „Zecken“, sowie ein 
Hakenkreuz auf die Frontscheiben des 
Büros. Die Polizei wurde eingeschaltet, 
der Staatsschutz ermittelt. Es handelt 
sich bereits um den sechsten Übergriff 
auf das Büro seit Jahresbeginn. Insge¬ 
samt zählte die sächsische Linkspartei 
seit Beginn dieses Jahres 38 gemelde¬ 
te Ereignisse wie Anschläge auf Bü¬ 
ros, Übergriffe auf Wohnungen oder 
Infostände und Bedrohung von Mit¬ 
gliedern. Schwerpunkt der Taten bil¬ 
dete bisher der Landkreis Sächsische 
Schweiz/Osterzgebirge mit 12 gemel¬ 
deten Vorfällen. 


Politische Bankrotterklärung 
mit katastrophalen Folgen 

„Rot-grüne“ Landesregierung in Nordrhein-Westfalen besorgt das Geschäft rechtspopulistischer Parteien 


UZ: Schon seit Wochen kommt es 
in Bochum und anderen Städten des 
Ruhrgebietes zu Protesten von Flücht¬ 
lingen. Was sind die Kernforderungen 
der Geflüchteten? 

Amid Rabieh: Im Kern ging es bei 
den Protesten bisher immer um die 
Durchsetzung purer Selbstverständ¬ 
lichkeiten: Menschenwürdige Un¬ 
terbringung, das Recht die eigenen 
Mahlzeiten selbst zubereiten zu dür¬ 
fen, oder etwa die Möglichkeit, einen 
Asylantrag zu stellen. 

Hier findet ein Staatsversagen gro¬ 
ßen Ausmaßes statt. Menschen werden 
in Bochum beispielsweise zu Hunder¬ 
ten in Containerghettos eingepfercht, 
trotz tausendfach vorhandenem Leer¬ 
stand. Für die Betroffenen hat das 
Monate der Verunsicherung und Ver¬ 
zweiflung zur Folge. Sie sind teilweise 
nervlich am Ende. Zu allem Überfluss 
kommt jetzt noch das sogenannte In¬ 
tegrationsgesetz mit seiner integrati¬ 
onsfeindlichen Wohnsitzauflage hin¬ 
zu. Dagegen regt sich der Protest von 
Flüchtlingen, unter anderem in Duis¬ 
burg, Gelsenkirchen und Bochum. 

UZ: Welche Auswirkungen hat diese 
sogenannte Wohnsitzauflage für die 
Flüchtlinge vor Ort? 

Amid Rabieh: Genossen die Flücht¬ 
linge bisher Freizügigkeit innerhalb 
des gesamten Bundesgebietes, be¬ 
stimmt das sogenannte Integrations¬ 
gesetz nunmehr, dass anerkannte 
Flüchtlinge - mit wenigen Ausnah¬ 
men - für drei Jahre in dem Bundes¬ 
land wohnen müssen, dem sie zur 
Durchführung ihrer Asylverfahren 
zugeteilt wurden. 

Die „rot-grüne“ Landesregierung 
von Nordrhein-Westfalen hat sich zu 
allem Überfluss auch noch auf eine 
weitere Verschärfung verständigt. 
Flüchtlingen in NRW soll ab dem 
1. Dezember ein Wohnort verbindlich 
vorgeschrieben werden. 

Dadurch wird die Freizügigkeit 
für Flüchtlinge, unter Androhung der 
Streichung von Sozialleistungen, fak¬ 
tisch abgeschafft. Sie sollen also ge¬ 
zwungen werden, an Orte zurückzu¬ 
kehren an denen sie teilweise massive 
rassistische Erfahrungen gemacht ha¬ 
ben. Das empfinden sie zu Recht als 
unzumutbar. 

UZ: Sorgt die Wohnsitzauflage nicht 
auch bei Behörden und Jobcentern für 
chaotische Zustände? 

Amid Rabieh: In der Tat. Oft weiß die 
eine Hand nicht was die Andere tut. 
Während der für Integrationsfragen 
zuständige Arbeitsminister Rainer 
Schmeltzer (SPD) anweist, die Job¬ 
center in NRW sollten zunächst bis 


zum 31. Oktober weiter Sozialleistun¬ 
gen an Rückreisepflichtige Personen 
auszahlen, wissen wir, dass beispiels¬ 
weise in Duisburg zahlreiche Flücht¬ 
linge bis heute keinerlei Sozialleistun¬ 
gen bekommen und in ihrer Verzweif¬ 
lung vereinzelt NRW verlassen haben. 

Teilweise werden Flüchtlinge die von 
NRW aus in andere Bundesländer ge¬ 
schickt wurden, wieder gezwungen, zu¬ 
rückzukehren, da ihnen die Gewährung 
von Sozialleistungen verweigert wurde. 

Schmeltzer räumt inzwischen ein, 
dass es bei der Umsetzung des Ge¬ 
setzes Schwierigkeiten gäbe. Auch 
räumt er ein, dass es den Ämtern sehr 
oft unklar sei, welches Jobcenter in 
Deutschland die Auszahlung der Sozi¬ 
alleistungen übernehmen müsse. Das 
ist eine politische Bankrotterklärung 
mit katastrophalen Folgen für die Be¬ 
troffenen. 

UZ: Welche Forderungen ergeben sich 
daraus für Ihre Partei? 

Amid Rabieh: Wir lehnen das soge¬ 
nannte Integrationsgesetz grundsätz¬ 
lich ab, da es die Inklusion von Mig- 
rantinnen und Migranten beeinträch¬ 
tigt. Auf Landesebene unterstützen 
wir insbesondere die Forderung des 
Flüchtlingsrates NRW, die Freizügig¬ 
keit innerhalb Nordrhein-Westfalens 
nicht weiter zu beschränken. SPD und 
Grüne sollten die Wohnsitzauflage für 
Flüchtlinge in NRW zurücknehmen. 

UZ: Nordrhein-Westfalens Landesin¬ 
nenminister Ralf Jäger (SPD) hat sich 
kürzlich erfreut darüber gezeigt, dass 
allein bis zum 31 . Juli 2 957 Menschen 
aus NRW ab geschoben worden und 
17 000 Menschen, die angeblich über 
keine Bleiberechtsperspektive verfügt 
hätten, „freiwillig aus gereist“ seien. Tei¬ 
len Sie die Freude Jägers? 

Amid Rabieh: Kein anderes Bundes¬ 
land hat in den ersten sieben Monaten 
des Jahres so viele Asylbewerberin¬ 
nen und Asylbewerber abgeschoben 
wie NRW. Jede einzelne Abschiebung 
ist eine Tragödie. Wer das als Erfolgs¬ 
meldung verbucht, dem fehlt es an 
Mitmenschlichkeit. 

Was die „freiwilligen Ausreisen“ 
angeht bin ich eher skeptisch und tei¬ 
le da die Einschätzung der Flücht¬ 
lingsorganisation pro Asyl, die von 
„erzwungener Freiwilligkeit“ spricht. 
Die eigene Ausreise kommt oftmals 
nur der vermeintlich unausweichli¬ 
chen Abschiebung zuvor. 

Auch das ist kein Grund zur Freu¬ 
de, sondern eher die Folge von oftmals 
fehlendem rechtlichen Beistand. Es 
verdeutlicht eher das Grundverhält¬ 
nis der „rot-grünen“ Landesregierung 
zu Menschen die vor unvorstellbarem 
Elend zu uns fliehen. Für sie sind das 



Amid Rabieh ist Sprecher der Links¬ 
partei in Bochum 


bloß Kostenfaktoren, die es zu redu¬ 
zieren gilt. Eine solche Politik werden 
wir nicht mittragen. 

UZ: Wie stehen Sie insgesamt zur 
Flüchtlingspolitik von SPD und 
Bündnis 90 /Die Grünen in NRW? 

Amid Rabieh: Die „rot-grüne“ Lan¬ 
desregierung trägt die Politik der Des¬ 
integration und der massiven Asyl¬ 
rechtsverschärfungen der Bundes¬ 
regierung nicht nur mit, sondern sie 
unterstützt sie nach Kräften, wie man 
an dem Beispiel der Wohnsitzauflage 
in NRW erkennen kann. 

Sie nehmen es stolz für sich in An¬ 
spruch, in diesem Jahr das bundeswei¬ 
te Ranking der Abschiebungen anzu¬ 
führen. Hier wurden schließlich extra 
40 Stellen vom Land geschaffen, um 
die kommunalen Ausländerbehörden 


Unter dem Motto „Es reicht! Rechte 
Gewalt stoppen!“ riefen 40 demokra¬ 
tische und antifaschistische Organisa¬ 
tionen, Initiativen und Parteien zu ei¬ 
ner gemeinsamen Demonstration ge¬ 
gen das zunehmende Nazi-Unwesen 
in Dortmund und anderswo auf. 

In der Spitze 2 500 meist jun¬ 
ge Menschen folgten diesem Aufruf 
und zogen unter einem bunten Fah¬ 
nen- und Transparentenmeer durch 
Dortmund. 

Anstoß zu dieser breiten Kampa¬ 
gne waren gehäufte Provokationen 
und Überfälle des kriminellen, brau¬ 
nen Mobs auf junge Antifaschisten, 
die vor kurzem in einer Messeratta¬ 
cke gipfelten. 

Im Gedenken an die Opfer fa¬ 
schistischer Verbrechen wurden, aus¬ 
gehend vom ehemaligen Gestapo- 
Gefängnis Steinwache und dem Stein 


unter anderem bei den Abschiebun¬ 
gen zu unterstützen. Zudem starten 
Abschiebe-Flugzeuge nicht mehr nur 
in Düsseldorf, sondern auch aus Dort¬ 
mund und Paderborn. SPD und Grüne 
zeigen also die volle Härte gegenüber 
den Schutzsuchenden in NRW und 
stehen für eine Politik der konsequen¬ 
ten Abschiebungen. 

Besonders übel ist die von ihnen 
gepflegte neoliberale Sündenbockpoli¬ 
tik zu Lasten der Flüchtlinge. Wo zuvor 
noch auf die vermeintlich „faulen Ar¬ 
beitslosen“ geschimpft und über hohe 
Sozialausgaben geklagt wurde, sollen 
jetzt die Geflüchteten herhalten, um 
ihre Politik des sozialen Kahlschlags 
zu rechtfertigen. Wer so argumentiert, 
besorgt das Geschäft rechtspopulisti¬ 
scher Parteien und Initiativen. 

Die Linke bezieht hier klar Positi¬ 
on: Nicht die Flüchtlinge, sondern die 
seit Jahren von den etablierten Par¬ 
teien forcierte Plünderung der kom¬ 
munalen Kassen in NRW zuguns¬ 
ten der Reichsten in diesem Land ist 
das Hauptproblem der anhaltenden 
Schieflage der öffentlichen Kassen. 

UZ: Vor allem die Grünen inszenieren 
sich jedoch als angebliche Unterstützer 
von Flüchtlingen. Wie glaubwürdig ist 
das? 

Amid Rabieh: Die Grünen stehen für 
eine Politik der menschenunwürdigen 
Unterbringung in Sammellagern und 
massenhaften Abschiebungen in den 
Kommunen sowie Waffenexporte und 
Kriege als Fluchtursachen. Gleichzei¬ 
tig versuchen sie insbesondere mithil¬ 
fe ihrer Jugendorganisationen, das Ge- 


für die Opfer des NSU, der Gedenk¬ 
stein für Mehmet Kubasik und der 
Tatort, an dem der Punker Thomas 
Schulz erstochen wurde, aufgesucht. 

Die DGB-Vorsitzende Dortmund- 
Hellweg Jutta Reiter mahnte an dem 
Ort, an dem das Gewerkschaftshaus 
am 1. Mai 1933 von Faschisten ge¬ 
stürmt und besetzt wurde, aus der 
Geschichte zu lernen und der rech¬ 
ten Gefahr gemeinsam entgegen zu 
treten. 

„Es reicht“ allerdings schon lan¬ 
ge. Spätestens seit dem Jahr 2000 
versuchen die Neonazis Dortmund 
zu ihrer Hochburg auszubauen und 
die durch Erwerbslosigkeit und Ar¬ 
mut gebeutelte Stadt mit Großauf¬ 
märschen, Gewalt gegen Auslände¬ 
rinnen, Ausländer und Andersden¬ 
kende, durch Mord und Totschlag zu 
terrorisieren. 


genteil von dem zu propagieren was 
sie im Ergebnis, zu Lasten der Flücht¬ 
linge mittragen. Das ist systematische 
Täuschung der Wählerinnen und Wäh¬ 
ler. 

Wie weit der Opportunismus die¬ 
ser Partei geht, wird auch an einem Ta¬ 
bubruch im Bochumer Stadtrat deut¬ 
lich. 

UZ: Die Grünen haben sich dort fak¬ 
tisch für eine Zusammenarbeit mit der 
rassistischen und zum Teil antisemiti¬ 
schen AfD im Bochumer Stadtrat ent¬ 
schieden. 

Die Linksfraktion hatte sich zu¬ 
vor geweigert, mit der AfD an einer 
gemeinsamen Resolution zu arbeiten. 
Daraufhin wurde der Resolutionstext 
unter Ausschluss Ihrer Partei einge¬ 
reicht und zur Abstimmung gebracht. 

Amid Rabieh: Offensichtlich sind die 
Schnittmengen mit der ebenfalls neoli¬ 
beralen AfD inzwischen größer als mit 
den Linken. Es ist nun an den Grü¬ 
nen, zu erklären, wie eine solche Zu¬ 
sammenarbeit mit der AfD mit ihren 
jeweiligen Parteiprogrammen verein¬ 
bar ist. 

Für meine Partei gilt weiterhin: 
Wir werden mit rechten und rechtspo¬ 
pulistischen Parteien wie der AfD 
nicht Zusammenarbeiten. An diesen 
Beispielen wird deutlich: in der Aus¬ 
einandersetzung für ein menschen¬ 
würdiges Leben für alle und gegen 
eine rassistische Ausgrenzungspolitik, 
sind die Grünen offensichtlich keine 
ernstzunehmenden und glaubwürdi¬ 
gen Bündnispartner. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 


Dass ihnen das so weit gelingen 
konnte, hat mit dem jahrzehntelangen 
Verharmlosen der Nazigefahr durch 
die Politik, mit einer von Blindheit 
auf dem rechten Auge geschlagenen 
Justiz und mit einer Polizei, die jeden 
noch so rüden Naziaufmarsch mit 
brachialen Mitteln schützte, zu tun. 
Auch die lange geübte Sortierung 
nach „guten“ und „schlechten“, also 
autonomen Antifaschistinnen und 
Antifaschisten, und die Zersplitte¬ 
rung der Bündnisse nahmen einer ef¬ 
fektiven Gegenwehr viel Kraft. Dass 
es diesmal gelang, in gegenseitigem 
Respekt gemeinsam zu demonstrie¬ 
ren: Gewerkschaften, Parteien, Ju¬ 
gendorganisationen, antifaschistische 
und soziale Bündnisse, migrantische 
Verbände, das ist ein wichtiger Schritt 
nach vorne. Ihn gilt es auszubauen. 

UR 


Es reicht! Rechte Gewalt stoppen! 

Demonstration in Dortmund 
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FARC für Friedensvertrag 

Mit einem einstimmigen Votum haben 
die Revolutionären Streitkräfte Kolum¬ 
biens (FARC) den Weg zur Unterzeich¬ 
nung eines Friedensvertrags zwischen 
der Guerilla und der Regierung des 
Landes freigemacht. Mehr als 300 Dele¬ 
gierte beschlossen am Wochenende auf 
der zehnten nationalen Konferenz der 
FARC in Llanos del Yari im Südosten 
des Landes die Ratifizierung des Doku¬ 
ments. „Der Krieg ist vorbei“, erklärte 
Chefunterhändler Ivan Märquez. Die 
Unterzeichnung fand am Montag in 
Cartagena statt, unter Anwesenheit von 
UNO-Generalsekretär Ban Ki Moon. 
Die Delegierten hatten seit dem 
17. September über die Ratifizierung 
des Friedensvertrags beraten. Das Ab¬ 
kommen wird Anfang Oktober den Ko¬ 
lumbianern in einem Referendum zur 
Abstimmung vorgelegt. 

Generalstreik bei 
Hyundai Motor 

Gewerkschaftlich organisierte Arbeiter 
von Hyundai Motor, dem größten Au¬ 
tomobilkonzern Südkoreas, haben am 
Montag die Produktion für einen Tag 
stillgelegt. In allen drei heimischen Pro¬ 
duktionsstätten ruhten die Laufbänder. 
Für diese Woche sind weitere Streiks 
in einzelnen Werksteilen angekündigt - 
auch beim Autokonzern Kia Motors, 
der zu Hyundai gehört. Rund 50 000 
Gewerkschafter protestieren mit dem 
Streik gegen eine aus ihrer Sicht zu 
niedrige Lohnerhöhung. 

Corbyn bleibt Labour-Chef 

Der Vorsitzende der britischen Labour 
Party, Jeremy Corbyn, ist im Amt be¬ 
stätigt worden. Demnach hat er bei 
der Abstimmung der Parteimitglieder 
61,8 Prozent der abgegebenen Stim¬ 
men erhalten. Gegen Corbyn, der sich 
als demokratischer Sozialist bezeich¬ 
net, trat der dem rechten Labour-Flügel 
angehörende Parlamentsabgeordnete 
Owen Smith an. Von den 505 438 ab¬ 
gegebenen Stimmen entfielen 313 209 
auf Corbyn. Die rund 650 000 Partei¬ 
mitglieder und Sympathisanten hatten 
einen Monat Zeit, ihre Stimme abzuge¬ 
ben. Corbyn ist an der Basis beliebt und 
hatte mit zu einer Eintrittswelle beige¬ 
tragen, die zu einer Verdreifachung der 
Labour-Mitglieder führte. 

Unbeliebt ist Corbyn dagegen 
bei den Parlamentsabgeordneten der 
Labour Party. Im Juni sprachen sich 
172 von 212 Labour-Abgeordneten in 
einem Misstrauensvotum gegen Cor¬ 
byn aus und forderten seinen Rücktritt. 

Die Kommunistische Partei Britan¬ 
niens warnte Labour-Abgeordnete, die 
sich weiterhin weigern, Corbyn zu un¬ 
terstützen: „Die Mitglieder der Labour 
Party werden entscheiden, ob sie Kan¬ 
didaten und Abgeordnete wollen, die 
das Interesse von Big Business, der EU 
und Nato über das der Arbeiterbewe¬ 
gung und der Arbeiterklasse stellen.“ 

Zugewinne für Linke 
bei Regionalwahlen 

Bei den Regionalwahlen im Basken¬ 
land und in Galicien haben linke Kräfte 
hinzugewinnen können. Im Baskenland 
folgten auf die regierende Baskische Na¬ 
tionalistische Partei (PNV) mit 29 Man¬ 
daten die linken Unabhängigkeitsbefür¬ 
worter der EH Bildu mit 17 Mandaten. 
Die PSOE wurde vom linken Bündnis 
Podemos auf den vierten Platz verdrängt. 
In der Autonomen Gemeinschaft Ga¬ 
licien gewann die rechtskonservative 
Volkspartei PP erneut die absolute 
Mehrheit. Die PSOE büßte vier ihrer 
bisher 18 Sitze ein, das Linksbündnis 
um Podemos hat nun ebenfalls 14 Sitze. 

EU will sich gegenüber 
Kuba normaler verhalten 

Die Europäische Union möchte ein 
Abkommen verabschieden, das die Be¬ 
ziehungen mit Kuba normalisiert. Die 
„Hohe Vertreterin“ der EU für Außenpo¬ 
litik, Federica Mogherini, erklärte: „Das 
bilaterale Abkommen zwischen der EU 
und Kuba ist das Ergebnis der fruchtba¬ 
ren und konstruktiven Zusammenarbeit 
beider Seiten und markiert einen Wende¬ 
punkt in unseren Beziehungen.“ 


Syrien im Belagerungszustand 

Mehr als 13 Millionen brauchen humanitäre Hilfe 
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I n Aleppo wurden die Truppen von 
al-Nusra und des IS von ihrem Nach¬ 
schub abgeschnitten. Für die Zivilis¬ 
ten im Ostteil von Aleppo und zwischen 
den Fronten in anderen Gebieten ist es 
eine schwierige Situation. 

Nach Angaben des „World Food 
Programme“ der UN leben fast 
500 000 Menschen in belagerten Ge¬ 
bieten, ungefähr die Hälfte von ihnen 
in Aleppo. Hier wurden Fluchtwege 
für Zivilisten eingerichtet, die genutzt 
werden, wenn auch zurzeit nicht mas¬ 
senhaft. 

Ein weiterer großer Teil der Belager¬ 
ten lebt in Deir Ezzor, wo der „Islami¬ 
sche Staat“ die Stadt von jeglicher Ver¬ 
sorgung auf dem Landweg abgeschnit¬ 
ten hat. Eine Versorgung ist hier über 
Lufttransporte möglich. Spiegel Online 
nennt neben Aleppo vor allem die Orte 
Madaja, Sabadani, Fua und Kifraja als 
Opfer von Belagerungen. Für Madaja 
und Sabadani wurde die Zahl von 40 000 
Belagerten angeführt. Diese Zahl ist 
weit übertrieben. Mit dem Beginn der 
Kämpfe hatte der größte Teil der Ein¬ 
wohner die Städte verlassen, in Madaya 
blieben zum Ende zwischen 4 000 und 
8 000, viele von ihnen Bewaffnete. 

Die Bewaffneten haben Madaja 
mittlerweile verlassen, hier gibt es keine 
Blockade mehr. Die Orte Fua und Kif¬ 
raja werden von der Terrororganisati¬ 
on Dschabhat Fatah al-Scham belagert. 

Tatsächlich ist die humanitäre Ka¬ 
tastrophe viel umfassender als diese 
wenigen Orte zeigen. Seit Beginn des 
Krieges, d.h. seit Sommer 2011, war die 
Elektrizitäts- und Wasserversorgung be¬ 
vorzugtes Ziel terroristischer Anschläge. 
Verkehrswege wurden belagert, Trans¬ 
porte beschossen. Schon 2012 musste 
eine Bahnstrecke bei Horns weiträumig 
von der Armee geschützt werden. 

Das „World Food Programme“ be¬ 
schreibt die Situation folgendermaßen: 
Mehr als 13 Millionen Menschen in Syri¬ 
en benötigen humanitäre Hilfe. 4,5 Mil¬ 
lionen davon befinden sich in Gebieten, 
die schwierig zu erreichen sind. Welche 
Gebiete besonders schwer zu erreichen 


sind, ändert sich mit der wechselnden 
Kriegssituation. Hilfskonvois auch zum 
Beispiel mit russischen Hilfsgütern wer¬ 
den von Terroristen beschossen. 

In Zusammenarbeit mit der syrischen 
Regierung verteilt das WFP Lebensmit¬ 
tel in Syrien. Eine Karte des WFP zeigt, 
dass es Posten zur Lebensmittelvertei¬ 
lung auf dem gesamten Staatsgebiet Sy¬ 
riens gibt - außer in den Gebieten, die 
klar von IS dominiert werden. 

Mit jedem Erfolg der syrischen Ar¬ 
mee wird das Thema der humanitären 
Katastrophe in den von der Armee ab¬ 
geriegelten Gebieten weiter skanda- 
lisiert. Die Berichterstattung über die 
humanitäre Katastrophe selbst wird zur 
Waffe im Krieg. Die einseitige Darstel¬ 
lung, in der nur Frauen und Kinder zu 
Wort kommen, während die schwer be¬ 


waffneten Kämpfer ausgeblendet wer¬ 
den, soll den Weg für eine humanitäre 
Intervention ebnen. 

Die Heinrich-Böll-Stiftung und 
„taz“beispielsweise beklagen der syri¬ 
sche Präsident benutze die UN als Er¬ 
füllungsgehilfen seiner Strategie des 
Aushungerns. 

IS, al-Nusra und andere terroristi¬ 
sche Organisationen arbeiten nicht mit 
UNESCO oder dem WFP zusammen. 
Anders die syrische Regierung - und 
gerade das wird ihr vorgeworfen. Zum 
Beispiel von der „taz“, die beklagt, dass 
das Welternährungsprogramm 96 Pro¬ 
zent der Nahrungsmittel in Regierungs¬ 
gebiet liefert. 

Hilfskonvois aus der Türkei waren 
in der Vergangenheit häufig verdeckte 
Waffenlieferungen. Der Chefredakteur 


der Zeitung „Cumhuriyet“, Can Dün- 
dar, und sein Kollege Erdern Gül be¬ 
richteten darüber und wurden deshalb 
zu Haftstrafen verurteilt. 

Aktuell gibt es Hilfslieferungen der 
UN an die Orte Sabadani, Madaja, Fua 
und Kifraja. Das russische Militär liefert 
Hilfsgüter an Orte im Gouvernement 
Aleppo und Lataki. 

Wer nur von den 500 000 Belager¬ 
ten in Aleppo, Deir Ezzor und anderen 
Orten und auch wer nur von der kata¬ 
strophalen humanitären Situation in 
Syrien spricht übersieht die umfassen¬ 
de Belagerung ganzer Staaten: ob Irak, 
Iran, Syrien oder andere - alle waren 
und sind Sanktionen ausgesetzt. Sank¬ 
tionen aber sind nur ein verschleiernder 
Begriff für - Belagerung. 

Manfred Ziegler 


Herbe Verluste für die Kommunistische Partei 

Russland: Überlegungen zu den Ursachen des Ergebnisses der Duma-Wahlen 


Über die Resultate der Wahlen zur rus¬ 
sischen Staatsduma am 18. September 
hat die UZ bereits kurz in ihrer letz¬ 
ten Ausgabe berichtet. Danach ist die 
Kreml-Partei „Einiges Russland“ (ER), 
die von 238 Mandaten bei der voran¬ 
gegangenen Duma-Wahl 2011 auf 343 
Sitze zulegen konnte und damit über 
76 Prozent der 450 Mandate verfügt, 
als haushoher Sieger aus dem Urnen¬ 
gang hervorgegangen. Der größte Ver¬ 
lierer ist die „Kommunistische Partei 
der Russischen Föderation“ (KPRF), 
die von 92 Mandaten auf 42 Sitze ab¬ 
stürzte. Aber auch die nationalistische 
LDPR Schirinowskis und die Partei 
„Gerechtes Russland“ (GR), haben 
beträchtliche Mandatsverluste hinneh¬ 
men müssen. 

Für diese Ergebnisse gibt es vie¬ 
le Gründe. Dazu gehören aus unserer 
Sicht: 

Erstens, die Wirkungen der neuen 
Wahlgesetzgebung. Wurden die Abge¬ 
ordneten in der Vergangenheit allein 
über Parteilisten gewählt, so gilt dies 
nunmehr nur noch für die Hälfte der 
450 Mandate. Die andere Hälfte wird 
über die Direktwahl in den Wahlkrei¬ 
sen vergeben, bei der derjenige Kandi¬ 
dat das Mandat erobert, der die meisten 
Stimmen erreicht, während die auf die 
übrigen Kandidaten abgegebenen Stim¬ 
men unter den Tisch fallen. 

Zweitens unterstreichen russische 
Kommentatoren, dass die Mehrheit 
derjenigen, die an der Wahl teilgenom¬ 
men haben, sich trotz der massiven wirt¬ 
schaftlichen Probleme und des sinken¬ 
den Lebensstandards für den größten 
Teil der Bevölkerung, für politische 


Stabilität und damit für Putin und sei¬ 
ne Partei entschieden hätten. 

Ein Grund dafür wird in den negati¬ 
ven ukrainischen Erfahrungen seit dem 
Maidan gesehen. So erklärte z.B. der 
Politologe Konstantin Kalatschew im 
Gespräch mit der „Swobodnaja Pres- 
sa“: „Die Mehrheit der Menschen will 
keine radikalen Veränderungen. (...) 
Das war auch vor den Ereignissen in 
der Ukraine so, und auch vor vier oder 
fünf Jahren. Eine andere Frage ist, dass 
viele Wähler, die früher für die Oppo¬ 
sition gestimmt haben, diesmal - ange¬ 
sichts der Ereignisse im Nachbarland - 
dies nicht getan haben (...). Man sollte 
den ukrainischen Faktor mit Blick auf 
die Stimmabgabe für die ER nicht über¬ 
treiben, aber für die niedrigen Resultate 
der Opposition spielen sie schon eine 
merkbare Rolle.“ (Anmerkung W.G.: 
den Begriff Opposiition bezieht der Po¬ 
litologe hier weniger auf die prowestli¬ 
che, als vielmehr auf die im Parlament 
vertretene Opposition und dabei wohl 
vorrangig auf die KPRF.) 

Auch der KPRF-Direktkandidat 
im Wahlkreis 143, der kommunistische 
Schriftsteller und Politologe Semjon 
Uralow, ist der Ansicht, dass die ukra¬ 
inische Krise - und überhaupt die au¬ 
ßenpolitische Krise der letzten beiden 
Jahre - Einfluss auf den Konsens mit 
den derzeitigen Machthabern genom¬ 
men habe: „Die Devise „Hauptsache 
keinen Krieg“ war - nach den Wahl¬ 
ergebnissen zu urteilen - die dominie¬ 
rende Stimmung der Wählerinnen und 
Wähler. Ähnliches war bei den Wahlen 
in Kasachstan im vergangenen Jahr zu 
beobachten und auch in Belarus. Die 


Ukraine ist so zu einem deutlichen 
Gegenbeispiel geworden, mit dem die 
Machtausübenden ihre Positionen fes¬ 
tigen konnten. Wenn es in der Ukrai¬ 
ne nicht eine solche Krise gäbe, oder, 
umso mehr, wenn alles gut liefe, hätten 
die Ergebnisse der Wahlen andere sein 
können.“ 

Drittens. Auf dem Hintergrund 
der dramatisch verschlechterten Be¬ 
ziehungen zwischen dem Westen und 
Russland sowie dem Säbelrasseln der 
Nato an den russischen Westgrenzen, 
wird Russland gegenwärtig von einer 
patriotischen - um nicht zu sagen na¬ 
tionalistischen -Welle überschwemmt. 
Das hat ganz sicher im Wahlergebnis 
seinen Ausdruck gefunden. Das bestä¬ 
tigt auch Präsident Putin, der auf einer 
Beratung mit der Regierung feststellte: 
„Die Ergebnisse der Wahlen sind auch 
eine Reaktion unserer Bürger auf die 
Versuche äußeren Druck auf Russland 
auszuüben, auf die Drohungen, Sank¬ 
tionen und die Versuche, die Situation 
in unserem Land von innen her zu zer¬ 
rütten.“ 

Allerdings sind Patriotismus bzw. 
Nationalismus in Russland nicht die al¬ 
leinigen Markenzeichen Putins und sei¬ 
ner Partei. Schirinowski treibt den Na¬ 
tionalismus mit besonders groben Pa¬ 
rolen voran. Und auch von der KPRF 
sind Töne zu vernehmen, die für uns 
fremd klingen. Die KPRF musste seit 
der Ablösung Jelzins durch Putin, der 
ihre patriotischen Losungen übernom¬ 
men hat und in ihrem Wählerpotenti¬ 
al wildert, die Erfahrung machen, dass 
solche patriotischen Losungen in erster 
Linie den Regierenden zugutekommen. 


Viertens, hat sicher auch die nied¬ 
rige Wahlbeteiligung von nur knapp 
48 Prozent Auswirkungen auf die Er¬ 
gebnisse gehabt. Es war die geringste 
Wahlbeteiligung in der Geschichte der 
Duma. Vor fünf Jahren haben noch gut 
60 Prozent der Wahlberechtigten ihre 
Stimme abgegeben. Offenbar ist ein 
sehr großer Teil der Bevölkerung in 
der Russischen Föderation entweder 
angesichts der sich für sie deutlich ver¬ 
schlechternden materiellen Lage der¬ 
art mit dem Kampf ums tägliche Da¬ 
sein beschäftigt, dass für die Teilnahme 
am politischen Leben weder Zeit noch 
Interesse bleibt, oder diese Menschen 
resignieren und haben das Vertrauen in 
alle politischen Parteien verloren. 

Es ist zu vermuten, dass die Wahl¬ 
abstinenz besonders tief in das bisheri¬ 
ge Wählerpotential der KPRF hinein¬ 
reicht, obwohl sie den sozialen Nöten 
der einfachen Menschen große Auf¬ 
merksamkeit geschenkt und Alterna¬ 
tiven zur Verbesserung ihrer Lage ent¬ 
wickelt hat. Man darf darum auf eine 
gründliche Wahlanalyse der KPRF ge¬ 
spannt sein. 

Leider haben in den bisherigen 
Stellungnahmen führender Genos¬ 
sen der KPRF zum Wahlausgang fast 
ausschließlich Wahlbehinderungen 
und Wahlfälschungen eine Rolle ge¬ 
spielt. Die hat es sicher gegeben und 
die KPRF listet sie in einer speziellen 
Rubrik auf ihrer offiziellen Internet¬ 
seite unter der Überschrift „Fenster 
der Verletzungen“ zu vielen Dutzend 
auf. Ausreichen kann das allerdings 
nicht. 

Willi Gerns 
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„Bessere" EU 

Fahrplan von Bratislava - Grenzen zu und mehr Militär 


S ie klangen tatsächlich ziemlich 
alarmiert, die EU-Oberen, die am 
16. September zum Gipfeltreff in 
Bratislava zusammenkamen. Kommis¬ 
sionspräsident Juncker hatte zwei Tage 
vorher in seiner Rede vor dem EU-Par- 
lament sogar eine „existenziellen Krise“ 
der EU ausgemacht. Aber auch Kanz¬ 
lerin Merkel meinte: „Wir sind in einer 
kritischen Situation“Es müsse jetzt da¬ 
rum gehen, „durch Taten zu zeigen, dass 
wir besser werden können.“ 

In der Tat hat die EU seit letztem 
Jahr eine Periode von verstärkten Aus¬ 
einandersetzungen um gegensätzliche 
Interessen und Verhaltensweisen zwi¬ 
schen den Regierungen der Mitglieds¬ 
staaten erlebt. Da war der „Brexit“ die 
Abstimmung der Mehrheit der Bri¬ 
ten gegen die EU-Mitgliedschaft, der 
Streit mit einigen EU-Staaten um die 
Flüchtlingsfrage und die eigenmächti¬ 
ge Schließung von nationalen Grenzen 
innerhalb der EU, die anhaltenden Dif¬ 
ferenzen mit den Südländern wegen des 
ihnen aufdiktierten Austeritätskurses 
und die in Brüssel Besorgnis auslösen¬ 
den Wahlergebnisse nach Griechenland 
auch in Portugal und Spanien. Noch nie 
habe es in der EU so wenig Gemein¬ 
samkeiten gegeben wie in der jüngsten 
Zeit, diagnostizierte Juncker. 

Aber die führenden EU-Chefs sind 
entschlossen, mit aller Entschiedenheit 
den Fortbestand der EU zu sichern 
und sie weiter auszubauen. Man müsse 
wieder „mehr Geschlossenheit zeigen“ 
und „die politische Kontrolle über die 
Entwicklungen sicherstellen“, lautet die 
Parole, auf die man sich auf dem Gip¬ 
feltreff in Bratislava geeinigt zu haben 
scheint. Denn die EU sei „zwar nicht 
fehlerfrei“, aber doch „das beste Ins¬ 
trument, über das wir verfügen“, heißt 
es in der von ihnen verabschiedeten 
„Deklaration von Bratislava“. Die füh¬ 


renden Kapitalkreise und ihre politi¬ 
schen Akteure brauchen die EU wei¬ 
terhin als Instrument zur Durchsetzung 
ihrer Interessen nach innen und außen. 

Dem entsprechend wurde in Bra¬ 
tislava als Anhang zu der „Deklara¬ 
tion von Bratislava“ auch ein „Fahr¬ 
plan“ mit den „Kernprioritäten“ für 
die nächsten Monate vereinbart. Es ist 
schon aufschlussreich, worauf sich die 
verbliebenen 27 EU-Staaten da in den 
nächsten Monaten konzentrieren wol¬ 
len, um die „kritische Situation“ wieder 
in den Griff zu bekommen und „besser 
zu werden“. 

Nach diesem Fahrplan gibt es für die 
EU-Politik in den nächsten Monaten 
zwei Hauptpunkte: erstens die weite¬ 
re rigorose Abschottung der EU gegen 
Flüchtlinge und zweitens der Ausbau 
der EU-Militärmacht. 

Zum Flüchtlingsthema wird u. a. das 
„uneingeschränkte Festhalten“ an dem 
schändlichen Abschiebungsabkommen 
mit dem autoritären Erdogan-Regime 
in der Türkei und die Erhöhung der 
Zahl der Frontex-Grenzschützer an 
der Grenze Bulgariens zur Türkei fest¬ 
geschrieben. Bis Ende des Jahres soll 
die EU-Grenz- und Küstenwache wei¬ 
ter ausgebaut werden. Außerdem befür¬ 
wortet der „Fahrplan“ den „verstärk¬ 
ten Dialog“ mit „Drittländern“ über 
deren Mitwirkung an der Sperrung der 
Fluchtwege und „höhere Rückkehr¬ 
quoten“. Aber die eigentliche Streitfra¬ 
ge der letzten Zeit in der EU, nämlich 
die Aufteilung der Flüchtlinge auf die 
einzelnen EU-Staaten nach festen Quo¬ 
ten, wird total ausgeklammert. Die EU- 
Oberen geben vor, mit ihren „Maßnah¬ 
men“ dem Anwachsen rechtsextremisti¬ 
scher Kräfte in der EU entgegenwirken 
zu wollen. Aber in Wahrheit überneh¬ 
men sie damit nur die Verwirklichung 
der rechtsextremistischen Forderungen. 


Die EU wandelt sich von einem Raum 
der wenn auch begrenzten und oft sehr 
schlechten Flüchtlingsaufnahme in ein 
Instrument der reinen Flüchtlingsbe¬ 
kämpfung. 

Der zweite Hauptpunkt des Bratis¬ 
lava-Fahrplans ist der Ausbau der EU- 
Militärmacht. Ein Kernpunkt ist dabei 
die Einrichtung eines ständigen EU- 
Militärhauptquartiers für Auslandsein¬ 
sätze entsprechend einem Vorschlag, 
auf den sich Merkel und Frankreichs 
Staatschef Hollande kurz vorher ge¬ 
einigt haben. Nach dem Ausscheiden 
Großbritanniens, das dies bisher ver¬ 
hindert hat, sehen sie dafür jetzt eine 
neue Chance. Das ständige EU-Mili- 
tärhauptquartier ist aber nur ein Punkt. 
Auf der EU-Ratstagung Im Dezember 
soll auch der weitere Ausbau der „Fä¬ 
higkeiten“ beraten werden. Also die 
verstärkte Ausrüstung des Militärs der 
EU-Staaten mit neuester Kriegstech¬ 
nologie. Kommissionschef Juncker plä¬ 
dierte vor dem EU-Parlament sogar für 
die Schaffung „gemeinsamer militäri¬ 
scher Mittel“, die - so wörtlich - „in ei¬ 
nigen Fällen auch der EU gehören soll¬ 
ten“. Also EU-eigene Truppen als Kern 
einer künftigen EU-Armee. Dafür soll 
auch ein gemeinsamer „europäischer 
Verteidigungsfonds“ eingeführt wer¬ 
den, in den die EU-Staaten Beiträge 
einzahlen. Davon soll dann vor allem 
die europäische Rüstungsindustrie pro¬ 
fitieren. Denn „eine starke europäische 
Verteidigung braucht eine innovative 
europäische Rüstungsindustrie“, be¬ 
tonte Juncker. Das heißt, die Rüstungs¬ 
ausgaben der EU-Staaten sollen weiter 
erhöht werden. Kanzlerin Merkel hatte 
schon auf dem CDU-Wirtschaftstag im 
Juni die Anhebung der deutschen Rüs¬ 
tungsausgaben von 1,2 Prozent auf die 
von der NATO vorgeschriebenen 2 Pro¬ 
zent des BIP befürwortet. 


Im Bereich der Wirtschafts- und 
Sozialpolitik gibt es im „Fahrplan von 
Bratislava“ dagegen kaum nennenswer¬ 
tes Neues. Juncker propagiert zwar die 
Erhöhung des EU-Fonds für „strate¬ 
gische Investitionen“ von jetzt 315 auf 
500 Milliarden Euro bis 2020. Aber ob 
man sich darauf wirklich einigt, ist of¬ 
fen. Und faktisch bedeutet das lediglich 
weitere Kredite und Subventionen an 
die Unternehmer, die damit angeblich 
„Arbeitsplätze schaffen“. In Wirklich¬ 
keit hat sich aber schon bisher deut¬ 
lich genug gezeigt, dass mit solchem 
Geldsegen für die Unternehmer die 
hohen Arbeitslosenzahlen in vielen 
EU-Staaten und besonders die drama¬ 
tisch hohe Jugendarbeitslosigkeit nicht 
abgebaut werden. Die Hauptfrage, die 
für die wirtschaftliche und soziale Not¬ 
lage vieler Menschen in den EU-Staa- 
ten verantwortlich ist, nämlich die von 
Brüssel diktierte rigorose Spar- und 
Kürzungspolitik, wird in dem „Fahr¬ 
plan von Bratislava“ aber mit keinem 
Wort erwähnt. Noch weniger natürlich 
ist von Vorstellungen in den europä¬ 
ischen Gewerkschaften die Rede, wie 
etwa die Einführung eines verbindli¬ 
chen europäischen Mindestlohns oder 
die EU-weite Festschreibung einer Ver¬ 
kürzung der Arbeitszeit. Und schon gar 
nicht von Maßnahmen zur Reduzierung 
der ungleichen Verteilung des Reich¬ 
tums in der EU. 

Dabei wären solche Maßnahmen 
tatsächlich Schritte, um die EU durch 
Taten im Sinne der Mehrheit der Men¬ 
schen „besser zu machen“. Stattdessen 
sind aber laut des Bratislava-Gipfels 
nur neue Lasten zu erwarten. Das heißt, 
es bleibt bei der Erkenntnis: Fortschrit¬ 
te in solche Richtungen sind nicht „von 
oben“ zu erwarten. Sie müssen von den 
Völkern selbst erkämpft werden. 

Georg Polikeit 


Auch Krieg gegen Libyen 
wurde mit gezielten 
Falschinfomationen begründet 

13 Jahre nach dem Krieg hatte der Chil- 
cot-Bericht einiges über die Lügen ans 
Licht gebracht, mit denen der Irak- 
Krieg verkauft worden war. Jetzt hat 
ein neuer Bericht des Britischen Un¬ 
terhauses die Lügen beschrieben, mit 
denen der Krieg gegen Libyen der Öf¬ 
fentlichkeit verkauft wurde. 

Wer sich an die Zeit des Kriegsbe¬ 
ginns im März 2011 erinnert und an die 
Hysterie über die Verbrechen Gadda¬ 
fis, weiß, wie wirksam die Lügen waren. 

Während die veröffentlichte Wahr¬ 
nehmung damals die „Verbrechen des 
Regimes“ in den Vordergrund stellte 
und u. a. von „Flächenbombardierun¬ 
gen gegen Zivilisten“ die Rede war, 
galten die Gegner Gaddafis als säku¬ 
lare und friedliche Vertreter der Zivil¬ 
gesellschaft - obwohl man doch in den 
Fernsehnachrichten sah und hörte, wie 
sie mit dem Ruf „ Allahu al Akbar“ ihre 
Kanonen abfeuerten. 

Der Parlamentsbericht betont: 

Der Mythos von der Bombardierung 
von Zivilisten wurde von „Rebellen“ 
übertrieben und von westlichen Re¬ 
gierungen verbreitet. 

Die wichtige Rolle von bewaffne¬ 
ten islamistischen Terroristen wurde 
verheimlicht. 

Der Aufstand war von Anfang an 
bewaffnet und hätte ohne die NATO 
vermutlich keinen Erfolg gehabt. 

Die Analyse der Beweggründe 
Frankreichs als treibender Kraft hin¬ 
ter der Intervention ergab das nahelie¬ 
gende - Öl. Und den Versuch der Re¬ 
gierung Sarkozy, ihre innenpolitische 
Situation zu verbessern. 

Berichte über die wahllose Bom¬ 
bardierung von Zivilisten hören wir 
auch heute über Aleppo. Die Frage ist 
nur, wann der nächste Parlamentsbe¬ 
richt die Lügen, die zum Krieg gegen 
Syrien führten, öffentlich machen wird. 


Die nationale Schande 


Brasilien, der ungeliebte Präsident und die Olympischen Spiele 


In der UZ vom 16. September schätzten Maria Galväo und Antonio Veiga 
ein: „Ob der Name Rousseff oder Temer lautet, bedeutet letztlich höchs¬ 
tens einen graduellen Unterschied: Der Angriff auf die Werktätigen Bra¬ 
siliens ist notwendiger Ausdruck der Verwaltung der Krise und fundamen¬ 
tales Klasseninteresse der Herrschenden.“ 

Die Absetzung der Präsidentin Dilma Rousseff ist Teil eines Rechts¬ 
rucks in Lateinamerika, der Lateinamerika wieder zum Hinterhof der 
USA machen soll. Das ist mehr als nur ein „gradueller“ Unterschied, meint 
Wolf Gauer. Der zweite Teil „Südamerika unter US-Hegemonie“ erscheint 
in der nächsten UZ. 



Lula als alter und neuer Hoffnungsträger: 7000 junge Menschen kamen in die Turnhalle Mineirinho in Belo Horizonte, um 
gegen den neuen Präsidenten zu protestieren. 


Böllerschüsse und teures Feuerwerk in 
den „besseren“ Vierteln von Säo Paulo 
signalisierten am 31. August 2016 das Er¬ 
gebnis der Schlussabstimmung des bra¬ 
silianischen Senats im beschämenden 
Amtsenthebungsprozess gegen Dilma 
Vana Rousseff, die legitime Präsidentin 
Brasiliens: „Dilma“ ist abgewählt. Mit 
61 Ja- und 20 Nein-Stimmen. Trotz ihrer 
fulminanten Verteidigungsrede, die so si¬ 
cher in die brasilianische Geschichte ein- 
gehen wird wie das vergleichbare „Politi¬ 
sche Testament“ des Präsidenten Getülio 
Vargas, der sich nach der Niederschrift 
erschoss (1954). 

Der ungeliebte Interims-Präsident 
Michel Elias Temer Lulia, vormals 
Rousseffs Vize (eine Konzession an den 
sozialdemokratischen Koalitionspartenr 
PMDB), ist nunmehr Regierungschef bis 
zu den Präsidialwahlen von 2018. Einige 
Senatoren geben zu, dass sie gegen ihre 
Überzeugung gestimmt haben, nämlich 
so, wie es die extreme Hasskampagne 
der Medienkonzerne gegen die integre 
Nachfolgerin von Präsident Lula da Sil¬ 
va diktierte. Ihre politischen Rechte hat 
man Rousseff in separater Abstimmung 
überraschend belassen, und sie kämpft 
weiter. Beim Obersten Bundesgericht 
ist schon Beschwerde gegen das Ver¬ 
fahren eingelegt. Altpräsident Lula da 
Silva bemüht sich um eine nationale de¬ 
mokratische Front gegen die Regierung 
der Putschisten. 

Laut Pressemitteilungen sind gegen 
49 der 81 Senatsmitglieder Strafsachen 


anhängig, bislang ohne praktische Fol¬ 
gen. Vierzehn Jahre sozialer Ausgleich 
durch die Regierungen der Arbeiter¬ 
partei (PT) haben deutlich gemacht, 
dass Brasilien nicht mehr Spielwiese 
der Eliten mit Offshore-Konto und ob¬ 
ligatorischer Zweitwohnung in Miami 
sein kann. Lula da Silvas und Rousseffs 
Ausscheren aus der US-hörigen Nord- 
Süd-Gefolgschaft und ihre Hinwendung 
zur Süd-Süd-Solidarität, zur lateiname¬ 
rikanischen Integration und schließlich 
zur BRICS-Gruppe waren logische Fol¬ 
ge ihres Bemühens um eine multipolare, 
solidarische Welt. Die von Rousseff an¬ 
gestoßene Offensive gegen die Korrupti¬ 
on („Aktion Waschstraße“) pervertierte 
in den Händen der bourgeoisen Justiz 
zur einer selektiven Hexenjagd gegen 
die Arbeiterpartei, vor allem gegen Alt¬ 
präsident Lula da Silva. Seine für 2018 
angekündigte erneute Kandidatur soll 
unbedingt verhindert werden. 

Michel Temer ist nun Präsident, ob¬ 
wohl wegen Parteifinanzierungsvergehen 
in seinem heimatlichen Bundesstaat Säo 
Paulo für 8 Jahre unwählbar; weitere Kor¬ 
ruptionsvorwürfe stehen an. Temer flieht 
sein Volk. Nach seiner olympischen Er¬ 
öffnungsansprache von ganzen 7 Sekun¬ 
den (ohne namentliche Ansage) war er 
mit 105 Dezibel ausgebuht worden. Kei¬ 
nes der 18 angereisten Staatsoberhäupter 
(45 hatte man erhofft, bei der Olympia¬ 
show in London waren es 110 gewesen) 
akzeptierte die Ehrenplätze neben dem 
„Usurpator“, wie ihn die kritischen Me¬ 


dien nennen. Nur 13 Prozent der Bevöl¬ 
kerung würden ihn jemals wählen. Japans 
Regierungschef Shinzo Abe und Yuriko 
Koike, Gouverneurin der Präfektur To¬ 
kio, beide Gastgeber der nächsten Spiele, 
mussten sich bei der zeremoniellen Über¬ 
nahme der olympischen Mission mit dem 
Parlamentsvorsitzenden Rodrigo Maia 
begnügen. Das Staatsoberhaupt hatte 
gekniffen, ein Skandalon in den olympi¬ 
schen Annalen. Temer schrieb den ver¬ 
setzten Japanern unverfroren, sie könn¬ 
ten ihn ja gerne in Brasilia aufsuchen. 

Präsident Lula da Silva hatte vor¬ 
mals den Olympiastandort Rio durch¬ 
gesetzt, und Dilma Rousseff bewältig¬ 
te die innenpolitischen und finanziellen 
Hürden. Brasiliens Olympioniken füh¬ 
ren ihre Erfolge auf die Sportförderung 
der PT-Regierungen zurück. Seit 2005 
wurden 17 000 Sportlerinnen mit ins¬ 
gesamt 600 Millionen Reais (rund 200 


Mio. Euro) unterstützt. „Der Sport hat 
mein Leben verändert, für mich ist er 
die weltweit größte soziale Einbindung“ 
versichert der Ringer Davi Albino, Af- 
ro-Brasilianer und vormals Straßen¬ 
kind in Säo Paulo. Rafaela Silva (Gold¬ 
medaille Judo) stammt aus einer Favela 
(Elendsviertel) in Rio. „Rafaela - ouro 
na favela“ („Rafaela - Gold in der Fa¬ 
vela“) skandierten die erstmals einbezo¬ 
genen Mitbewohner. Die Sportbeihilfe 
ist nur eine der Errungenschaften, die 
nun der Sozialdemontage und Privati¬ 
sierungswut der neuen Machthaber aus¬ 
geliefert sind. 

„Rio 2016“, war so fremdbestimmt, 
korporativ dirigiert und durchkommer¬ 
zialisiert wie die Fußball-WM 2014, der 
Zugang unerschwinglich für die ärme¬ 
ren Brasilianer. Die elitären Sportarten 
der Kolonisatoren bis hin zu Golfspiel 
und Reiten in Frack und Zylinder illus¬ 


trierten die persistente Führungs- und 
Normierungshoheit der reichen Länder. 
Das arrogante und unsportliche Ver¬ 
halten einiger US-Olympioniken ge¬ 
genüber russischen Sportlerinnen und 
dem Gastland selbst spiegelte den he- 
gemonialen Anspruch der Supermacht 
im Norden. 

Die dennoch hochgestimmte und 
hoffnungsvolle Atmosphäre der Spiele 
war vor allem den teilnehmenden Frau¬ 
en zu verdanken. Frauen sind dagegen 
im Kabinett Temer nicht vertreten, da 
gibt es nur Männer - weiße, versteht 
sich. Umso bedeutsamer war demge¬ 
genüber das Eintreten der Senatorinnen 
der Kommunistischen Partei (PCdoB) 
und der Arbeiterpartei (PT) für Dilma 
Rousseff. Sie waren Glanzlichter in der 
„Woche der nationalen Schande“, wie 
Lula da Silva die Gerichtstage im Senat 
etikettiert. Wolf Gauer 
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Fotografien von 
Anton (Toni) Tripp 
aus der jungen 
Bundesrepublik 


Der Düsseldorfer Fotograf Toni Tripp rückt die Licht- und Schat¬ 
tenseiten des „Wirtschaftswunders“ der 50-70er Jahre ins Blickfeld. 

Er hält Augenblicke fest, die im Alltag gern übersehen werden. Wie 
arbeitete, wohnte - schlicht gesagt - wie lebte man in Düsseldorf in der Zeit des Wirtschaftswunders. Die ausgestellten Fo¬ 
tos verdeutlichen das soziale Engagement des Fotografen. Die Kamera ist sein Werkzeug, das er professionell beherrschte. 
Wichtiger aber ist sein Einmischen in die sozialen politischen Verhältnisse. In diesem Sinn war Tripp nicht Beobachter. Er 
verstand sich als Stadtpoet und Historiker. „Grabe wo du stehst“ beeinflusste seine Sichtweise. Seine Fotos sind bedrückend, 
aber nicht resignativ. In einer Fotoserie hält Tripp die Lebensfreude der Kinder fest. Zugleich zeigt er jedoch auch die Schat¬ 
tenseite. Wie war das mit den Contergan geschädigten Kindern? Tripp visualisiert den Anspruch, dass man nicht über Armut 
reden kann, wenn man nicht auch den Reichtum zeigt. Udo Achten und Manfred Tripp haben eine sehenswerte Ausstellung 
zusammengetragen und zeigen diese im Kultur Bahnhof Eller in Düsseldorf. 


18.9.-23.10.2016 

Kultur Bahnhof Eller 


„Rote Fahnen sieht man besser“ 

- ist der Titel eines Films, in dem 
betroffene Arbeiter in Krefeld 
um den Erhalt ihrer Arbeitsplätze 
kämpfen. Der Kampf um die 
Arbeitsplätze gehört zur Geschich¬ 
te der Industrie - hier insbesondere 
im Bergbau und Stahlbereich. Die 
Arbeit der Bergleute war nach dem 
Krieg von zentraler Bedeutung. 
Aber sehr bald zeigt sich, dass 
die Bergarbeiter dafür streiten 
mussten, dass der Wandel nicht 
nur auf ihren Rücken ausgetragen 
wird. Waren sie in der Aufbauphase 
der Bundesrepublik noch die 
Könige - sie hatten gut bezahlte 
Arbeit - wandelte sich ihr Image 
zu Almosenempfängern, die nur 
durch Subventionen überlebten. 
Vergessen, dass das Auf und Ab der 
Konjunktur - genannt freie Markt¬ 
wirtschaft - auf ihre Kosten geht. 
Schwarze Fahnen signalisieren 
Protest und Trauer - aber werden 
sie entsprechend von den Herr¬ 
schenden wahrgenommen? Die 
Demonstration, die Tripp an vielen 
Orten und Gelegenheiten zeigt, 
hatte zumindest zum Ergebnis, 
dass die Folgen des Wandels sozial 
abgefedert wurden. 


Vennhauser Allee 89 
40229 Düsseldorf 
Di bis So 15 bis 19 Uhr 
www.kultur-bahnhof-eller.de 
Eintritt 3 Euro 


„Heute Maßhalten - morgen Maul halten“ - heißt es am 1. Mai 1963. Damit 
richtet sich die IG Metall gegen die Zumutung des Wirtschaftsministers 
Ludwig Erhard, man solle bei den Lohnforderungen zugunsten der Unterneh¬ 
mer Maß halten. Der Arbeitskampf wird von den Arbeitgebern systematisch 
vorbereitet, sie wollen eine Machtprobe. Die Zahl der Ausgesperrten über¬ 
steigt bei weitem die der Streikenden. Notstandsgesetze, die der Regierung 
die Möglichkeit geben, vorbei am Parlament Freiheitsrechte der Bürger 
einzuschränken, werten die Gewerkschaften, nach den Erfahrungen von 1933, 
als eine Gefährdung der Demokratie.Toni Tripp begleitet den Arbeitskampf 
mit der Kamera. Beim Aufstellen der Forderung, bei der Arbeit der Streik¬ 
posten und den machtvollen Kundgebungen ist er dabei. Fotos können ein 
Mittel in der Auseinandersetzung sein. Die Werksleitung lässt Streikposten 
fotografieren, um möglicherweise nach dem Streik gegen Arbeiter vorzuge¬ 
hen.Tripp dreht den Spieß um, in dem er den Beauftragten der Werksleitung 
fotografiert. So stellt Tripp mit seinen Fotos Öffentlichkeit her. 


Düsseldorf ist immer im Wandel - diesen dokumentiert Tripp mit seinen 
Fotos. Es ist ein Stück Geschichte der Stadt. Faszinierend - wenn auch nicht 
ohne Widersprüche das Neubeginnen nach 45. Die Nachteile der autoge¬ 
rechten Stadt zeigen sich erst später - in den Zeiten des Wirtschaftswunders 
herrscht noch der Fortschrittsglaube - das eigene Auto wird Statussymbol. 



„Wiedervereinigung bald - doch ohne Gewalt.“ - eine Forderung, die sich sowohl gegen eine Zementierung der 
deutschen Teilung richtete und gleichzeitig eine Absage gegen gewaltsame Veränderung durch militärische Interven¬ 
tion ist. Die neue Ostpolitik der Regierung, die durch Willy Brandt in Gang gesetzt wurde, war ein wichtiger Beitrag zur 
Entspannung-was jedoch nicht bedeutet, dass er von allen für gut befunden wurde. Krieg ist möglich, wahrscheinlich 
jedoch auch verhinderbar-wozu es jedoch keine Garantie gibt. Wann immer sich Widerstand gegen Rüstung regte, sich 
der Friedenswille zeigte,Tripp war dabei. 


„Nie, nie wolTn wir Waffen tragen, nie nie woll‘n wir wieder Krieg“ 

nach den Erfahrungen des Krieges war der Friedenswille fest im Bewusstsein der Bevölkerung verhaftet. Unter den 
Bedingungen des Kalten Krieges wurde der Antikommunismus zur staatstragenden Ideologie, die Bundesrepublik 
ins westliche Militärbündnis integriert. Der Griff nach atomarer Bewaffnung der Bundeswehr stand im Raum. Doch 
parallel zum Rüstungswahnsinn gab es immer wieder-wellenartig-auch Widerstand gegen die Militarisierung. 
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Bei Waffenruhe Angriff 

Ouvertüre in Syrien und vor der UNO für den großen Krieg gegen 
Russland? • Von Klaus Wagener 


Nina Hager zum „Jahresbericht Deutsche Einheit“ 

Antikommunistische 

Dauerwürze 


D ie internationalen Qualitäts¬ 
medien haben das Sterben in 
der syrischen Stadt Aleppo 
entdeckt. Napalm, Cluster-Bomben, 
Bunkerbomber, weißer Phosphor, gi¬ 
gantische Flammenwerfer, das ganze 
Programm moderner imperialistischer 
Kriegstechnik komme zum Einsatz. Es 
gibt schmerzliche Bilder der leidenden 
Menschen. Von dutzenden, je nach 
Quelle auch hunderten To¬ 
ten ist die Rede. Bilder, wie 
sie seit dem Vietnam-Krieg 
kaum noch zu sehen waren. 

Was diesmal anders ist: Auf 
der medialen Anklagebank 
sitzen nicht Barack Obama, Recep 
Tayyip Erdogan oder die Sauds, son¬ 
dern Baschar al-Assad und Wladimir 
Putin. Die US-amerikanische UN-Bot- 
schafterin Samantha Power klagte sie 
im UN-Sicherheitsrat leidenschaftlich 
der Barbarei an. Was die freie Presse 
natürlich zu weiterer Anstrengung mo¬ 
tivierte. 

Gestorben wird in Syrien bekannt¬ 
lich nicht erst seit letzter Woche. Fast 
eine halbe Million Menschen sind seit 
2011 dem brutalen Krieg zum Opfer 
gefallen. Mehr als elf Millionen sind 
auf der Flucht. In etwa so viele wie 
in Folge des ZweitenWeltkriegs aus 
dem Osten kamen. Und das bei einer 
Bevölkerung von 20 Millionen Men¬ 
schen. 

Mit Ausnahme der Bilder, die den 
„Fassbombenmörder Assad“ denun¬ 
zieren sollten, schien das große Leiden 
und Sterben niemanden so recht zu in¬ 
teressieren, so lange die Halsabschnei¬ 
der von Daesh (IS), al-Nusra (al-Qai- 
da), Ahrer asch Scham und den ver¬ 
schiedenen anderen dschihadistischen 
Gruppierungen auf dem Vormarsch 
waren. Syrien war, wie der frühere bri¬ 
tische Außenminister William Hague 
deutlich gemacht hatte, „zur ersten Ad - 


tische Stimme zur Lagebeschreibung 
gebraucht wird, dann ist es ihre. 

Die US-Politik hat seit 1980 in Zu¬ 
sammenarbeit mit der Türkei und den 
reich gewordenen Golfstaaten ein der¬ 
artiges Förderungsprogramm für den 
Dschihadismus aufgelegt, dass dessen 
Einfluss nun von Westafrika bis zu den 
Philippinen reicht. Joachim Gauck und 
Ursula von der Leyen, Präsident und 


Ministerin für Krieg und Rüstung in 
der Bundesrepublik, möchten als Hilfs¬ 
kräfte doch zu gern ein bisschen mehr 
dabei behilflich sein. Und nun jammert 
man vor der UNO, dass dort, wo sich 
die Menschen gegen das Mittelalter 
wehren, Opfer zu beklagen sind. 

Am 9. September hatte es für ei¬ 
nen Augenblick so ausgesehen, als keh¬ 
re so etwas wie Vernunft zurück. Die 
Außenminister Sergei Lawrow (Russ¬ 
land) und John Kerry (USA) erreich¬ 
ten mit dem UN-Beauftragten Staff an 
de Mistura einen Waffenstillstand, der 
am 12. September in Kraft trat. Doch 
schon einen Tag später griffen israeli¬ 
sche Flugzeuge syrische Stellungen an. 
Obwohl Russland von zahlreichen Ver¬ 
stößen gegen die Waffenruhe berichte¬ 
te, einigten sich die Unterhändler am 
15. September auf eine Verlängerung 
des Waffenstillstands. 

Zwei Tage später griff die US-Air 
Force, zum ersten Mal im Syrienkrieg, 
mit F16- und AlO-Kampfjets bei Deir 
ez-Zor Stellungen der syrischen Ar¬ 
mee an, und tötete bei vier Angriffen 
etwa 80 Soldaten. Nur 7 Minuten spä¬ 
ter überrannten al-Nusra-Einheiten 
die schwer getroffenen Regierungs¬ 
truppen. US-Sprecher gaben zu, die 


mit der US-Botschafterin bei den UN 
Samantha Power haben die Medien 
wahlweise den Russen oder den syri¬ 
schen Regierungstruppen die Verant¬ 
wortung für einen Angriff auf einen 
Hilfskonvoi des Roten Halbmondes 
zugeschoben. Ohne Beweis. Der An¬ 
griff erfolgte im Gebiet der Dschiha- 
disten. Es ist nicht einmal klar, ob er 
überhaupt aus der Luft geführt wurde. 

Aber das Bild, die Russen 
überfallen einen Hilfskon¬ 
voi für die hungernde Be¬ 
völkerung einer von ihnen 
belagerten Stadt, ist ein¬ 
fach zu kriegswichtig, als 
das man es der Wahrheitsfeststellung 
überlassen könnte. 

Inzwischen hat die syrische Sei¬ 
te die Waffenruhe für gescheitert er¬ 
klärt. Am 22. September gelang es den 
Regierungstruppen, die letzten Stadt¬ 
teile von Horns zurückzuerobern. Mit 
einem Sieg in Aleppo würde sich die 
Lage der Dschihadisten drastisch ver¬ 
schlechtern. Das jedenfalls scheint in 
den „westlichen“ Kanzleien und Re¬ 
daktionen Alarmstimmung auszulö¬ 
sen. Die gemeinsame Losung zu Be¬ 
ginn des Krieges „Assad muss gehen!“ 
ist ohne substantielles eigenes Enga¬ 
gement wohl nicht mehr zu erreichen. 
Entsprechend ist am Wochenende an 
der Propagandafront einen Gang hö¬ 
her geschaltet worden. Die Rufe nach 
einer Flugverbotszone - also einer 
„westlichen“ Luftunterstützung zu¬ 
gunsten der Dschihadisten wie einst 
in Libyen - werden lauter. In klarer 
Erkenntnis der Lage hat US-General¬ 
stabschef Joseph Dunford erklärt, die 
Errichtung einer Flugverbotszone er¬ 
fordere den Krieg gegen Russland und 
Syrien. 

Auch die russische Seite hat die Zei¬ 
chen der Zeit offenbar erkannt. Ein of¬ 
fenes Eingreifen des „Westens“ würde 


Wenn Eskalation der Plan war, 
dann ist er aufgegangen. 



Blick ins zerstörte Aleppo 


resse“ für Dschihadisten aus der gan¬ 
zen Welt geworden. Sie wurden von 
„unseren“ Verbündeten Saudi-Ara¬ 
bien, den Golfstaaten und der Tür¬ 
kei massiv aufgerüstet und logistisch, 
personell und materiell bestens unter¬ 
stützt. Nicht einmal, als dann die Men¬ 
schen aus den Kriegsgebieten Libyen 
und Syrien nach Europa flohen, kamen 
die Qualitätsmedien und die etablierte 
Politik auf die Idee, das das wohl et¬ 
was mit den „Menschenrechts“- und 
Regimechange-Projekten zu tun haben 
könnte, welche der „Freie Westen“ mit 
Hilfe seiner Lautsprecher vom Schlage 
eines Bernard-Henry Levy und einer 
Hillary Clinton so eingerührt haben. 
Aber als sich Ende September letzten 
Jahres mit dem Eingreifen der russi¬ 
schen Luftwaffe das Blatt zugunsten 
der Regierungstruppen wendete, kam 
Bewegung in die Propagandafront. 
Jetzt gab es verstärkt auch wieder Op¬ 
fer. Opfer natürlich von „Putin“ und 
„Assad“. Al-Nusra & Co. haben da¬ 
mit nichts zu tun. Wenn eine authen- 


Angriffe geflogen zu haben. Auch briti¬ 
sche und dänische Einheiten sollen mit 
Drohnen beteiligt gewesen sein. Der 
Angriff soll ein Versehen gewesen sein. 

Der US-Angriff zugunsten der 
Dschihadisten, mitten im Waffenstill¬ 
stand, deutet, neben den zionistischen 
Extratouren, auf die schon zu Beginn 
des Krieges erkennbaren erheblichen 
Meinungsverschiedenheiten im US- 
Regierungsapparat hin. Das Pentagon 
ist ganz offensichtlich mit dem angeb¬ 
lich zögerlichen Kurs von Barack Ob¬ 
ama und Außenminister Kerry nicht 
einverstanden (und setzt dabei voll auf 
Frau Clinton). Führende US-Generäle 
äußerten sich öffentlich skeptisch ab¬ 
lehnend. Kommentatoren haben Paral¬ 
lelen zur U2-Affäre von 1960 gezogen. 
Damals soll CIA-Chef Allan Dulles 
gegen eine Annäherung von US-Prä- 
sident Eisenhower und der sowjeti¬ 
schen Führung unter Chrustschow in¬ 
trigiert haben. 

Wenn Eskalation der Plan war, 
dann ist er aufgegangen. Zusammen 


die Lage unhaltbar machen. Der US- 
Angriff auf die syrischen Stellungen 
zugunsten von al-Nusra, die offene 
Unterstützung der Dschihadisten, so 
wird gemeldet, führt auch hier zu einer 
Änderung der „Rules of Engagement“. 
Jedes Flugzeug, welches die syrische 
Armee angreift, werde in Zukunft ab¬ 
geschossen. Die US-Jets waren schon 
am 17. September mit der Zielerfassung 
der S300 Flugabwehrraketen markiert 
worden. Beim nächsten Mal soll dann 
wirklich auf den Knopf gedrückt wer¬ 
den. Da im syrischen Luftraum eine 
Reihe uneingeladener Gäste unterwegs 
sind, außer der Air Force beispielswei¬ 
se türkische, israelische, britische, fran¬ 
zösische und auch deutsche Flugzeuge, 
hätte das weitreichende Konsequenzen. 
Wenn Russland wirklich ernst macht, 
dürfte man dem offenen Krieg gegen 
die Atommacht Russland einen gehöri¬ 
gen Schritt näher gekommen sein. Die 
Auftritte im Sicherheitsrat jedenfalls, 
stellen schon einmal eine gelungene 
Ouvertüre dar. 


„Blühende Landschaften“ hatte Hel¬ 
mut Kohl einst den Menschen in den 
Neuen Bundesländern versprochen. 
Die „Alteigentümer“ und Spekulan¬ 
ten aus dem Westen warteten schon. 
Es folgte die Schließung vieler Be¬ 
triebe - auch um Konkurrenten aus¬ 
zuschalten -, von Wissenschaftsin¬ 
stituten und Kultureinrichtungen. 
Hunderttausende wurden arbeitslos, 
mussten sich teilweise beruflich umo¬ 
rientieren. Manche haben das nicht 
geschafft. Junge Leute zogen aus 
strukturschwachen Gebieten weg, 
verließen ihre Heimatorte, um im 
Westen des Landes Arbeitsplätze zu 
finden. 

26 Jahre nach dem 3. Oktober 
1990 wird im „Jahresbericht Deutsche 
Einheit“ der Bundesregierung festge¬ 
stellt, dass die sozialen Verhältnisse in 
Ost- und Westdeutschland „auseinan¬ 
der driften“: Die Wirtschaftskraft Ost 
liegt weiter unter dem Durchschnitt 
der westdeutschen Länder, die Ost¬ 
deutschen haben - durchschnittlich - 
weniger „auf der Kante“. Löhne und 
Rentenansprüche sind niedriger, die 
Preise nicht. Insgesamt habe sich der 
wirtschaftliche Aufholprozess der ost¬ 
deutschen Länder in den letzten Jah¬ 
ren abgeschwächt, heißt es im Gut¬ 
achten. Ein Grund sei die Kleinteilig- 
keit der ostdeutschen Wirtschaft. Die 
großen Unternehmen würden noch 
immer fehlen. Iris Gleicke (SPD), Be¬ 
auftragte der Bundesregierung für die 
ostdeutschen Bundesländer, beton¬ 
te bei der Vorstellung des Jahresbe¬ 
richtes: „Der Aufholprozess läuft seit 
Jahren äußerst verhalten. Und das ist 
noch die freundliche Formulierung.“ 
Auf absehbare Zeit rechnet sie mit 
keiner Änderung. 

Trotz dieser kritischen Worte: Seit 
vielen Jahren schönt der Jahresbe¬ 
richt die wirklichen Verhältnisse. Viel 
wurde in diesen Jahren versprochen, 
aber nicht wenige im Osten des Lan¬ 
des fühlen sich oder sind abgehängt. 
Sie haben kein Vertrauen mehr in 
Versprechungen der regierenden Po¬ 
litikerinnen und Politiker. Das zeigt 
sich nicht nur bei Wahlen. 

Im Bericht heißt es auch, dass 
die Fremdenfeindlichkeit im Os¬ 
ten besonders hoch sei, dass das die 
wirtschaftliche Entwicklung hemme 


und Unternehmen von größeren In¬ 
vestitionen abhalte. Es finde sich „in 
Relation zur Bevölkerungszahl eine 
Häufung von rechtsextremistisch mo¬ 
tivierten Gewalttaten in den ostdeut¬ 
schen Landern. Es ist insgesamt eine 
besorgniserregende Zuspitzung der 
politischen Auseinandersetzung zu 
beobachten“, heißt es im Jahresbe¬ 
richt. Das ist sicher richtig und hoch 
problematisch. Gefordert wird aber 
lediglich mehr demokratisches En¬ 
gagement. Über die Ursachen für die 
Rechtsentwicklung soll nun eine Stu¬ 
die Auskunft geben, die Anfang des 
Jahres in Auftrag gegeben wurde. 

Das ist lachhaft: Antifaschistische 
Organisationen, aber auch von der 
Bundesregierung gesponserte Ins¬ 
titutionen haben seit vielen Jahren 
immer wieder auf die ökonomischen 
und sozialen Ursachen aufmerksam 
gemacht, auf die Lebenslage vieler 
im Osten und auf enttäuschte Illu¬ 
sionen. Sie haben aber auch darauf 
verwiesen, dass seit 1990 rechte Täter 
oft nicht zur Verantwortung gezogen 
wurden oder mit geringen Strafen 
davonkamen, dass Polizei und Justiz 
vielfach „auf dem rechten Auge“ blind 
waren und sind. Und nicht nur bei der 
NSU. Auch die jüngsten Ereignisse in 
Bautzen oder der Bombenanschlag in 
Dresden belegen das. 

Zudem geht es um eine gefährli¬ 
che gesamtgesellschaftliche Entwick¬ 
lung. Über diese liest man in der Stu¬ 
die nichts. Dagegen folgt auf die Be¬ 
schreibung der rechten Gefahr und 
der Fremdenfeindlichkeit gleich ein 
Abschnitt über „Linksextremismus“, 
um dann wieder zum Thema „Frem¬ 
denfeindlichkeit“ zurückzukehren. 
Alles eine Soße? Um „Fremden¬ 
feindlichkeit“ geht es nämlich unter 
Punkt drei im Abschnitt III. Der ist 
betitelt mit „Aufarbeitung fortsetzen, 
Zusammenhalt fördern“. Der 1. Punkt 
beschäftigt sich mit der „Auseinan¬ 
dersetzung mit der DDR-Geschich- 
te“ und vor allem um die „Aufarbei¬ 
tung der SED-Diktatur“ sowie dem 
zukünftigen „Umgang mit den Unter¬ 
lagen der Staatssicherheit“. Das macht 
klar, worum es eigentlich geht und mit 
welcher antikommunistischen Dauer¬ 
würze diese Soße zusammengerührt 
werden soll. 


Obamas korrigierte Rede 

Dank an Frau Merkel 


In seiner Rede beim UN-Flüchtlings- 
gipfel in New York hat US-Präsident 
Barack Obama Bundeskanzlerin An¬ 
gela Merkel und Deutschland für die 
Anstrengungen in der Flüchtlingskri¬ 
se gedankt. Flüchtlinge sollten nicht 
als Last angesehen werden, sondern 
könnten ihre jeweiligen Aufnahme¬ 
länder bereichern und stärker ma¬ 
chen. Auch die USA seien einst von 
Flüchtlingen und Migranten aufge¬ 
baut worden. „Ich möchte Kanzlerin 
Merkel und Premierminister Trudeau 
und den Völkern dieser beiden Län¬ 
der persönlich danken“, sagte Obama. 
Beide Länder hätten ihr Äußerstes 
gegeben, um Flüchtlingen zu helfen 
und sie zu unterstützen. 

Steffen Seibert, Sprecher der 
Kanzlerin, musste danach eine Panne 
eingestehen. Die Rede des US-Präsi- 
denten sei durch ein technisches Ver¬ 
sehen falsch übersetzt worden. Man 
habe aus Zeitgründen das Überset¬ 
zungsprogramm von Google genutzt, 
hier nun der tatsächliche Text: 

„Liebe Angela, ich danke Dir 
herzlich für Deine Politik der letzten 
Jahre im Umgang mit den Fliehenden, 
die versuchen nach Europa und be¬ 
sonders nach Deutschland zu kom¬ 
men. Beeindruckend ist, wie Du gerne 
in die Sonntagsreden die „Bekämp¬ 
fung von Fluchtursachen“ einflichst 


und es dabei schaffst, kein Wort über 
die eigentlichen Ursachen und unter 
keinen Umständen ein Wort zu den 
Verursachern zu nennen. Ich weiß, 
wie schwer es ist, trotz besseren und 
genaueren Wissens von Demokratie, 
Freiheit und Menschenrechten zu re¬ 
den, damit unsere Interessen nicht of¬ 
fen genannt werden. 

Liebe Angela, ich danke Dir eben¬ 
so herzlich für Dein Gerede von „den 
Grenzen Europas, die sicher gemacht 
werden müssen“. Die beifällige Unter¬ 
stützung, die solche Leute wie Victor 
Orban,die hohe, stacheldrahtbewehr¬ 
te Zäune bauen und reichlich Perso¬ 
nal auffahren, hilft mir sehr bei mei¬ 
nem Einsatz an unserer Südgrenze. 

Liebe Angela, mein letzter Dank 
gilt Deinem Einsatz im „Kampf ge¬ 
gen den internationalen Terror“ und 
die vorbehaltlose Unterstützung un¬ 
serer Maßnahmen. Das kostet uns 
reichliche Milliarden. Aber ihr in Eu¬ 
ropa habt nun endlich begriffen, dass 
ihr selbst reichlich Geld in die Hand 
nehmen müsst, eine Europäische Si¬ 
cherheitsarmee und Battalione gegen 
Putin sind nötig, denn auf diese Wei¬ 
se wird wenigstens ein Teil der Wirt¬ 
schaft in Schwung gehalten.“ 

Soweit die korrigierte Überset¬ 
zung der Obama-Rede. Wir danken 
für die Druckgenehmigung. hb 
















10 Freitag, 30. September 2016 


Theorie und Geschichte / Politisches Buch 


unsere zeit m 


Walter Bauer: Sechzig Jahre nach dem KPD-Verbot 


Was nun? 


Nicht nur eine zentrale DKP-Veran¬ 
staltung, sondern auch Gruppen und 
Kreise beschäftigten sich mit diesem 
historischen und dennoch aktuellen 
Jahrestag. Interessante Zeitzeugen¬ 
gespräche, die historische Einord¬ 
nung des KPD-Verbots, aber auch 
die Weiterwirkung auf Repression, 
Justiz, Politik bis heute sind aktuelle 
Themen. Auch die kleine, aber not¬ 
wendige öffentliche Demonstration in 
Karlsruhe zu diesem „DKP-eigenen“- 
Thema hatte nicht nur einen symboli¬ 
schen Wert. Die Diskussionen auf den 
Veranstaltungen unterstreichen: Die 
zentrale Losung der DKP „Die Kri¬ 
minalisierung von Antifaschisten und 
Kommunisten endlich beenden - weg 
mit dem KPD-Verbot“ ist noch aktu¬ 
ell. Sie ist als Anspruch an die heutige 
Demokratie, nicht nur zu den Jahres¬ 
tagen, auch lautstark einzufordern. 
Noch können Zeitzeugen über ihre 
persönlichen Erfahrungen aus dieser 
Zeit berichten. Es ist bezeichnend, 
dass sie offen und auch optimistisch, 
mit oft erheiternden persönlichen 
Episoden ihres Widerstandes, von ei¬ 
ner wirklich „düsteren Zeit“ berich¬ 
ten. Es war auch ihr Jahrestag. 

Nach dem 60. Jahrestag steht 
die Frage vor uns: „Was nun?“. Also 
„Tschüss bis zum 70. Jahrestag“ oder 
„Durchhalten bis zu besseren Zei¬ 
ten“? 

Wohl nicht. Wir müssen deutlich 
formulieren: Trotz der aktuell nicht 
realistischen Durchsetzbarkeit ist 
die Forderung nach Aufhebung des 
KPD-Verbots immer noch öffentlich 
zu vertreten. Denn die juristische und 
politische Rehabilitierung (auch eine 
nachträgliche) der von der bundes¬ 
deutschen politischen Justiz betrof¬ 
fenen Menschen ist nicht nur für sie 
selbst wichtig, ihre Verwirklichung wi¬ 
derspiegelt auch den Stand der realen 
Demokratie des heutigen Deutsch¬ 
land. 

Die vielen Initiativen der illegalen 
KPD, der DKP nach 1968, aber beson¬ 
ders die mühevolle Arbeit der Initiati¬ 
ve zur Rehabilitierung der Opfer des 
Kalten Krieges (IROKK), vor allem 
das Engagement des Genossen Karl 
Stiffel, trugen dazu bei, dass das The¬ 
ma „KPD-Verbot“ in dieser Gesell¬ 
schaft nicht abgehakt werden konnte. 
Dass auch bürgerliche Kreise sich kri¬ 
tischer diesem Thema annehmen, hat 


einerseits damit zu tun, dass die poli¬ 
tische Motivation und die irrationale 
und teilweise schon lächerliche Pro¬ 
zessbegründung und Prozessführung, 
selbst von bürgerlich-konservativen 
Juristen (nach 60 Jahren) zugegeben 
wird. Andererseits ist dieses Thema 
für sie, aber auch für Historiker und 
Journalisten, eine „politische und ju¬ 
ristische Episode des Kalten Krieges 
zwischen Ost und West“. In solche Dis¬ 
kussionen sollten wir uns (nicht nur 
der immer kleiner werdende Kreis 
von „Zeitzeugen“) mit unseren Posi¬ 
tionen einklinken. 

In den Veranstaltungen wurde 
deutlich, die tatsächliche Ursache des 
KPD-Verbotes war der Widerstand 
der Bevölkerung und der KPD ge¬ 
gen Kriegsvorbereitung und Wieder¬ 
aufrüstung, gegen alte Nazis in den 
Amtsstuben und Regierung, für ein 
demokratisches, antifaschistisches und 
soziales Deutschland. Es sind die Pro¬ 
bleme, an denen auch heute sich Wi¬ 
derstand entwickelt. Die Erkenntnis, 
dass gerade diese Massenbewegungen 
verboten wurden, zeigt, Kampf um 
Frieden und Kampf um Demokratie 
gehören zusammen. Das ändert sich 
im Grundsatz auch nicht bei einer vor¬ 
geschobenen Begründung durch „Ter¬ 
rorismus“ und „Sicherheitsbedürfnis“ 
der Bevölkerung. 

Eine offensive Auseinanderset¬ 
zung mit Theorie und Praxis des KPD- 
Verbots könnte auch in Zukunft eine 
gute Basis für die Auseinanderset¬ 
zung mit den antikommunistischen 
Geschichtsfälschungen heute sein. 
Die damaligen Fälschungen der Ge¬ 
schichte, der Politik und Theorie der 
KPD sind ja in Inhalt und Methode 
von den Verfälschungen der „Sieger“ 
über den „realen“ Sozialismus nicht 
weit entfernt. All dies, nach vorne 
gedacht bedeutet, dass die weiteren 
Kriegseinsätze begleitet werden durch 
innere Militarisierung, verschärfte 
„Sicherheitsgesetze“ und durch weite¬ 
res Anheizen des Antikommunismus. 
Deshalb ist Repression gegen soziale 
Bewegungen, gegen fortschrittliche, 
linke und kommunistische Personen 
und Organisationen noch nicht ein 
Thema nur der Geschichtskommis¬ 
sion. 

Walter Bauer ist Mitglied der Ge¬ 
schichtskommission der DKP 


Zwischen Reform 
und Revolution 

Bericht über ein Seminar an der Karl-Liebknecht-Schule 


A m 27/28. August fand in der 
Karl-Liebknecht-Schule das 
Wochenendseminar zum The¬ 
ma „Revolutionäre Strategie in nicht¬ 
revolutionäre Zeiten“ statt. Zwan¬ 
zig Teilnehmerinnen und Teilneh¬ 
mer - darunter nicht nur Mitglieder 
der DKP - hatten sich auf den Weg 
nach Leverkusen gemacht, um sich bei 
strahlend blauem Himmel und drü¬ 
ckender Hitze mit dem dialektischen 
Verhältnis von Reform und Revolu¬ 
tion, der antimonopolistischen Stra¬ 
tegie der DKP und möglichen Über¬ 
gängen zum Sozialismus auseinan¬ 
derzusetzen. 

Den inhaltlichen Einstieg in 
das Seminar bildete ein „Warm- 
Up“ unter der Leitung von Jürgen 
Lloyd, bei dem sich aus den Zu¬ 
rufen der Teilnehmenden eine 
Deünition des Begriffs „Herr¬ 
schaft“ entwickelte und ver¬ 
schiedene Mittel gesammelt 
wurden, die der Monopol¬ 
bourgeoisie zur Absicherung 
ihrer Macht zur Verfügung 
stehen. Am Ende stand die 
Erkenntnis, dass es unzurei¬ 
chend wäre, sich nur gegen 
einzelne Facetten der bür¬ 
gerlichen Herrschaft zu 
wehren. Es müsse Marxis¬ 
tinnen und Marxisten viel¬ 
mehr um den systemati¬ 
schen Gesamtzusammen¬ 
hang aller Einzelphänomene gehen, 
also um die bürgerliche Herrschaft als 
Ganze. Das gelte es auch bei der Aus¬ 
arbeitung einer revolutionären Strate¬ 
gie zu beachten. 

Es folgte ein Referat von Phillip 
Becher zur Dialektik von Reform und 
Revolution. Er unterstrich darin, dass 
es nicht nur möglich sei, Gesetzmäßig¬ 
keiten in der Geschichte zu erkennen, 
sondern auch aufbauend darauf eine 
revolutionäre Strategie zu entwickeln. 
„Wir sitzen eben nicht am Fenster des 
, Grand Hotel Abgrund 4 und schauen 
uns das Elend an, sondern wir sind Teil 
des Versuchs, das Elend real zu über¬ 
winden. Über revolutionäre Strategie 
nachzudenken bedeutet revolutionäre 
Praxis möglich machen zu wollen. Und 
praktischer Revolutionär sein bedeu¬ 


tet eben bewusst - und das heißt auch 
verantwortungsbewusst gegenüber 
der Bewegung und den Menschen, um 
die es bei dem ganzen Unterfangen 
geht - zu handeln“, so Becher. 

Dabei sei es 


wichtig, dass 

die Kommunistische Partei im 
hier und jetzt um die im Interesse der 
arbeitenden Menschen notwendigen 
Reformen kämpft, das sozialistische 
Ziel dabei aber niemals aus den Au¬ 
gen verliert. Der Kampf um Reformen 
stehe aber einen notwendigen Anlauf 
für den Übergang zum Sozialismus 
dar. Und für Reformkämpfe gibt es 
bereits heute Anknüpfungspunkte 
zu anderen politischen Kräften, etwa 
in der Frage der Verstaatlichung der 
Schlüsselindustrien. Somit grenzten 
sich die Kommunistinnen und Kom¬ 
munisten gegenüber Reformismus 
und Dogmatismus gleichermaßen ab. 

Obwohl die Notwendigkeit einer 
Verbindung von Reform und Revo¬ 


lution in ihrer Allgemeinheit von al¬ 
len Teilnehmenden vertreten wurde, 
zeigte sich in der Diskussion des Refe¬ 
rats jedoch, dass im Detail sehr unter¬ 
schiedliche Positionen vertreten und 
auch Begriffe verschieden benutzt 
wurden, so dass eine Angleichung der 
theoretischen Kenntnisse 
und eine Vereinheitlichung 
der Begriffe notwendig war. 
Dementsprechend wurde 
zum inhaltlichen Abschluss 
des Tages in Arbeitsgruppen 
ein Ausschnitt aus dem kürz¬ 
lich erschienen Buch von Wil¬ 
li Gerns, welches zugleich dem 
Seminar seinen Namen gab, 
gelesen, das sich mit dem Un¬ 
terschied zwischen antimono- 
polistischen und staatsmonopo¬ 
listischen Reformen beschäftigt. 

Der zweite Tag des Seminars 
war der Strategiedebatte in der 
DKP gewidmet. Eingeleitet wurde 
er mit einem Diskussionsbeitrag 
von Pablo Graubner, der als einen 
entscheidenden Mangel jüngster 
Debattenbeiträge herausarbeitete, 
die richtige Strategie einer revoluti¬ 
onären Partei nicht mehr auf Grund¬ 
lage einer „objektiven Berücksichti¬ 
gung der Gesamtheit der Wechselbe¬ 
ziehungen ausnahmslos aller Klassen 
einer gegebenen Gesellschaft“ (Le¬ 
nin) zu bestimmen. Die Debatte um 
Entwicklungsstadien bzw. Zwischen¬ 
etappen auf dem Weg zum Sozialis¬ 
mus müsse ebenso wie die Diskussion 
um Perspektiv- und Übergangsforde¬ 
rungen in eine konkrete Klassenana¬ 
lyse eingegliedert werden. „Im Zen¬ 
trum unserer Strategiedebatte muss 
stehen, realistische Ziele für Klassen¬ 
kämpfe benennen zu können, in de¬ 
ren Auseinandersetzung die Abwehr¬ 
kämpfe gegen reaktionäre Tendenzen 
genauso gestärkt werden wie der Ein¬ 
fluss der revolutionären Kräfte in der 
Arbeiterklasse“, so Graubner. 

Abschließend wurde klar, dass es 
einen wachsenden Diskussionsbedarf 
zu diesen Fragen innerhalb und au¬ 
ßerhalb der DKP gibt. Die Referen¬ 
ten planen daher für das Jahr 2017 ein 
weiteres Seminar zu diesem Themen¬ 
komplex. Gerrit Brüning/Pablo Graubner 



Keine Lösung ist auch kein Problem 

Rezension von Hermann Wollner 


Es gibt nicht nur die „Lückenpresse“, 
es gibt auch die „Lückenwissenschaft“. 
Letzterem Phänomen widmet sich die 
taz-Wirtschaftskorrespondentin Ulrike 
Herrmann in ihrem 280-Seiten-Buch 
„Kein Kapitalismus ist auch keine Lö¬ 
sung“. Der Untertitel formuliert zwei 
Ansprüche: „(Darstellung der) Krise 
der heutigen Ökonomie“ und „Was wir 
von Smith, Marx und Keynes lernen 
können“. Letztere sind bekanntlich die 
Erzväter eines Wissensgebiets, welches 
Adam Smith (1723-1790) „Nationalöko¬ 
nomie“ nannte, Karl Marx (1818-1883) 
als „Politische Ökonomie“ bezeichne- 
te und zu Zeiten von John Meynard 
Keynes (1883-1946) als „Volkswirt¬ 
schaftslehre“ auf Universitäten unter¬ 
richtet wurde. Die Autorin nennt es eine 
Sozial Wissenschaft und beklagt, dass sel¬ 
bige heutzutage als „Makroökonomie“ 
von der realen Gesellschaft abstrahiert 
und normalen Bürgern unverständlich 
bleibt. 

Das Thema „Krise der heutigen 
Ökonomie“ wird auf 28 Seiten und „Was 
wir von S„ M. und K. lernen können“ auf 
8 V4 Seiten abgehandelt. Die restlichen 
193 Seiten sind nicht etwa der Analyse 
heutiger wirtschaftlicher Vorgänge und 
Beziehungen auf nationaler und inter¬ 
nationaler Ebene gewidmet, sondern 
mit möglichst lustigen Begebenheiten 
aus dem Leben der vorgenannten Öko¬ 


nomen (wobei nicht auf die Beschrei¬ 
bung der Eiterbeulen an Gesäß und 
Schambereich von Marx verzichtet 
wird), diversen Zitaten von Aristoteles 
(3. Jahrhundert v.u.Z.) bis Thomas Pi- 
ketty (geb. 1971) und Milchmädchen- 
bzw. Kartoffelbauerbeispielen aus der 
Mikroökonomie gewürzt. Herrmann 
stellt also keineswegs die Probleme der 
kapitalistischen Produktionsweise (das 
wäre „Kapitalismus“) im 21. Jahrhun¬ 
dert dar, sondern nur deren unvollstän¬ 
dige und auch sonstig mangelhafte Wi¬ 
derspiegelung in der gelehrten Theorie 
der sogenannten „neoliberalen Schule“ 
(Hayek, Friedman u.a.). Insbesondere 
beklagt sie deren exzessive Fixierung 
auf „globale Finanzmärkte“. 

Was vermittelt die Autorin als das 
von den drei klassischen Ökonomen 
zu Lernende? Eigentlich nichts Direk¬ 
tes. Verständlich, denn die konkreten 
Erscheinungsformen von Wirtschaft 
änderten sich selbst seit Keynes’ Tod 
erheblich; seit Smith noch viel mehr. 
Herrmann drückt es apodiktisch so 
aus: „Jede Generation muss ihre eigene 
Wirtschaftswissenschaft eründen. Trotz¬ 
dem können Smith, Marx und Keynes 
wesentliche Anregungen liefern.“ Vom 
schottischen Moralphilosophen Smith 
zitiert sie (eingangs) aus dessen Haupt¬ 
werk „Der Wohlstand der Nationen - 
eine Untersuchung seiner Natur und 


seiner Ursachen“ aus dem Jahr 1776 ei¬ 
nige Begriffe, darunter Arbeitsteilung, 
Markt, Ware, Nachfrage und Preis. Ihm 
ging es um das Gemeinwohl; seine Be¬ 
zeichnungen von Gruppen, die sich „Ar¬ 
beit“ (und Eigentum) „teilen“ (Tagelöh¬ 
ner, Kaufleute und Landlords) stehen 
für Klassen und „Interesse“ steht für 
Profit. Der Sozialphilosoph Marx wird 
mit Friedrich Engels dafür gerühmt, dass 
beide die Bedeutung der Großindustrie 
und die Rolle der Konkurrenz als Ers¬ 
te erkannt und den „Kapitalismus“, also 
die kapitalistische Produktionsweise, als 
einen (historischen) Prozess begriffen 
hätten. Dem Logiker und Finanzprakti¬ 
ker Keynes wird attestiert, dass er damit 
recht hätte, nicht den „Arbeitsmarkt“, 
sondern den „Finanzmarkt“ in das Zent¬ 
rum der Untersuchungen zu stellen und 
„in Gesamtaggregaten zu denken“. Die¬ 
se weißen Schimmel der Ökonomie ver¬ 
stünden die Neoklassiker („Neolibera- 
len“) nicht zu reiten. Herrmanns Urteil: 
„Keynes’ System ist unverändert aktu¬ 
ell.“ (vgl. oben „Jede Generation ...“). 

Es muss nicht hinzugefügt werden, 
dass sie weder Smiths Begriffe definiert, 
noch Marx’ gültige Erkenntnisse über 
die Rolle der Arbeitslosen und das per¬ 
manente Wachstum der Einkommens¬ 
unterschiede strukturiert darbietet. Die 
Überschrift zum Abschnitt (eine Seite) 
über Keynes’ System (dargestellt in sei¬ 


nem Hauptwerk „Allgemeine Theorie 
der Beschäftigung, des Zinses und des 
Geldes“, 1936) lautet: „Sicher ist nur 
die Unsicherheit.“ Der Abschnitt endet 
mit der Trivialität: „Geld ist nicht neu¬ 
tral, sondern hat immense Bedeutung 
im Kapitalismus!“ Herrmann offenbart 
abschließend historisch-dialektische 
Unkenntnis: „Der Kapitalismus’ ist das 
einzige dynamische soziale System, das 
die Menschheit je hervorgebracht hat. 
Die Ökonomie sollte ihn erforschen, 
statt ihn aus ihrer Theorie zu verban¬ 
nen.“ 

Der rustikale Rat der Autorin lautet: 
„Die Herde der Finanzanleger lässt sich 
nur stoppen, wenn ,man’ das Gatter der 
Weide verrammelt.“ „Man“ müsse die 
Devisenspekulation unterbinden, die 
Wechselkurse der Währungen „fixie¬ 
ren“ und sowohl große bzw. perma¬ 
nente Überschüsse als auch große bzw. 
permanente Defizite im Außenhandel 
mit Strafzinsen zugunsten einer Welt¬ 
zentralbank belegen. „Witzig“ ist, dass 
die Autorin die gegenwärtige Situati¬ 
on Griechenlands mit der des repara¬ 
tionsbelasteten Deutschland nach dem 
Ersten Weltkrieg vergleicht. Das dürfte 
die griechische Bevölkerung ähnlich se¬ 
hen. Herrmann weiter: „Die frohe Bot¬ 
schaft lautet: Europaweit werden alle 
reicher,..., wenn die deutschen Arbeit¬ 
nehmer mehr verdienen.“ Den rechne¬ 


rischen Beweis für dieses Gesamtaggre¬ 
gat bleibt die Autorin schuldig. Ganz zu 
schweigen von einem Vorschlag, wer 
denn die Kraft sein soll oder kann, um 
die Gatter der kapitalistischen globalen 
Weide zu verrammeln. 

Ulrike Herrmann, Kein Kapitalismus ist 
auch keine Lösung: Die Krise der heuti¬ 
gen Ökonomie oder Was wir von Smith, 
Marx und Keynes lernen können. West¬ 
endverlag, Frankfurt a.M. 2016,287 Sei¬ 
ten. Kartoniert. 18,00 Euro 


Ulrike Herrmann 
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Einsichten aus dem Maschinenraum 


Oliver Stone zeichnet mit „Snowden“ ein sehr persönliches Bild des Aufklärers 

Hi 1 H 



Das „Wunderkind“ Snowden wird gehätschelt 


Kultursplitter 


Schutz und Rückgabe 

Voller Stolz verkündete Monika Grüt- 
ters, ihres Zeichens Kulturstaatsminis¬ 
terin der Bundesregierung, dass ein 
neues Kulturschutzgesetz verabschie¬ 
det worden sei. Sie beklagte dabei, dass 
sich Deutschland leider lange nicht ge¬ 
rade als Pionier hervor getan habe, was 
gesetzliche Regelungen zum Schutz von 
Kulturgut betrifft. Die UNESCO-Kon- 
vention zum Kulturgutschutz aus dem 
Jahr 1970 wurde hierzulande erst 2007 - 
mit 37jähriger Verspätung - ratifiziert 
und im Kulturgüterrückgabegesetz um¬ 
gesetzt - mit relativ laxen Regelungen, 
was die Einfuhr und Rückgabe von Kul¬ 
turgut angeht, die sich obendrein als 
wenig praktikabel herausgestellt haben. 

Das neue Gesetz gibt allen mittler¬ 
weile 131 Vertragsstaaten der UNESCO- 
Konvention einen Rückgabeanspruch 
für Kulturgut, das im jeweiligen Staat 
als Kulturgut geschützt ist und das nach 
April 2007 unter Verstoß gegen dortige 
Vorschriften ausgeführt wurde. Damit 
will man illegale Ein- und Ausfuhren, 
z.B. aus Plünderungen oder Raubzügen, 
verhindern bzw. Rückführungen mög¬ 
lich machen. Kunsthändler und Sammler 
waren und sind natürlich nicht begeis¬ 
tert, denn nun müssen sie ausführlich be¬ 
legen, woher und von wem sie die guten 
Stücke haben. Den Staaten ist nun auf¬ 
gelegt, einen Nachweis zu führen, dass es 
sich um schützenswertes Kulturgut ihres 
Landes handelt. 

Das Datum April 2007 ist ein Frei¬ 
brief für alle früheren illegalen Ein- 
und Ausfuhren, denn diese sind durch 
das neue Gesetz nicht erfasst, auf dass 
in unseren Museen alles früher „Ge¬ 
klaute“ und/oder von Händlern und 
Sammlern „Erworbene“ brav an sei¬ 
nem Platz bleiben kann. 

Macht und Ohnmacht 

Gerade ging der Europäische Märchen¬ 
kongress in Würzburg zu Ende. Nichts 
von putzigen Kindergarten-Sitzkrei¬ 
sen, Omas im Ohrensessel oder müden 
Vätern bei der Gute-Nacht-Geschich- 
te. Es ging vielmehr um Macht und 
Ohnmacht, eine Lebenserfahrung der 
menschlichen Geschichte und um die 
konkreten Verhältnisse seit dem 30-jäh¬ 
rigen Krieg in Europa bis hier und jetzt. 

Themen waren „Märchen und die 
Macht des Geldes“ oder „König und 
Soldat - von der Verkehrung der Macht“ 
oder „Macht und Ohnmacht von Frau¬ 
en“. Märchen greifen über Bilder und 
Symbole das auf, was alltäglich erlebt 
und erlitten wurde, was manchmal mit 
List abgewehrt wurde, aber selten mit 
der Kraft der Vielen ins Gegenteil ge¬ 
wendet wurde. 

Die Märchenforscher, zumeist Li¬ 
teraturwissenschaftler, Historiker und 
Soziologen, sind wohl ganz richtig dem 
auf der Spur, was im Alltag und in den 
Tagträumen derer, die nach Marxens 
Worten zu den Geknechteten, Gefes¬ 
selten .... gehören, eine kulturelle Di¬ 
mension ersten Grades ausmacht. 

Auch über Märchen kann man den 
Verhältnissen auf die Spur kommen, 
man bringt sie sicherlich nicht darüber 
zum Tanzen, aber es lohnt sich, bei Ernst 
Bloch nachzulesen, wie und wo solche 
Spuren zu finden sind. Es lohnt auch, 
moderne Märchen wie die von Franz 
Fühmann oder Günter Herburger zu le¬ 
sen (und es gibt noch eine Reihe mehr). 

Zukunft des Films? 

Die erfolgreiche US-Serie „House of 
Cards“ wäre ohne Algorithmus nicht 
entstanden. Der Streamingdienst Net- 
flix hat für die Serie genau ermittelt, 
was am besten beim Publikum an¬ 
kommt. „Wie kann man solche Daten 
nutzen, um einen Film, der ohnehin 
gemacht wird, dann zu den Menschen 
zu bringen, die diesen Film auch wahr¬ 
scheinlich mögen werden und anse- 
hen werden“, sagt der Filmproduzent 
Jannis Funk, der Mitorganisator der 
Potsdamer Konferenz „Big Data - Big 
Movies“. Er betrachtet mit Sorge, dass 
derzeit ein Wissensmonopol der gro¬ 
ßen Anbieter entstehe. Da dieser Da¬ 
tenschatz gerade entsteht, ergeben sich 
eine Vielzahl von neuen Fragestellun¬ 
gen: Wer darf diese Daten nutzen, wel¬ 
che Rechte haben die Verbraucher an 
den eigenen Daten? Herbert Becker 


E s war der Pearl-Harbor-Mo- 
ment des Global War on Terror 
(GWOT) oder besser des weltwei¬ 
ten Krieges um die Sicherung US-ame¬ 
rikanischer Vorherrschaft im 21. Jahr¬ 
hundert. Die zum nationalen Mythos 
„9/11“ verklärte, von wem auch immer 
gesteuerte Attacke auf das World Trade 
Center lieferte die Generalermächti¬ 
gung für das große Aufräumen nach 
der Niederlage des Roten Oktober. 

Auch der junge Edward Snowden 
(Joseph Gordon-Levitt) fühlt sich ver¬ 
pflichtet, „seinem Land zu dienen“. 
Obwohl nicht gerade der sportlichste, 
meldet er sich zu den Special Forces, 
um dem Irak und dem Mittleren Os¬ 
ten Demokratie und Zivilisation zu 
bringen. Das geht prompt schief. Nach 
einem Beinbruch schon in der Ausbil¬ 
dung untauglich geschrieben, versucht 
der stille, recht naive, aber hochbegabte 
Computernerd sein Glück bei der CIA. 

Oliver Stone erzählt mit „Snowden“ 
die Geschichte eines jungen Menschen, 
der, alles andere als ein Rebell, poli¬ 
tisch eher patriotisch-konservativ und 
vom US-amerikanischen Exzeptiona- 
lismus überzeugt, sich voller Vertrauen 
in die politische Führung in den Dienst 
des Landes stellen will. Und schließlich 
erkennen muss, dass er einem giganti¬ 
schem Irrtum aufgesessen ist. 

In der Schweiz zeigt der versierte 
NSA-Agent Gabriel Sol (Ben Schnet- 
zer) dem von ihm „Schneewittchen“ 
genannten, völlig perplexen Newco¬ 
mer, wozu die NSA-Programme fähig 
sind. Und er muss erkennen, dass der 
Direktor der nationalen Nachrichten¬ 
dienste James Clapper vor dem zustän¬ 
digen Kongressausschuss in Bezug auf 
die globale US-Totalüberwachung - 
eben auch die der US-Bürger - kalt¬ 
lächelnd gelogen hatte. Und dass er 
damit durchkommt, trotz seiner Über¬ 
führung als Lügner. Er ist bis heute im 
Amt. 

Oliver Stone entwickelt seine Ge¬ 
schichte ganz klassisch aus der Per¬ 
sönlichkeitsentwicklung eines jungen 
Mannes heraus und kann sie, ange¬ 
reichert durch eine Liebesgeschichte, 
trotz ihrer weltweiten Bekanntheit, 
auch für den mit dem Stoff vertrauten 
Zuschauer spannend und interessant 
gestalten. Joseph Gordon-Levitt ver¬ 
körpert diese Reifung des unbedarf¬ 
ten Computernerds sehr überzeugend. 
Shailene Woodley, als seine lebens¬ 
froh-sympathische Partnerin Lindsay 
Mills, hält allen Widrigkeiten zum Trotz 


zu ihm. Das „Wunderkind“ Snowden 
wird gehätschelt, privilegiert. Es kann 
sich seiner Karriere und seines Wohl¬ 
stands sicher sein. Aber Edward Snow¬ 
den setzt für die Aufklärung über die 
geheime Totalüberwachung alles aufs 
Spiel und verdient tiefen Respekt. Es 
sind die gesellschaftlichen Verhältnis¬ 
se, die Herrschaftsverhältnisse und 
Machtstrukturen des US-Imperia- 
lismus, in die er als hochintelligenter 
Programmierer sukzessive einen im¬ 
mer intimeren Einblick gewinnt, die 
sein Denken und seine politische Hal¬ 
tung immer mehr verändern. So ist der 
Bruch vorprogrammiert. „Sind die Ver¬ 
einigten Staaten das großartigste Land 
der Welt?“; diese in den Polygraph¬ 
gestützten Interviews zur Sicherheits¬ 
überprüfung regelmäßig gestellte Fra¬ 
ge kann Snowden am Ende, zumindest 
in Hinblick auf die politische Führung, 
nicht mehr uneingeschränkt bejahen. 
Wenn er sich selber treu bleiben will, 
muss er eine Entscheidung treffen. 
Und in der Person dieses Edward 
Snowden stellt sich diese Frage eben 
auch für das Publikum. 

Leider verzichtet Stone auf eine 
weitergehende politische Einbettung 
seiner Geschichte. Der Film bewegt 
sich eher im technischen und psycho¬ 
logisch-administrativen Teil des Agen- 
tenmillieus und stellt nur recht allge¬ 
mein klar, dass die Terror-Hysterie, der 
Terrorkrieg in erster Linie der globa¬ 
len Herrschaftsabsicherung der USA 
dient. Viel detaillierter wird es dann 
aber nicht. Als seine Freundin Lindsay, 
konfrontiert mit der Enthüllung auch 
selbst das Objekt von Überwachung 
zu sein, klassisch-naiv glaubt, sie hätte 
nichts zu verbergen, braust Snowden 
auf, das sei ein ganz dummer Spruch, 
jeder habe etwas zu verbergen. Aber 
diese Perspektive bleibt privat. Das 
eigentliche politisch-geostrategische 
Interesse an der gigantischen Über¬ 
wachung, die informationeile Basis 
für Repression und Krieg, für unzäh¬ 
lige Tote, unermessliches Leid, das 
nebenbei die US-Staatskasse bislang 
fünf Billionen Dollar kostete, und wo¬ 
für GWOT nur das Feigenblatt abgibt, 
bleibt weitgehend unerörtert. Dieser 
Krieg gilt, wie nun auch in Syrien zu 
sehen ist, naturgemäß nicht dem mal 
mehr mal weniger verbündeten isla- 
mistischen Mittelalter, sondern Per¬ 
sonen, Organisationen, Parteien und 
staatlichen Strukturen, die in der Re¬ 
gel über mindestens soviel demokrati¬ 


sche Legitimität verfügen wie die US- 
Administration und ihre streng klan¬ 
destinen Dienste. 

Und leider gelingt es dem Regis¬ 
seur nur bedingt, die Begrenztheit 
der US-amerikanischen, und somit 
innerimperialistischen Perspektive zu 
überwinden. Schon in „Platoon“ war 
Stones Kriegs-Realismus ein dezidiert 
US-zentrierter. Es waren die Leiden, 
der Verfall, und der Tod der Okku¬ 
panten, welche in epischer Dimension 
ausgebreitet wurden. Der millionen¬ 
fache Tod der Vietnamesen, die nach 
100 Jahren Fremdherrschaft nichts an¬ 
deres wollten als die Befreiung ihres 
Landes, oder die einfach nur zufällig 
dort waren, wo sie waren, spielte so 
gut wie keine Rolle. In „Snowden“ ist 
es die Zerstörung einer ganzen Weltre¬ 
gion mit wieder einmal Millionen To¬ 
ten und Verletzten und zig-Millionen 
Vertriebenen und Flüchtlingen, die bis 
auf einige Bilder, bei denen Menschen 
von Drohnen-Raketen buchstäblich zu 
Staub pulverisiert werden, kein wirkli¬ 
ches Thema ist. Hier lässt „Snowden“ 
reichlich Raum. 

Die Debatte um die anglo-ameri- 
kanische Globalüberwachung generell 
und implizit auch Oliver Stones Film, 
suggeriert eine Art Zivilisationsbruch, 
eine Art Machtübernahme durch die 
Dienste und den militärisch-indus¬ 
triellen Komplex (MIK) in Folge von 
„9/11“. Daran ist sicher richtig, dass 
„9/11“ das Startsignal, die Generaler¬ 
mächtigung war, endlich das aus den 
Schubladen ziehen zu können, was in 
den Braintrusts seit langem vorgedacht 
war. Inklusive des Machtzuwachses der 
damit befassten Strukturen. Nicht rich¬ 
tig ist, dass damit die äußere Aggressi¬ 
on und die innere Repression begon¬ 
nen hat. Das war schon sehr viel eher 
der Fall und das sollte nicht übersehen 
werden. Die Existenz der heutigen 
USA begründet sich auf Landraub, Ge¬ 
nozid und Sklaverei und auf eine nicht 
endenwollende Folge von Kriegen und 
Militärinterventionen. Zunächst in La¬ 
teinamerika und im pazifischen Raum. 
Nach dem II. Weltkrieg weltweit. Die 
Opferzahlen des US-Imperialismus 
übertreffen selbst die des Il.Weltkriegs. 
Im „Kalten Krieg“ waren die USA be¬ 
reit (Massive Retalliation), den Tod ei¬ 
ner halbe Milliarde Menschen bei ei¬ 
nem angenommenen - konventionel¬ 
len -Angriff der Roten Armee in Kauf 
zu nehmen. An dieser Haltung hat sich 
nach 1989, auch im hoffnungsfroh her¬ 


beiphantasierten „globalen Weltdorf“, 
nichts geändert. Was sich geändert hat, 
sind die technischen Möglichkeiten 
und Methoden. 

Die innenpolitische Repression hat¬ 
te ihren ersten Höhepunkt nach dem 
Sieg des Roten Oktober in den brutalen 
„Palmer Raids“ (1918-21) mit Massen¬ 
verhaftungen und teilweise Deportati¬ 
onen von mehr als 10 000 Kommunis¬ 
ten, Sozialisten und Gewerkschaftlern. 
Das FBI-Programm COINTELPRO 
(1956-71) hatte zwar noch nicht die 
IT-gestützten Zugriffsfähigkeiten auf 
alle persönlichen Daten, aber auch mit 
den „klassischen“ Geheimdienstmitteln 
Psychoterror, Verleumdung, Verfolgung 
und Gewalt bis hin zum Mord gelang 
es dem Hoover-Apparat, die Linke in 
den USA weitgehend zu paralysieren. 
Die Kriminalitätsermittlungen waren 
für das FBI schon immer nur das Fei¬ 
genblatt, hinter dem sich die Repression 
gegen Bürgerrechtler, Vietnamkriegs¬ 
gegner, die kommunistische Partei und 
Nicht-Kalte Kriegs-Konforme ganz all¬ 
gemein verbarg. Neu ist, dass im Zuge 
von „9/11“ der Alleinvertretungsan¬ 
spruch des FBI für innere Überwachung 
durch NSA & Co. gebrochen wurde, und 
dass die Auftritte der Staatsmacht, von 
Edward Snowdens Enthüllungen völlig 
unbeeindruckt, immer mehr nach offe¬ 
nem Bürgerkrieg aussehen. Nicht, dass 
man alles in einen Film packen könn¬ 
te, aber zur Wahrheit gehört: Von einer 
demokratischen Idylle waren die USA 
auch vor „9/11“ weit entfernt. 

„Darum ist der Snowden-Film ge¬ 
fährlich“ wettert die atlantische „Bild“ 
in dicken Lettern mit verbaler Unter¬ 
stützung des „Ex-US-Botschafters“ John 
Kornblum, er sei eine „Fälschung“. „In 
Washington schätzt man, dass 90 Pro¬ 
zent des Datenmaterials, das er entwen¬ 
det hat, aus strategischen Informationen 
für Russen und Chinesen bestand.“ Und 
schon ist er fertig, der Russen-Spion. 
„Die russische Regierung hat aus gutem 
Grund den Film gelobt“, so Kornblum. 
Die Vereinigten Staaten sind eben das 
großartigste Land der Welt. „Das Bild 
des jungen Rebellen ,gegen das unde¬ 
mokratische, schlechte, böse Amerika’“, 
befördere Anti-Amerikanismus und 
schade den Geheimdiensten. Na, und 
Propaganda gegen „God’s own Coun- 
try“, gegen das „großartigste Land der 
Welt“ und seine ebenso großartigen Ge¬ 
heimdienste das wollen wir, auch an die¬ 
ser Stelle, doch auf gar keinen Fall. 

Klaus Wagener 
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Windeier 

„Handlungskonzept Wohnen“ und „Preisgedämpftes Wohnen“ 



Wenn es um den Wohnungsbau geht, legt die DKP den Finger in jede geeignete Wunde. Hier am Bauzaun von Karl-Rudolf 
Mankels neuem Domizil, für das es eine fünf Jahre alte Bauvoranfrage gibt. Die Familie benötigt etwa loooqm Wohnflä¬ 
che und zwölf Parkplätze und ein privates Home Office zur Erledigung der privaten Ambitionen. Das Einfamilienhaus passt 
sich nach Aussage des Bauaufsichtsamtes „in die Eigenart der näheren Umgebung ein“. Zur Nachbarschaft gehören Ralf 
Däinghaus (DocMorris) und Finanzoptimierer Mario Ohoven. 


Schulden der Kommunen 
auf Rekordstand 

Für die Gemeindefinanzen bilanziert der 
Deutsche Städte- und Gemeindebund 
(DStGB): „Nach den aktuellen Zahlen 
des Statistischen Bundesamtes sind die 
kommunalen Schulden im vergangenen 
Jahr um 3,4 Prozent und 4,7 Milliarden 
Euro auf den traurigen Rekordstand von 
144,2 Milliarden Euro angestiegen. Das 
ist ein dramatischer Höchststand, der 
zeigt, dass die Kommunen noch nicht 
ausreichend an der allgemein positiven 
Entwicklung der öffentlichen Finanzen 
teilhaben.“, sagte das Geschäftsführende 
Präsidialmitglied des DStGB, Dr. Gerd 
Landsberg, in Berlin. 

Der DStGB fordert eine grundle¬ 
gende Neuordnung der Bund-Länder- 
Finanzbeziehungen. „Viele Kommunen 
schieben einen immensen Schuldenberg 
und Investitionsstau vor sich her. Diese 
Probleme müssen nachhaltig gelöst wer¬ 
den. Was wir brauchen ist eine flächen¬ 
deckend adäquate kommunale Finanz¬ 
ausstattung und die gezielte Förderung 
nach Investitionsbedarf, nicht nach Him¬ 
melsrichtung. Der Solidaritätszuschlag 
muss erhalten und die Einnahmen aus 
diesem zu einem „Zukunftsfonds kom¬ 
munale Infrastruktur“ weiterentwickelt 
werden“, so Landsberg. „Wir haben für 
die Finanzen der Städte und Gemein¬ 
den in der zurückliegenden Zeit in Ber¬ 
lin viel erreicht. Zum Beispiel wird ab 
dem Jahr 2018 die kommunale Finanz¬ 
entlastung um fünf Milliarden Euro im 
Jahr greifen. Dennoch bestehen zahlrei¬ 
che kommunale Haushaltsrisiken, zum 
Beispiel wegen der ansteigenden Sozi¬ 
allasten und des Investitionsrückstandes 
von über 136 Milliarden Euro in unse¬ 
ren Städten und Gemeinden. Der ein¬ 
geschlagene Weg der Gesundung der 
kommunalen Finanzen muss daher kon¬ 
sequent weitergeführt werden.“ 

Stadt Dresden baut 
wieder Sozialwohnungen 

Im Jahr 2006 verkaufte die Stadt Dres¬ 
den ihren kompletten Immobilienbe¬ 
stand. Nun kommt die Kehrtwende: 
Eine neu zu gründende städtische 
Wohnungsbaugesellschaft soll im gro¬ 
ßen Stil Wohnungen zu bezahlbaren 
Preisen errichten. Noch in diesem Jahr 
will die Stadt Dresden mit dem Bau 
von 800 kommunalen Sozialwohnun¬ 
gen beginnen. Das hat der Stadtrat mit 
den Stimmen von SPD, Linken, Grünen 
und Piraten beschlossen. 


I n Düsseldorf wie wohl in jeder an¬ 
deren Großstadt wird die Schere ge¬ 
zielt weiter geöffnet: Die Zahl der 
Berechtigten für einen Wohnberechti- 
gungsschein steigt. Derzeit ist es etwa 
die Hälfte der Bevölkerung. Jedes Jahr 
gibt es 5 400 neue Wohnberechtigungs- 
scheine. Gleichzeitig steigt aber auch 
die Zahl der Wohnungen, die aus der 
Sozialbindung fallen. Das ist politisch 
gewollt. Und ökonomisch attraktiv - 
für die Investoren und Vermieter. Be¬ 
nachteiligt sind die Mieter, die unterm 
Strich mehr Miete zahlen müssen, und 
die Kommunen, die private Investoren 
mit Fördermitteln beglücken. 

Die Zahlen unter der Lupe be¬ 
trachtet: 2 000 Sozialwohnungen sol¬ 
len in den nächsten Jahren bezogen 
werden. Auf der anderen Seite wurden 
aus 60 000 Sozialwohnungen (1990) nur 
noch 18300 (2014). Bei gleichbleiben¬ 
der Geschwindigkeit wäre das Defizit in 
16 Jahren ausgeglichen. Die Wohnungen 
werden aber heute benötigt und nicht 
erst im Jahr 2032. 200 neue Wohnun¬ 
gen schafft die Städtische Wohnungs¬ 
baugesellschaft pro Jahr. Dazu kommen 
300 Modernisierungen, 100 davon sind 
Sozialwohnungen. Die Rechnung geht 
vorne und hinten nicht auf. 

Um das Scheitern des privat wirt¬ 
schaftlichen Marktes zu verschleiern, 
werden wohnungspolitische Windeier 
aufgeblasen und Nebelkerzen gewor¬ 
fen. Diese Instrumente heißen in Düs¬ 
seldorf „Handlungskonzept Wohnen“ 
und „Preisgedämpftes Wohnen“. Sie ge¬ 
hen zurück auf die letzte schwarz-gelbe 
Koalition am Rhein, bei Unterstützung 
durch die Ratsfraktion der Grünen. Im 
Handlungskonzept Wohnen wurde zu¬ 
nächst festgelegt, dass bei 100 neuen 
Wohnungen 20 Prozent im geförderten 
Wohnungsbau entstehen sollten, wei¬ 
tere 20 Prozent im preisgedämpften 
Mietwohnungsbau. Nach der Kommu¬ 
nalwahl gab es graduelle Verschiebun¬ 
gen unter dem neuen Oberbürgermeis¬ 
ter Geisel (SPD): Jetzt werden 20 bis 
30 Prozent gefördert und mindestens 
10 bis 20 Prozent müssen dem preisge¬ 
dämpften Wohnen zugerechnet werden. 
Die Miete soll dann bei 9,50 Euro kalt 
liegen. Ausnahmen werden eingeräumt. 

Bislang ist noch kein Haus fertig, das 
nach dem neuen vor drei Jahren verab¬ 


schiedeten Konzept errichtet wurde. 
Die Stadt hat eine Erklärung bereit. Die 
Quotenregelung konnte nicht greifen, 
da die Bauprojekte vor Inkrafttreten 
des Regelwerkes gestartet wurden. Das 
treffe, so die Stadt, auch für das „Glas¬ 
macherviertel“ in Gerresheim zu. 

Die DKP untersuchte die Situation: 
Vor genau elf Jahren wurde die Glas¬ 
hütte nach langen Protesten geschlos¬ 
sen. 200 000 qm des Areals gingen an 
die Patrizia Immobilien AG 100 000 qm 
an die Stadt Düsseldorf. Die Patrizia 
verdichtete ihre Pläne: Statt 560 Wohn¬ 
einheiten sollen es nun 1400 werden. 
Mit teuren Werkstattverfahren wurden 
den Bürgern „blühende Landschaften“ 
präsentiert. Sie durften sogar eigene 
Vorschläge einbringen. 


2014 kritisierte Thomas Geisel als 
OB-Kandidat seinen Konkurrenten, den 
damaligen Amtsinhaber Dirk Elbers 
(CDU), weil der sich nicht anschick¬ 
te, das Handlungskonzept Wohnen auf 
dem Hüttengelände durchzusetzen. Die 
DKP kritisierte: Hier wird die Patrizia 
durch Verzicht auf das Handlungskon¬ 
zept Wohnen entlastet - und gleichzei¬ 
tig darf sie das Bauland intensiver „aus- 
beuten“. Es kommt aber noch schlimmer, 
denn der neue SPD-OB verzichtet nun - 
entgegen seinen Aussagen von vor der 
Wahl - ebenfalls auf die Quotenrege¬ 
lung. Begründung: Die Quotenregelung 
sei erst nach Patrizias Projektbeginn 
rechtskräftig geworden. Die DKP fragt 
die Politik: Kann ein Projekt beginnen, 
bevor es einen Bebauungsplan und eine 


Baugenehmigung gibt? Sie sieht hier die 
geschmeidige Anwendung eines untaug¬ 
lichen Regelwerks. 

Der „Markt“ hätte zudem längst 
wenigstens partiell entlastet werden 
können, wenn die Stadt damit begon¬ 
nen hätte, in Eigenregie auf ihrem ei¬ 
genen Bauland, den verbliebenen 
100 000 qm der Glashüttenbrache, ei¬ 
gene Häuser zu erstellen - in demokra¬ 
tischer Planungsbegleitung durch die 
Bevölkerung. Dadurch wäre „bezahl¬ 
bares Wohnen“ entstanden. Und eine 
Systemfrage wäre aufgeworfen wor¬ 
den. Die DKP sieht daher nur Lösun¬ 
gen, wenn die Bevölkerung mehr und 
mehr über den kapitalistischen Teller¬ 
rand sieht. 

Uwe Koopmann 


Ein Provisorium, das beendet werden 

Abgeordnete der DKP/LL informierten sich in einer Flüchtlingsunterkunft 



GelincikTuzcu und Tim Beyermann sind seit der Kommunalwahl 2015 Stadtver¬ 
ordnete der DKP/Linken Liste in Mörfelden-Walldorf. 


Die Stadtverordneten Gelincik Tuzcu 
und Tim Beyermann der DKP/Linken 
Liste in Mörfelden-Walldorf besuchten 
die Flüchtlingsunterkunft in der Stadt¬ 
halle in Walldorf, um sich dort ein Bild 
von den Verhältnissen zu machen und 
mit den Geflüchteten ins Gespräch zu 
kommen. 

Sie sprachen mit zwei Schutzsu¬ 
chenden aus Afghanistan, die beide seit 
sieben Monaten in Deutschland woh¬ 
nen. Seit drei Monaten sind sie nun in 
der Unterkunft in Walldorf unterge¬ 
bracht. In Afghanistan hatte einer von 
ihnen eine technische Ausbildung in 
der Pharmabranche absolviert und war 
in seinem Berufsfeld tätig. Außerdem 
arbeitete er als Dolmetscher für die 
ISAF, weshalb sein Leben jetzt, da die 
Taliban in Afghanistan wieder erstarkt 
sind, in höchster Gefahr ist. Man sah 
und hörte ihm während des gesamten 
Gesprächs an, dass er sich nicht über 
Deutschland oder die Zustände seiner 
Unterbringung beschweren wollte. 

Sorgen und Wünsche 

Auf Nachfrage sagte er, dass es ihm hier 
im Allgemeinen gut geht, er um nichts 
fürchten muss und auch sonst beina¬ 
he ausschließlich gute Erfahrungen in 
Deutschland gemacht hat. 

Seine Sorgen und Wünsche drehen 
sich um eine schnelle Integration und 
das Finden eines eigenen Zimmers, in 
dem er wohnen kann. Er arbeitet mo¬ 
mentan für einen Solarzelleninstalla- 
teur in Frankfurt und hat deswegen kei¬ 
ne Zeit an Sprachkursen teilzunehmen. 


Gesetzlich ist er gezwungen, jeden Job 
anzunehmen, den er kriegen kann. Am 
liebsten wäre ihm beides, sagt er selbst. 
Tagsüber arbeiten und abends Deutsch 
lernen. 

Er würde die langen Tage gerne in 
Kauf nehmen, es sei ihm aber schlicht- 
weg nicht gestattet, die Integrations¬ 
kurse dem Job überzuordnen. Ein paar 
Freunde, die er in Mörfelden-Walldorf 
gefunden hat, helfen ihm Deutsch zu 
lernen, aber das geht entsprechend 
schleppend voran. Ein Angebot ähn¬ 
lich einer Abendschule gäbe es für ihn 
nicht, weshalb diese Freunde in unse¬ 
rer Stadt momentan seine einzige Form 
von Integration sind, die ihm nennens¬ 


wert hilft. Sein Mitbewohner, mit dem 
sich GelincikTuzcu auf Türkisch unter¬ 
hielt, schilderte exakt das gleiche Bild 
über die Unterkunft in der Stadthalle 
in Walldorf, wie sein Leidensgenosse, 
obwohl die beiden sich nicht einmal 
untereinander verständigen konnten. 

Keine Privatsphäre 

Am meisten zu schaffen machen den 
beiden, wie auch den zustimmend ni¬ 
ckenden anderen Asylbewerbern, die 
dem Gespräch beiwohnten, die Um¬ 
stände ihrer Unterbringung. Sie woh¬ 
nen jeweils mit drei anderen Asylsu¬ 
chenden in einem ca. acht qm großen 
Zimmer und haben so gut wie keine 


muss 



Privatsphäre. Die Du 
sehe für die Unter¬ 
kunft befindet sich in 
einem anderem Teil 
des Gebäudes, wes¬ 
halb man in regel¬ 
mäßigen Abstän 
den beobachten 
kann, wie jun¬ 
ge Männer mit 
Handtüchern 
um die Len 
den gebunden 
über die Wege 
vor der Stadt¬ 
halle laufen. 

Auch die 
Kochgele¬ 
genheit, 
welche 
sich di¬ 
rekt ne¬ 
ben den 
Schlafplät 

zen im selben Raum 
der Stadthalle befindet, erschwert 
einen geregelten Tagesablauf. „Ir¬ 
gendjemand kommt oder geht immer 
gerade, irgend jemand hat immer ge¬ 
rade Hunger und macht sich etwas zu 
essen“, hieß es hier. Dass sich „Essen 
gemacht“ wird oder zu verschiedenen 
Zeiten aufgestanden wird, kann man 
keinem verübeln, trotzdem sei dieser 
Zustand auf Dauer zermürbend. 

Dieses Bild gewannen GelincikTuz¬ 
cu und ich bei unserem Besuch auch. 
Nur ein Provisorium. Zusammenfas¬ 
send lässt sich sagen, dass die Stadt diese 


Räum¬ 
lichkei¬ 
ten ein¬ 
gerichtet 
hat, um 
die Kon¬ 
tingente 
an Flücht¬ 
lingen, die 
unsere Stadt 
zugewiesen 
bekommen 
hat, stemmen 
zu können. Eine 
dauerhafte Un¬ 
terbringung in den beschriebenen Zu¬ 
ständen mag keine Gefahr für Leib 
und Leben sein, zur Integration oder 
einer Aufarbeitung des Erlebten trägt 
sie aber auch nicht bei. Sie ist ein Pro¬ 
visorium und muss ein solches bleiben 
und schnellst möglich durch adäquate 
Unterbringungen ersetzt werden. 

T. Beyermann 

aus: „blickpunkt“, Zeitung der DKP für Mörfelden- 
Walldor, 9/2016 
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m unsere zeit _Kommunalpolitik 

Kommunen verlieren finanzielle 
Selbstständigkeit 

Landesverfassungsgericht bestätigt „Kommunal-Soli“ in NRW 



Mit den Löchern im Haushalt wachsen auch die Löcher in den Straßen unserer Innenstädte 


D er Stadt Neuss am Rhein wer¬ 
den im kommenden Jahr vor¬ 
aussichtlich mehr als 20 Milli¬ 
onen Euro fehlen, um den Haushalt 
auszugleichen. In Neuss stauen sich 
die Sanierungen bei Schulen und Kin¬ 
dergärten, es mangelt überall an Per¬ 
sonal, und bei den Ausgaben für Kul¬ 
tur, Soziales und Jugendhilfe muss um 
jeden Euro gefeilscht werden. Doch 
diese Realität schreckt die nordrhein¬ 
westfälische Landesregierung nicht im 
Geringsten: Für sie ist Neuss eine „rei¬ 
che“ Stadt. 

Deshalb muss Neuss auch in den 
„Stärkungspakt Stadtfinanzen“ einzah- 
len - 1,7 Millionen Euro im Jahr 2015. 
Neben Neuss zahlen noch mehr als 70 
andere Städte in den Pakt ein. So kom¬ 
men jährlich 90,8 Millionen Euro zu¬ 
sammen, die dann - zusammen mit ei¬ 
nem dreistelligen Millionenbetrag vom 
Land - an aussichtslos überschuldete 
Kommunen verteilt werden. Nach dem 
Willen der Landesregierung soll diese 
Form der Umverteilung noch mindes¬ 
tens bis 2022 praktiziert werden. Hört 
oder liest man Stellungnahmen von 
rot-grün-begeisterten Rheinländern, 
dann gewinnt man den Eindruck, bei 
der sogenannten „Solidaritätsumlage“ 
handele es sich um ein modernes Mär¬ 
chen; in beseelter Robin-Hood-Manier 
nimmt der Kommunal-Soli von den 
Reichen und gibt es den Armen. 

Neoliberaler Umbau 
der Kommunen 

In Wahrheit ist der „Soli“ ein neolibe¬ 
rales Projekt und dabei so dreist, dass 
es selbst leidgeprüften Bürgermeistern 
und Gemeinderäten die Sprache ver¬ 
schlagen hat. Die Umlage erfüllt im 
Grunde nur zwei Aufgaben: neolibera¬ 
ler Umbau der Kommunen und Absi¬ 
cherung von Bankengewinnen. 

Im Rahmen eines großangelegten 
„Sanierungsprozesses“ werden die 
Städte, die Geld aus diesem Stärkungs¬ 
pakt erhalten, zu drastischen Sparmaß¬ 
nahmen gezwungen; jeder Cent wird 
hinterfragt. Durch dieses Spardiktat 
verlieren die sogenannten Stärkungs¬ 
paktkommunen nicht nur ihre finanzi¬ 
elle Selbstständigkeit (soweit sie über¬ 
haupt noch vorhanden war), sondern 
auch einen Großteil ihrer sozialen und 
kulturellen Infrastruktur. Die kom¬ 
munale Demokratie wird für ein paar 
Euro verkauft, weil den Kommunen 
laut NRW-Innenministerium die „Mo¬ 
tivation zu schmerzhaften, aber unver¬ 
meidlichen Maßnahmen“ fehlt. Unan¬ 
tastbar scheint nur noch die Rückzah¬ 
lungsverpflichtung für aufgenommene 
Kredite zu sein. An dieser Stelle kommt 
der zweite Aspekt des Stärkungspaktes 
ins Spiel. 

Die überschuldeten Empfänger¬ 
gemeinden sind natürlich zur Zah¬ 
lung von Zinsen und Tilgungsraten 
verpflichtet. Jahrzehntelang galt die 
Kommunalfinanzierung als sicheres 
Geschäft für Banken. Es konnten gi¬ 
gantische Summen verliehen werden, 
und wenn das Geld nicht zurückkam, 
dann wurde eben ein weiterer Kre¬ 
dit zur Rückzahlung des ersten ge¬ 
währt. Zahlreiche Kommunen hatten 
schließlich gewaltige Schulden an¬ 
gehäuft und die Erfüllung der Zah¬ 
lungsverpflichtungen wurde immer 
schwieriger. In einer Zeit, in der gan¬ 
ze Staaten plötzlich zahlungsunfähig 
werden konnten und in der das Wort 
„Schuldenschnitt“ in aller Munde war, 
sorgten sich die Banker um die garan¬ 
tierten Gewinne aus der Kommunal¬ 
finanzierung. Auf der anderen Seite 
befürchteten arme Kommunen als 
zahlungsunfähig zu gelten und somit 
keine neuen Kredite mehr zu erhalten. 
„Angesichts der öffentlichen Diskus¬ 
sion um die Kreditversorgung schien 
der Kommunalkredit und damit das 
System insgesamt in Frage gestellt“, 
fasste es das Innenministerium in ei¬ 
ner offiziellen Stellungnahme zum 
Stärkungspakt zusammen. 


Die Bank gewinnt immer 

Es musste also gehandelt werden. Und 
welche Vorgehensweise lag da näher, 
als die Städte, die sich gerade noch 
über Wasser halten konnten, zur Zah¬ 
lung an völlig überschuldete Gemein¬ 
den zu verpflichten? Immerhin waren 
diese Kommunen nun wieder in der 
Lage, einen Teil ihrer Zinszahlungen 
abzusichern und so die Bankengewin¬ 
ne zu garantieren. Nicht unerwünsch¬ 
ter Nebeneffekt: Durch die Zahlungen 
verschärfte sich die Situation in den 
Geberkommunen und sie wurden ih¬ 
rerseits zur Aufnahme neuer Kredite 
gezwungen - die Bank gewinnt immer. 

Aus dieser Absicht wurde auch nie 
ein Geheimnis gemacht. Im Selbstin¬ 
terview stellte sich das Innenministe¬ 
rium die Frage, warum der Stärkungs¬ 
pakt eigentlich für alle Kommunen 
sinnvoll sei. Die Antwort: 

„Eine gemeinsame und solidari¬ 
sche Anstrengung ist notwendig, um 
die Kreditversorgung weiterhin zu 
günstigen Konditionen sicherzustel¬ 
len [sic!]. Der Stärkungspakt schafft 
die Voraussetzungen, von denen alle 
profitieren. Das ist nicht zum Nullta¬ 
rif zu haben.“ Die verdrehte Verwen¬ 
dung des Begriffs „Solidarität“ stiftet 
zusätzliche Verwirrung im rot-grünen 
Lager. Ist es eine „gemeinsame solida¬ 
rische Anstrengung“ die Banken vom 
kommunalen Zahlungswillen zu über¬ 
zeugen? Oder wäre es nicht tatsächlich 
solidarisch, gemeinsam für einen kom¬ 
munalen Schuldenschnitt einzustehen? 

Bleibt noch die Frage zu klären, wel¬ 
che Kommunen eigentlich zu den Ge¬ 
berkommunen gehören. Mit „Reich¬ 
tum“ hat das natürlich nichts zu tun, 
sondern mit der sogenannten Abun- 
danz. Die Feststellung der Abundanz ist 
eine Wissenschaft für sich. Vereinfacht 
gesagt, werden zwei fiktive Größen ge¬ 
genübergestellt: Die Steuerkraftmess¬ 
zahl (Finanzkraft) und die Ausgangs¬ 
messzahl (Finanzbedarf). Die Steuer¬ 
kraftmesszahl gibt nicht an, wie hoch 
die Steuereinnahmen einer Gemeinde 
sind, weil diese vom Hebesatz abhän- 
gen. Stattdessen wird errechnet, wel¬ 
che Steuereinnahmen bei einem fikti¬ 
ven Hebesatz zu erreichen wären. Auch 
die Bedarfsmesszahl gibt keinerlei Aus¬ 
kunft über den tatsächlichen Finanz¬ 
bedarf einer Kommune, sondern ist le¬ 


diglich eine (äußerst umstrittene) Re¬ 
chengröße. Es wird also geprüft, ob die 
Einnahmen, die eine Stadt haben könn¬ 
te, höher sind als der Bedarf, den eine 
Stadt (rein rechnerisch) haben sollte. Ist 
das der Fall, dann gilt die Gemeinde als 
abundant, erhält keine Schlüsselzuwei¬ 
sungen mehr und wird nach zwei Jah¬ 
ren Abundanz zur Einzahlung in den 
Stärkungspakt verpflichtet. Da spielt es 
dann auch keine Rolle mehr, dass selbst 
abundante Kommunen Millionendefizi¬ 
te anhäufen können und Gefahr laufen, 
eines Tages selbst zur Stärkungspakt¬ 
kommune zu werden. 

Kommunen stolpern 
in die Pleite 

Es wundert also nicht, dass 70 Geber¬ 
kommunen vor das Landesverfassungs¬ 
gericht zogen, um gegen den „Soli“ zu 
klagen. Das Gericht konnte jedoch 
keinen rechtswidrigen Eingriff in die 
kommunale Finanzhoheit feststellen 
und wies die Klage vor kurzem ab. Die 
Richter urteilten: die Umlage sei zu¬ 
mutbar, außerdem bleibe das Geld im 
kommunalen Raum. Schließlich stehe 
nicht in der Verfassung, dass der kom¬ 
munale Finanzausgleich nicht auch aus 
kommunalen Mitteln bewerkstelligt 
werden könnte. 

Der Stärkungspakt wird uns also 
erhalten bleiben, während die notwen¬ 
dige bundesweite Neuordnung der Ge¬ 
meindefinanzen unterlassen wird. Da¬ 
bei ist hier wirklich Handlungsbedarf. 

Während in Berlin die „schwarze 
Null“ gefeiert wird, erfüllen die Kom¬ 
munen in der Republik einen Großteil 
der staatlichen Aufgaben und stolpern 
darüber in die Pleite. Wenn die Schulden 
zu hoch sind, werden Staatskommissare 
eingesetzt und die demokratische Mitbe¬ 
stimmung der Räte beendet. Mehr Geld 
vom Bund ist notwendig, würde das Pro¬ 
blem aber alleine nicht lösen. 

Derzeit finanzieren sich die Kom¬ 
munen zum Großteil über die Ein¬ 
nahmen aus der Gewerbesteuer, der 
Grundsteuer und einem Anteil der 
Einkommenssteuer. Insbesondere die 
Gewerbesteuereinnahmen sind äußerst 
konjunkturabhängig und unzuverlässig. 
Kommunen in strukturschwachen Re¬ 
gionen nehmen sowieso weniger ein 
und können daher auch keine wegwei¬ 
senden Investitionen auf den Weg brin¬ 


gen. In anderen Regionen reicht mit¬ 
unter ein schlechtes Jahr aus, um den 
kommunalen Haushalt ins Wanken zu 
bringen und den Teufelskreis aus Ver¬ 
schuldung, Investitionsstau, Sozialab¬ 
bau und Rezession in Gang zu bringen. 
Einige Kommunen sind von ein oder 
zwei Unternehmen abhängig, deren 
Weggang oder fragwürdige Steuer¬ 
moral zum Desaster führen kann und 
mancherorts auch schon geführt hat. 

So zahlte das bekannte Unterneh¬ 
men Würth seine Gewerbesteuern in 
der Stadt Künzelsau und führte dabei 
regelmäßig auch Steuern für die aus¬ 
ländischen Tochterunternehmen ab. 
Zu Unrecht, befand der Bundesfinanz¬ 
hof und ordnete Ende 2015 eine Steu¬ 
errückzahlung für die vergangenen 
13 Jahre an, inklusive 6 Prozent Zinsen 
pro Jahr. Insgesamt 62 Millionen Euro 
Rückzahlung wurden auf einen Schlag 
fällig und überforderten das kleine, nun 
hoch verschuldete Künzelsau. Ähnliches 
spielte sich im kleineren Rahmen in vie¬ 
len Gemeinden ab. Unternehmen zahl¬ 
ten zu viel Gewerbesteuern und warte¬ 
ten anschließend auf die gut verzinste 
Rückzahlung - eine gute Geldanlage 
in Zeiten niedriger Zinsen und ein ge¬ 
waltiger Schaden für die kommunalen 
Haushalte. 

Schuldenschnitt statt Zockerei 

Weitere Probleme liegen in der Kon¬ 
kurrenz um möglichst niedrige Gewer¬ 
besteuerhebesätze, in der schon vor¬ 
handenen Überschuldung und in der 
teils sehr sanierungsbedürftigen Infra¬ 
struktur. Hinzu kommen hausgemachte 
Probleme vieler Städte, deren Kämme¬ 
reien sich auf der verzweifelten Suche 
nach alternativen Einkommensmög¬ 
lichkeiten an den Finanzmärkten und 
an der Börse verspekulierten. 

Ein kommunaler Schuldenschnitt ist 
ebenso notwendig, wie das Ende neo¬ 
liberaler Experimente in den Kommu¬ 
nen. Die Abhängigkeit von den Gewer¬ 
besteuern muss überwunden werden, 
Gewerbesteuerrückzahlungsansprüche 
beschränkt. Um die größten Brände zu 
löschen, wären grundlegende Refor¬ 
men nötig, die sich auch im Rahmen 
einer kapitalistischen Wirtschaftsweise 
auf den Weg bringen ließen, wenn man 
denn wollte. 

Vincent Cziesla 


Chaos bei Hartz IV 
Abrechnung 

„Seit mehr als zehn Jahren sind Abrech¬ 
nungen zu den Hartz-IV-Kosten fehler¬ 
haft“, heißt es in einer Mitteilung der 
Gruppe FUW-Piraten und der Frakti¬ 
on „Die Linke“ im Kreistag des Rhein- 
Sieg-Kreis. Dies ginge aus einer Mittei¬ 
lung der Kreisverwaltung des Rhein- 
Sieg-Kreis an den Kreisausschuss und 
den Kreistag hervor. Demnach ist das 
Problem in den Großstädten seit Jahren 
bekannt, allein in der Stadt Köln seien 
drei Prüfer damit beschäftigt, die feh¬ 
lerhaften Buchungen zu korrigieren. Im 
Rhein-Sieg-Kreis sei man jedoch erst im 
Jahr 2015 auf die Problematik aufmerk¬ 
sam geworden. Derzeit wird die Scha¬ 
denshöhe ermittelt. Arbeitsministerium 
und Kommunen streiten sich über Ver¬ 
jährungsfristen und Verursacher. 

Für „Die Linke“ ein Skandal. Dazu 
Michael Droste, Mitglied für „Die Lin¬ 
ke“ im Sozialausschuss: „Während die 
Leistungsempfänger mit maßlosen 
Kontrollen überzogen werden, kam 
offensichtlich über mehr als ein Jahr¬ 
zehnt niemand auf die Idee, mal die 
Abrechnungen gegenüber dem Ar¬ 
beitsministerium zu prüfen. Gegen¬ 
über den Leistungsempfängern wird 
immer argumentiert, es sei kein Geld 
da, auf der anderen Seite fällt es nicht 
auf, wenn dauerhaft Unsummen in feh¬ 
lerhaften Abrechnungen verschwinden. 
Am Ende ist damit zu rechnen, dass die 
Schuld auch hier wieder den Leistungs¬ 
empfängern zugeschrieben wird.“ 

Ergänzend meint Rolf Böhmer, 
Pressesprecher der FUW-Piraten: „Un¬ 
verständlich ist es, wieso der Austausch 
zwischen den Fachleuten nicht erfolg¬ 
te. Derzeit ist davon auszugehen, dass 
infolge von Verjährungsfristen nur Ab¬ 
rechnungen der letzten vier Jahre kor¬ 
rigiert werden können. Damit droht 
dem Kreis ein erheblicher Verlust, der 
vermeidbar gewesen wäre, wenn der 
Austausch stattgefunden hätte. Noch 
schlimmer aber erscheint, dass nie¬ 
mand auch nur versucht solche Fehler 
an der Quelle abzustellen. Denn auch 
mit der seit 2015 verwendeten Software 
Allegro sind weitere Fehler nicht auszu¬ 
schließen. Die Buchungen mit Prüfern 
zu kontrollieren, kann nur eine vorüber¬ 
gehende Lösung sein.“ 

Mehreinnahmen auf 
Kosten der Studierenden 

Der Allgemeine Studierendenaus¬ 
schuss (AStA) der Universität Osna¬ 
brück kritisiert, dass sich der Kaufpreis 
des Grundstückes an der Sedanstraße 
für den Bau des neuen „Albert-Ein- 
stein-Studentenwohnheimes“ im Ver¬ 
gleich zum ursprünglich vorgesehenen 
Betrag mehr als verdoppelt hat. War 
2014 noch von 120 Euro/qm die Rede, 
beträgt der Preis nach einem Ausschrei¬ 
bungsverfahren jetzt 270 Euro/qm. 

Der AStA verweist darauf, dass sich 
die Osnabrücker CDU kurz vor der 
Kommunalwahl damit brüstet, der Stadt 
mit dem Verkauf des Grundstückes 
525 000 Euro an Mehreinnahmen zu be¬ 
scheren. Neben Fördergeldern des Lan¬ 
des finanziert sich das Studentenwerk 
bekanntlich vornehmlich mit Einnah¬ 
men aus Mieten, Hochschulgastronomie 
und Semesterbeiträgen von Studieren¬ 
den. „Es sind folglich genau diese Gel¬ 
der der Studierenden, die jetzt in die Ta¬ 
schen der Stadt fließen, sofern sich das 
Studentenwerk im November endgültig 
für den Kauf entscheidet. Wir haben in 
der Vergangenheit oft die wiederholten 
Anhebungen des Beitragssatzes durch 
das Studentenwerk kritisiert, und auch 
jetzt ist zu befürchten, dass am Ende die 
Studierenden die anfallenden Mehrkos¬ 
ten auf die eine oder andere Weise tra¬ 
gen werden müssen“, sagte Stephanie 
Klusekemper, studentische Vertreterin 
in den Gremien des Studentenwerks. 

„Nach der Einführung der Zweit¬ 
wohnsitzsteuer im letzten Jahr ist dies 
nun schon das zweite Mal innerhalb von 
kurzer Zeit, dass die Stadt auf Kosten der 
Studierenden ihren Haushalt aufbessert. 

Die Beteuerungen, die Hochschu¬ 
len und ihre Mitglieder stünden auf 
der politischen Prioritätenliste ganz 
weit oben, scheinen im Endspurt des 
Wahlkampfes in Vergessenheit gera¬ 
ten zu sein,“ heißt es in Pressemittei¬ 
lung des AStA. 
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13 Jahre blieb der Nationalsozialistische Untergrund (NSU) unent- 
deckt. Zehn Morde wurden begangen, zehn Mal verschoben die 
Behörden verschiedener Bundesländer die Mordhintergründe ins 
ausländische Milieu<. Zehn Mal will man keine >heiße Spur< gehabt 
haben. Dennoch legte man alle zehn Morde in die Blutspur des 
organisierten Verbrechens<. 


Nachdem die Existenz des NSU nicht mehr zu leugnen war, reihte 
sich eine Panne an die andere. Dass in allen Behörden Beweise 
verschwinden, Akten verheimlicht, Falschaussagen gemacht, gan¬ 
ze Aktenberge geschreddert werden, beweist, dass weder >Behör- 
denwirrwar< noch >Kommunikationschaos< herrschten, sondern 
der gemeinsame Wille, unter allen Umständen zu verhindern, dass 
etwas ans Licht kommt, was den bisherigen Erklärungen wider¬ 
sprechen würde. 


Ab wie vielen Pannen muss man von einem System sprechen? 
Wenn über zwei Dutzend V-Männer hervorragende Kontakte zur 
neonazistischen Organisation >Thüringer Heimatschutz< und zu 
den späteren Mitgliedern des NSU hatten, waren staatliche Stellen 
nicht etwa auf dem >rechten Auge blind<, sondern ließen sehenden 
Auges zu, dass über sieben Jahre hinweg zehn Morde begangen 
werden konnten. Eine Spurensuche. 



Marx Engels 
Stiftung 


Kapitalismus - 
Krise - 
Ökologie 


Samstag, 15.10.2016,11.00 - 18.00 Uhr 

Haus der DKP, Hoffnungstr. 18, 45127 Essen 

Die Krise der Kapitalverwertung und vielfältige Teilkrisen lassen 
Eugen Vargas Formel von der „allgemeinen Krise des Kapitalis¬ 
mus" zeitgemäßer erscheinen als mancher nach 1989 vermutet 
hat. Auch ein grün angestrichener Kapitalismus stieße an seine 
Systemgrenzen. 

Was haben vor diesem Hintergrund Marxisten zur Zukunftsdiskus¬ 
sion auch und gerade unter ökologischen Aspekten beizutragen? 
Wie sehen sie das Verhältnis von Mensch und Natur? Wie ordnen 
sich Schritte zur Sicherung unserer natürlichen Lebensgrundlagen 
in das Koordinatensystem von Reform und Revolution ein? Wie 
ist die ökologische Bilanz des „realen Sozialismus" zu bewerten? 
Welchen Stellenwert soll in einem künftigen Sozialismus das Wirt¬ 
schaftswachstum haben? Welchen Stellenwert haben Fragen der 
Nachhaltigkeit und der Lebensweise in der notwendigen Zukunfts¬ 
diskussion? Was können unter diesen Aspekten Ziele und Teilziele 
marxistisch fundierter Politik sein? - Wir freuen uns auf eine rege 
Diskussion. 

• Dr. Winfried Wolf: Kapitalismus und Krise(n): Überproduktionskri¬ 
se - Krise der Kapitalverwertung - Knappheit und Rivalität - Ökolo¬ 
gie und Klimawandel - Unterentwicklung - Krieg und Frieden 

• Dr. Bruno Kern: Ökologische Wende und Systemfrage: Über die 
Grenzen von Greenwashing und Technikzentrierung und über not¬ 
wendige Schlussfolgerungen für eine echte ökologische Wende 

• Bernd Müller: Marxisten und Zukunftsdiskussion: Reform und 
Revolution - Mensch und Natur - Erfahrungen des „realen Sozia¬ 
lismus" - Rolle des Wachstums - Nachhaltigkeit und Lebensweise 
-Ziele und Teilziele 

Kostenbeitrag: € 12,00 /€ 8,00 (Studis / Hartz IV) inkl. Mittagessen 
und Getränke. Für eine Anmeldung bis Montag, 10.10., unter marx- 
engels-stiftung@t-online.de oder bei Hermann Kopp 
Tel. 02 11 / 6 80 28 28 wären wir dankbar. 


Freitag, 30.9.2016,19 Uhr 


■ Lesung 



ARNO BURGI/DPA 


»1. Abend der progressiven Literatur« 

Nach sieben Nächten der DDR-Literatur wurde es Zeit, den Horizont 
zu weiten. Fortan widmet sich die yW-Ladengalerie an diesem Abend 
im frühen Herbst der progressiven deutschsprachigen Literatur. 

Zum Auftakt stehen die Dichter Christian Geissler und Kurt Bartsch 
im Mittelpunkt, gelesen von Jennipher Antoni und Andreas Manz- 
Kozär. Im Anschluss liest der Dichter Volker Braun (Foto) aus seinen 
neuen Texten. 

Veranstaltung in Kooperation mit der Rosa-Luxemburg-Stiftung 

Eintritt (inklusive Imbiss): 10,00 €/ermäßigt: 7,00 € 

Um Anmeldung unter 0 30/53 63 55-56 oder mm@jungewelt.de wird gebeten 


junge eit ■ L aden alerie 

Galerie ■ Buchhandlung ■ Treffpunkt ■ Torstr. 6 ■ 10119 Berlin ■ Mo.-Do. 11-18 Uhr, Fr. 10-14 Uhr 

www.jungewelt.de/ladengalerie 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Bezirksmitgliederversammlung 
der DKP Niedersachsen 

mit Aufstellung einer Landeswahlliste für die 
Bundestagswahl 2017 

Sonnabend, 12.11.2016 von 16-18 Uhr im Freizeitheim 
Linden, Windheimstr.4, Hannover, Saal 18. 

Vorschlag zur Tagesordnung 

1. Eröffnung und Begrüßung 

2. Konstituierung 

3. Bericht des Bezirksvorstandes 

4. Vorstellung und Diskussion eines Wahlvorschlags 
für die Landesliste zu den Bundestagswahlen 2017 

5. Wahl der Landesliste für die Wahl zum Deutschen 
Bundestag 2017 

6 . Schlusswort 

Denkt an das Mitgliedsbuch und an die Bezahlung der 
Beiträge bis einschließlich Oktober 2016. Es wird ein Ver¬ 
sammlungsbeitrag von 5 Euro pro anwesendem Mitglied 
erhoben. 


Außerordentliche Bezirksdelegiertenkonferenz 
der DKP Niedersachsen 

Sonnabend, 12.11.2016 von 14-16 Uhr im Freizeitheim 
Linden, Windheimstr.4, Hannover, Saal 18. 

Vorschlag zur Tagesordnung 

1. Eröffnung und Begrüßung 

2. Konstituierung 

3. Politische Überprüfung des Parteitagsbeschlusses 
zur Bundestagswahl 2017 

4. Diskussion 

5. Bericht der Mandatsprüfungskommission 

6. Beschlussfassung über eine politische Entschließung 

7. Meinungsbildung zum Beschluss des PV „Umgang mit dem 
Netzwerk kommunistische Politik" 

Denkt an das Mitgliedsbuch und an die Bezahlung der Beiträge 
bis einschließlich Oktober 2016. Es wird ein Versammlungsbeitrag 
von 5 Euro pro Delegierte/n erhoben. 


Einladung zur Landesmitgliederversammlung 
der DKP Sachsen-Anhalt 

l2.November 2016,10.00 Uhr 
Leitergasse 4,06108 Halle 

Vorschlag für die Tagesordnung: 

1. Eröffnung und Begrüßung 

2. Beschluss über die Wahl- und Geschäftsordnung 

3. Wahl der Wahlkommission 

4. Referat und Diskussion 

5. Wahl einer Landesliste für die Bundestagswahl 2017 

6 . Schlusswort 

Koordinierungsrat der DKP Sachsen-Anhalt 
DKP Parteivorstand 


DKP Mecklenburg-Vorpommern 
Landesmitgliederversammlung 

22. Oktober 2016 um 11 Uhr 
Rostock, Wismarsche Straße 21 (Cafe Maya) 

Kandidatur zur Bundestagswahl 2017 
Auswertung der Landtagswahl 2016 


Einladung zur Wahlversammlung der 
DKP-Mitglieder im Landkreis Recklinghausen 

Vorschlag zur Tagesordnung 

1. Konstituierung der Versammlung 

2. Diskussion und Beschlussfassung zur Aufstellung von 
Direktkandidaten in den Wahlkreisen Recklinghausen l bis 
Recklinghausen V (Wahlkreise 69 bis 73) zur Landtagswahl 
am 14. Mai 2017 

3. Wahl von Direktkandidaten der DKP in den Wahlkreisen 
Recklinghausen l bis Recklinghausen V (Wahlkreise 69 bis 73) 
zur Landtagswahl am 14. Mai 2017 

4. verschiedenes 

Die Versammlung findet statt am Donnerstag, dem 13. Oktober 

2016,19.30 Uhr, im Rolf-Krane-Zentrum, Friedenstraßelö, 45964 

Gladbeck. 

DKP Kreisorganisation Gladbeck 
DKP Kreisorganisation Recklinghausen 


Freihandel - Brexit lil. — +■ . 
Arbeiterwanderung Wub IUII • 

Mit Beiträgen von: Wolfgang Reinicke-Abel, Freihandel als Fluchtur¬ 
sache ☆ Lucas Zeise, Offene Grenzen, die EU und Frau Merkels Politik 
☆ Andreas Wehr, Der Brexit und die Migrationsfrage ☆ Klaus Stein, 
Historische Migrationsbewegungen ☆ Sebastian Woldorf, Geflüchte¬ 
te im kommunalen Raum ☆ Patrik Köbele, Überlegungen zu Flucht 
und kommunistischer Politik ☆ Sofortprogramm der DKP. 

Weitere Themen: 6o Jahre KPD-Verbot ☆ Bundeswehr-Weißbuch ☆ »Son¬ 
derlage dahoam« ☆ Türkei nach dem Putsch ☆ CETA/TTIP und die kom¬ 
munale Daseinsvorsorge ☆ Dialektik von Reform und Revolution ☆ Zur 
Frage der Nation ☆ Demokratischer Kampf und Leninismus 



Einzelpreis 9,50 € 

Jahresabo 48,00 € 

ermäßigtes Abo 32,00 € 


Neue Impulse 
Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel. 0201 I 23 67 57 
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verbreiten . nutzen 


UZ-Pressefest Samstag 

HELFERPARTY 29102016 


Karl-Liebknecht-Sehule, Am Stadtpark 63, 51373 Leverkusen 



Wir wollen mit allen, die mit kleinen oder großen Einsätzen geholfen 
haben, das 19. UZ-Pressefest auf die Beine zu stellen, gemeinsam 
feiern. Die Party beginnt um 19 Uhr. Ab 15 Uhr wollen wir das Fest 
mit denen, die Lust haben, gemeinsam auswerten. 

In der Karl-Liebknecht-Schule Kann auch übernachtet werden. 

Wir bitten um eine kuize Rückmeldung, damit wir planen können. 
Bitte pei Mail an. pv@dkp.de 

Wir freuen uns auf euch! Uli Abc, Klaus Leger, Wera Richter 



■ i^rnphmen erfoig^ejU^ 


wJwvstb-manrmyrz.de 


I Der Verlag 8. Mai sucht zum nächstmöglichen Zeitpunkt eine/einen: 


Mitarbeiterin/Mitarbeiter 
für die Anzeigenabteilung 

in Vollzeit 

Der Anzeigenverkauf Print und Online ist ein wichtiger Beitrag zur Sicherung der 
ökonomischen Grundlage des Verlags. Dafür wollen wir Anzeigenkunden vor 
allem für die Tageszeit ung/unge Welt und die Zeitschrift Melodie & Rhythmus 
gewinnen. Zur Unterstützung unseres Teams bei dieser wichtigen Arbeit suchen 
wir eine neue Kollegin, einen neuen Kollegen. 

Aufgaben: 

- Persönliche, telefonische und schriftliche Beratung unserer Kunden 

- Neukundengewinnung 

- Adressdatenpflege und -recherche 

- Entwicklung kundenspezifischer Angebote 

- Präsenz auf Messen und anderen Veranstaltungen 

- Kreatives Mitwirken am Profil unserer Produkte 

Anforderungen: 

- gute Kenntnisse im Umgang mit Office-Anwendungen Word, Excel, OpenOffice 

- Onlinemarketing-Kenntnisse (Online-Medien und soziale Netzwerke) 

- Kenntnisse in INDESIGN und PHOTOSHOP von Vorteil 

- Verhandlungssicherheit, Engagement und Kreativität 

- Kommunikations- und Teamfähigkeit 

- Sichere Englischkenntnisse in Wort und Schrift erwünscht 

Bewerbungen mit Lebenslauf und Zeugnissen unter Angabe des 
frühestmöglichen Arbeitsbeginns bitte an: 

jk@jungewelt.de oder Verlag 8. Mai GmbH, 

Bewerbung Anzeigenabteilung, ■ g «x 

z. Hd. Jana Kiesler, Torstr. 6,10119 Berlin veriag a.mai 



Gentech 2.0 

BAYER 

startet durch 


int neuen Maga z ' n 


www.stichwort-bayer.de • info@stichwort-bayer.de 
Postfach 150418 - 40081 Düsseldorf 
■5 facebook/Coordination 


STICHWORT 


BAYER 




KOSTENLOSES PROBEHEFT BESTELLEN. JETZT. 


Toskana, nah am Meer 

www.Vnkim-bmhar.df j H47V 

Ökühof im Olivenhain, 
weiter Blkk, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 

Hau* oder Häuschen; 

Kinderpa radier 



Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 

www.ferien-im-lotsenhaus.de 
v_> 
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Aktion / Termine / Impressum 


Freitag, 30. September 2016 


Rechte der Parteimitglieder 

„Antikapitalistische Alternative“, UZ 
vom 16.9.2016, S. 1 

Bei der letzten PV-Tagung hat die 
Mehrheit entschieden, dass das inner¬ 
parteiliche Netzwerk kommunistische 
Politik eine Fraktion ist. „Massnah¬ 
men“ und „organisationspolitische Re¬ 
aktionen“ würden folgen - aber erst zur 
nächsten PV-Tagung im November. 

Im Beschluss werden als Begrün¬ 
dung Verfehlungen der letzten Jahre 
aufgelistet, die sich die Parteioppositi¬ 
on angeblich geleistet hat - einschließ¬ 
lich Gründung der Marxistischen Lin¬ 
ken und Unterschriftensammlung unter 
den offenen Brief des Netzwerkes. 

Das eine hat nicht zwingend mit dem 
anderen zu tun. Bei der marxistischen 
Linken handelt es sich um einen Zusam¬ 
menschluss außerhalb der DKP. Es ist 
ein von Parteien unabhängiger Zusam¬ 
menschluss von Marxistinnen mit eige¬ 
nen Strukturen. Beim Netzwerk kom¬ 
munistische Politik handelt es sich um 
einen Diskussionszusammenhang von 
DKP-Mitgliedern, also innerhalb der 
Partei. Das Netzwerk ist eindeutig ge¬ 
deckt durch das Statut: Wir Mitglieder 
haben das Recht, „einzeln oder in Ver¬ 
bindung mit anderen Mitgliedern poli¬ 
tische Positionen, Kritik und Vorschläge 


zu entwickeln, in den Zusammenkünf¬ 
ten und Publikationen der Partei al¬ 
ternative politische Positionen zu ver¬ 
treten und dafür in unserer Partei um 
demokratische Mehrheiten zu werben“ 
(Statut). 

Durch den Beschluss der PV-Mehr- 
heit, dass das Netzwerk eine Fraktion 
innerhalb der Partei darstellt, werden 
wir in eine Ecke gedrängt, in der unsere 
Rechte, als Parteimitglieder die Politik 
der Partei mit zu entwickeln, erheblich 
eingeschränkt werden. Wir sehen vor 
allem die Gefahr einer immer enger 
werdenden Bündnisorientierung so¬ 
wie den Verlust der Bündnisfähigkeit 
der DKP. 

Ulrich Hallbauer ; Ingrid Köpnick , 
Jürgen Halbfaß, Oldenburg 

Schlingerkurs zu Syrien 

„Konkrete Wahrheit und konkrete 
Lügen“, UZ vom 23.9.2016, S. 12 

Gut fand ich, dass Ihr in der letzten UZ 
einmal versucht habt, Euer Selbstver¬ 
ständnis zu verdeutlichen. Denn in der 
Tat wäre es vermessen zu erwarten, dass 
Ihr eine linke Süddeutsche, FAZ oder 
gar RP werdet. Was ich erhoffe und 
was häufig auch geschieht, ist, dass ich 
zu bestimmten gravierenden Themen 


Hintergrundinformationen bekomme, 
allerdings habe ich zum Thema Syrien, 
Rolle der Türkei einen Schlingerkurs 
wahrgenommen. War zunächst noch 
von einem Kurswechsel der Türkei die 
Rede, so löste sich das in der Folgeaus¬ 
gabe schnell in Luft auf. Da wäre für 
mich die naheliegende Frage, ob entwe¬ 
der das Treffen mit Putin nur ein Bluff 
Erdogans war, um den Westen zu scho¬ 
cken oder ob da andere Interessen - 
wirtschaftliche - die Hauptrolle spielen. 
Schließlich soll ja die neue Gas-Pipeline 
nicht mehr durch die Türkei, sondern 
unterhalb des Mittelmeers verlaufen 
(laut Karin Leukefeld). Ihr seht mich 
da ratlos. 

Margarete W., Düsseldorf 

Autisten beleidigt 

„Der Roboter und der Kapitalismus“, 
UZ vom 23.9.2016 

„Flassbecks ,Dreiklang 4 ist angesichts 
der aktuellen Krise eine geradezu autis¬ 
tische Übung.“ Diese Aussage in einem 
sonst guten Artikel erfordert eine Ent¬ 
schuldigung bei allen Autist_innen da 
durch diese Darstellung Autismus ne¬ 
gativ dargestellt wird und alle Autist_in- 
nen beleidigt werden. 

Daniel Horneber, per e-mail 


Ausgegrenzt, stigmatisiert, ermordet 

Gedenkveranstaltung „Krankenmorde“ in Osnabrück 
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Mit einem Gedenkmarsch zum ehe¬ 
maligen Landeskrankenhaus in Osna¬ 
brück erinnerten Mitglieder der VVN- 
BdA und Gewerkschaftsmitglieder am 
letzten Sonntag an die Ermordung von 
geistig und körperlich Kranken in der 
Zeit der faschistischen Herrschaft in 
Deutschland. 

Auf dem Gelände, auf dem auch 
heute eine vom Schweizer Ameos-Kon- 
zern betriebene Psychiatrie angesiedelt 


ist, wurden vor elf Jahren zwei Stelen 
als Mahnmal aufgestellt. „Ich bin ausge¬ 
grenzt, stigmatisiert, zwangssterilisiert, 
ermordet und vergessen“ lautet ein Teil 
der Inschrift. 

Um das Vergessen nicht zuzulas¬ 
sen, erinnerte die Kreisvorsitzende der 
VVN-BdA, Eveline Wefer-Kamali, an 
die Ziele der „Rassenhygiene“ und 
der „Leistungsmedizin“, die von einem 
messbaren Wert menschlichen Lebens 


ausgingen und bei deutschen Ärzten 
durchaus positiv aufgenommen wor¬ 
den seien. Die GEW-Kreisvorsitzende 
Astrid Müller trug beispielhaft deutsche 
Gerichtsurteile vor, um aufzuzeigen, 
dass Herabwürdigung, Aussonderung 
und Erniedrigung noch immer den Um¬ 
gang mit behinderten Menschen prägen. 

Die musikalische Begleitung über¬ 
nahm der Gewerkschaftschor „Roter 
Akkord“. Imö 


Termine@unsere-zeit.de 


SA ★ 1.0KT 


Bremen: „Altersarmut per Gesetz? Solida¬ 
rische Rente jetzt!“ Treffpunkt für Gesprä¬ 
che, Kultur und Infostände im Rahmen des 
„Internationalen Tags der älteren Genera¬ 
tion“. Veranstalter: DGB und die Einzelge¬ 
werkschaften, verschiedene Sozialverbän¬ 
de, DKP, SPD, „Die Linke“ und viele andere. 
Hanseatenhof Bremen, 14.00 Uhr. 

Leipzig: „Zusammenwirken der Linken“, 
Diskussionsveranstaltung der DKP Leipzig, 
gemeinsam mit dem Rotfuchs-Förderverein 
Regionalgruppe Leipzig und dem Marxisti¬ 
schen Forum Leipzig, mit Patrik Köbele, Vor¬ 
sitzender der DKP. Liebknecht-Haus Leipzig, 
Dachgeschoss, Braustraße 15,11.00 Uhr. 


SO ★ 2. 0KT 


Hamburg: Führung durch die Dauerausstel¬ 
lung in den letzten erhaltenen, ehemaligen 
Zwangsarbeiterbaracken Hamburgs, Lager 
Kowahl+Bruns. Veranstalter: Willi-Bredel-Ge- 
sellschaft-Geschichtswerkstatt e.V. Hamburg 
Fuhlsbüttel, Wilhelm-Raabe-Weg 23, nahe S- 
Bahnhof Flughafen, 14.00 Uhr bis 17.00 Uhr. 


MO ★ 3.0KT 


Oldenburg: „Carl-von-Ossietzky-Lesung“. 
Zum 127. Geburtstag des Friedensnobel¬ 
preisträgers veranstaltet die DKP einen 
Abend mit Texten und Tondokumenten von 
und über Ossietzky. Bei Beppo, Auguststra¬ 
ße 57, 20.00 Uhr. 


Dl ★ 4. 0KT 


Konstanz: „Wohin steuert die Türkei?“ In¬ 
formations- und Diskussionsveranstaltung 
des Vereins seemotz e.V. mit Dieter Sauter, 
Filmemacher und ehemaliger ARD-Kor- 
respondent in Istanbul. Die Veranstaltung 
wird unterstützt von der Partei „Die Linke“ 
Kreisverband Konstanz, DKP Bodensee, Lin¬ 
ke Liste Konstanz, ver.di-Ortsverein Medien 
Landkreis Konstanz, Verein Demokratische 
Arbeiterinnen und Jugendliche Bodensee. 
Treffpunkt Petershausen, Georg-Elser- 
Platz 1,19.30 Uhr._ 

Recklinghausen: Fotoschau über die Teil¬ 
nahme an der Gedenkfeier zum 72. Jah¬ 
restages der Befreiung vom Pas des Calais, 
Diskussion zu Anträgen der 5. Parteivor¬ 
standstagung der DKP. Ladenlokal Keller¬ 
straße 7,19.30 Uhr. 


Ml ★ 5. 0KT 


Bremen: Mitgliederdiskussion der DKP- 
Gruppe Bremen. Haverkamp 8,19.00 Uhr. 


DO ★ 6. 0KT 


Nürnberg: „Ratsbegehren Kulturhaupt¬ 
stadt - wie weiter? Und mehr Kommunal¬ 
politik.“ DKP-Gruppenabend, Rotes Zen¬ 
trum, Reichstraße 8,19.00 Uhr. 


MO ★ 10. 0KT 


Münster: „Ein Jahrhundert wird besichtigt. 
Teil 2: 1945 - Die Welt hat sich befreit.“ 
Vortragsreihe von DKP und SDAJ mit Rai¬ 
mund Ernst. Kulturkneipe F24, Frauenstra- 
ße 24,19.30 Uhr._ 

Darmstadt: „Griechenland und die Euro¬ 
krise“, Veranstaltung von DKP und SDAJ 
mit Andreas Wehr. Heiner-Lehr-Zentrum, 
Kopernikusplatz 1,18.00 Uhr. 


Dl ★ 11.0KT 


Gießen: „Griechenland und die Eurokri¬ 
se“, Veranstaltung von DKP und SDAJ mit 
Andreas Wehr. Kongresshalle, Versailles- 
Zimmer, 19.00 Uhr. 


Ml ★ 12. 0KT 


Wetzlar: „Griechenland und die Eurokri¬ 
se“, Veranstaltung von DKP und SDAJ mit 
Andreas Wehr. Kulturzentrum „Franzis“, 
19.00 Uhr. 


DO ★ 13. 0KT 


Nürnberg: „Umstrukturierungen bei Sie¬ 
mens“, gemeinsamer Gruppenabend von 
DKP Erlangen und DKP Nürnberg. Rotes 
Zentrum, Reichstraße 8,19.00 Uhr. 

Marburg: „Griechenland und die Eurokri¬ 
se“, Veranstaltung von DKP und SDAJ mit 
Andreas Wehr. DGB-Haus, Dinnebier-Saal, 
Bahnhofstraße 6,19.30 Uhr. 


FR ★ 14 0KT 


Nürnberg: „Syrien im Licht des Völker¬ 
rechts“, Veranstaltung mit Gregor Schir¬ 
mer. Villa Leon, Philipp-Körber-Weg 1, 
19.30 Uhr._ 

Frankfurt/Main: „Griechenland und die 
Eurokrise“, Veranstaltung von DKP und 
SDAJ mit Andreas Wehr. DGB-Haus, Wil- 
helm-Leuschner-Str. 69-77; 19.00 Uhr. 


SO ★ 16. 0KT 


Nürnberg: „Das Dschungelbuch“, Zei¬ 
chentrickfilm aus der UdSSR, Roter Film¬ 
abend der DKP, Rotes Zentrum, Reichstra¬ 
ße 8,17.00 Uhr. 


Dl ★ 18. 0KT 


Rostock: Roter Stammtisch Rostock - 
UZ-Lesertreff. Freigarten, Doberaner Stra¬ 
ße 21,19.30 Uhr. 


Ml ★ 19.0KT 


Röthenbach/Pegnitz: Versammlung der 
DKP Nürnberger Land zu aktuellen Prob¬ 
lemen und zur Bundestagswahl 2017 mit 
dem Bezirksvorsitzenden der DKP Nord¬ 
bayern, Gustl Ballin. Floraheim, 19.00 Uhr. 

Kai Degenhardt - auf Tour 

Vortrag und Diskussion: Wie viel Bewe¬ 
gung braucht das Lied? Zur Geschichte 
des politischen Liedes. 

4. Oktober, Darmstadt, Theater im Päda¬ 
gog, 19.30 Uhr. 

5. Oktober, Mörfelden, Bürgerhaus Mörfel¬ 
den, 20.00 Uhr. 

Konzert: Lieder gegen den rechten Auf¬ 
marsch - von damals und von dieser Zeit. 

6. Oktober, Reutlingen, franz.K, 20.00 Uhr. 

7. Oktober, Bochum, Kulturrat, 20.00 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem Er¬ 
scheinungstermin der entsprechenden Aus¬ 
gabe der UZ, möglichst auch mit Angabe des 
Themas der Veranstaltung an termine@un- 
sere-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoffnungs¬ 
traße 18, 45127 Essen. 


Jetzt abonnieren und 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 


□ Zeitung / Drei-Monats-Abo (10,- €) 

□ Zeitung/Normal (132,-€/Jahr) 

□ Zeitung/Ermäßigt (66,-€/Jahr) 

□ Zeitung / Förderabo (min. 180,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Normal ( 96 ,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Ermäßigt (48,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Förderabo (144,- € / Jahr) 
Alle Preise inkl. MwSt. und Versand. 


Prämie 

3-Monats-Abo 

„Tag der Befreiung 
vom Faschismus - 
der Kampf geht weiter“ 
(Broschüre, 60 Seiten) 



sichern! 


\ 


Prämie ^ 
Jahresabo 

„Gespenst des 
Kommunismus“ 
(T-Shirt, schwarz) 
Herren: M - XXL 
Damen: S - XL 
Bitte Größe angeben! 



Ich zahle mein UZ-Abonnement □ monatlich* □vierteljährlich* □ halbjährlich □ jährlich *Nur bei SEPA Einzug möglich 


- EJ Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Neue Stele für alle 
Migranten 

Gedenksäule zur Geschichte der „Gastarbeiter“ in Gerresheim 


Der „Förderkreis Industriepfad Düssel¬ 
dorf-Gerresheim e.V“ (FKI) enthüllte 
am 24. September die 21. Stele zur Ge¬ 
schichte der Industrialisierung im Düs¬ 
seldorfer Osten. Die Säule erinnert an 
Arbeitsmigranten aus verschiedenen 
Ländern, die seit dem 19. Jahrhundert 
aus Russland, speziell aus Moskau, aus 
Odessa und aus dem Baltikum, ange¬ 
worben worden waren. Sie waren hoch- 
qualifizierte Glasarbeiter, die in der na¬ 
hen Glashütte von Ferdinand Heye ein¬ 
gesetzt wurden und ausdrücklich bleiben 
sollten, um den Facharbeitermangel zu 
beheben. Ein Nachkomme, der dort 
ebenfalls als „Hötter“ arbeitete und rus¬ 
sische Vorfahren hatte, ist Otfried Reich¬ 
mann. Er enthüllte mit Bezirksbürger¬ 
meister Karsten Kunert die Stele. 

Eine regelrechte Welle von „Gastar¬ 
beitern“ kam 1957 aus Süditalien. Auch 
sie waren angeworben worden, weil Ka¬ 
pitalakkumulation ohne Arbeiter nicht 
geht. Die Glashütte war mittlerweile die 
größte Produktionsstätte der Welt für 
Flaschenglas. Die Männer aus dem Mez- 
zogiorno kamen aus einer wirtschaftlich 
benachteiligten Region. Aber niemand 
warf ihnen deshalb vor, dass sie „Wirt¬ 


gration zu stiften. Schon in der Grund¬ 
konzeption des Pfades hatte dieses The¬ 
ma ein hohes Gewicht. „Da Düssel¬ 
dorf schon immer eine Industriestadt 
war, in die fremde Menschen kamen 
und blieben, war die Stele zum The¬ 
ma Migration von Beginn an Teil unse¬ 
res Konzepts“, sagt der stellvertretende 
Vorsitzende Thomas Boiler. Vor dem 
Hintergrund der aktuellen Flüchtlings¬ 
situation bekomme das Thema Migration 
und Integration einen aktuellen Bezug 
und wende sich auch gegen Fremden¬ 
feindlichkeit, begründet Boiler, warum 
der FKI das Projekt als Bürgerstele um¬ 
setzte. 

Der FKI hatte das Vorhaben im No¬ 
vember letzten Jahres angekündigt und 
zog nun eine positive Bilanz. Bewusst 
wollte der Verein nicht „den großen 
Spender“. Es sollten sich vielmehr mög¬ 
lichst viele Menschen auch mit kleinen 
Beträgen engagieren und so ein Zei¬ 
chen setzen. Die Idee ging auf. Der FKI 
war selbst überrascht über das äußerst 
positive Echo seines Aufrufs. 

In der „Laudatio“ des Historikers 
Dr. Peter Henkel und in zahlreichen 
Gesprächen wurden Beziehungen zwi¬ 



Der Historiker Dr. Peter Henkel (rechts) umreißt die Geschichte der Migration 
und erinnert dabei auch an die angeworbenen Glasbläser aus Russland. 


Schaftsflüchtlinge“ seien, dass sie den 
deutschen Glasarbeitern die Arbeitsplät¬ 
ze wegnehmen würden, nicht einmal de¬ 
nen mit russischen Großvätern. Die DKP 
Gerresheim, die im FKI vertreten ist, hat 
die vorhandene oder fehlende Fremden¬ 
feindlichkeit in einen Zusammenhang 
mit den Kapitalinteressen gesetzt. 

Im Zuge der Flüchtlingsdebatte im 
letzten Jahr hatte der FKI Bürger dazu 
aufgerufen, eine Stele zum Thema Mi¬ 


schen der Arbeitsmigration im 19. Jahr¬ 
hundert, der Einwanderung von Gast¬ 
arbeitern besonders aus Italien nach 
Gerresheim und dem augenblicklichen 
Zuzug von Flüchtlingen besonders aus 
Syrien und dem Irak angesprochen. 
Henkel: „Migration ist kein Sonderfall 
der Geschichte. Es ist die Regel.“ Die 
DKP sieht sich mit dieser Aussage be¬ 
stätigt. 

Uwe Koopmann 


Der rote Kanal 


Hagen Rethen Liebe (Update 2016) 

Der Mann ist so bitter, dass er kaum 
länger als die 45 Minuten - die hier 
nur ein Auszug aus seinem Pro¬ 
gramm „Liebe“ sein können - auszu¬ 
halten ist. Seine durchgängige Schelte 
von allem, was religiös oder anders 
Vernunft-zerstörend daherkommt, 
ist richtig. Sein Dauerappell, Verän¬ 
derungen bei sich selbst anzufangen, 
irgendwie unpassend. Wer sich nach 
Rethers Boshaftigkeiten noch gut 
fühlt ist ein überhebliches ... 

Sa, oi.io., 20.15 - 21.00 Uhr 3SAT 

Tatort: Der König der Cosse 

Dresden hat auch einen Tatort? „Sozi¬ 
alunternehmer“ Hans-Martin Taubert 
stürzt von einer Brücke und überlebt. 
Der Junge ist reich geworden am Ge¬ 
schäft mit den Armen. Klingt, als 
wenn es ein „sozialkritischer“ Tatort 
sein könnte. Aber wohl eher Marke 
„böser Kapitalist“ denn Kapitalis¬ 
muskritik. Was fürs Herz eben. 
Einige soll man ja nicht anrufen, wenn 
Tatort läuft. Klingt aber dieses Mal 
nicht so spannend, wie die Woche mit 
einem Schnack zu beenden. 

So, 02.10., 20.15, Das Erste 

Die Anstalt 

Es ist wieder soweit: Ein Vortrag von 
Max Uthoff und Claus von Wagner 


steht an, sicher zu einem relevanten 
Thema. Keine „Politsatire“ kommt 
dem Anspruch so nahe, etwas bewir¬ 
ken zu wollen. Hier werden Informa¬ 
tionen über den Kapitalismus zusam¬ 
mengetragen und durch einige Lacher 
unterbrochen präsentiert. Weniger 
zum Entspannen, mehr Hilfestellung 
für die nächste aktuelle halbe Stun¬ 
de auf dem Parteiabend ... wenn das 
Thema stimmt. 

Unterstützung kommt dieses Mal von 
Özcan Cosar, Thilo Seibel und „Das 
Geld liegt auf der Fensterbank, Ma¬ 
rie“. 

Di, 04.10., 22.15 - 23.00 Uhr, ZDF 

Zapp - Das Medienmagazin 

Ach, wenn „Reporter ohne Gren¬ 
zen“ Fernsehen machen. Nein, ganz 
so schlimm ist es nicht. Die bösen Bu¬ 
ben sind neben Russland, China u.a. 
Schurken auch diejenigen, die uns 
wirklich das Leben schwer machen. 
Interessant auch, wie sich die Links¬ 
liberalen an der Verunglimpfung als 
„Lügenpresse“ abarbeiten. Zu ge¬ 
winnen ist der Kampf, den die Kol¬ 
leginnen und Kollegen von „Zapp“ 
führen, nicht. Die Wutbürger gucken 
schon lange kein „Öffentlich Recht¬ 
liches“ mehr. 

Mi, 05.10.23.20 bis 23.50 Uhr 


Straftatbestand oder 
legale Medikamente? 

Russische Hacker veröffentlichten Liste 



W ieder mal ist Doping das The¬ 
ma Nummer 1. Niemand weiß 
genau, wer in diesem Fall als 
„Hacker“ agierte, aber sogar der russi¬ 
sche Präsident Putin soll sich dazu ge¬ 
äußert haben. Auf jeden Fall ist Zurück¬ 
haltung vonnöten, auch wenn die Fak¬ 
ten Schlagzeilen liefern könnten. 

Die Sachverhalte: Der bei den 
Olympischen Spielen in Rio de Janei¬ 
ro als haushoher Favorit geltende deut¬ 
sche Diskuswerfer Robert Harting - er 
überstand bekanntlich die Qualifikati¬ 
on nicht und saß während der Entschei¬ 
dung auf der Tribüne - soll vor dem 
Start medizinische Mittel genommen 
haben, die auf der Verbotsliste stehen, 
von den Ärzten aber zugelassen worden 
waren. Später hatten russische Compu¬ 
ter-Spezialisten diese Tatsache aufge¬ 
deckt und sie weltweit verbreitet. Die 
Vorwürfe betrafen auch Athleten an¬ 
derer Länder und lieferten viele Schlag¬ 
zeilen. Clemens Prokop, Präsident des 
bundesdeutschen Leichtathletikver¬ 
bandes hielt die Enthüllung für einen 
„schwerwiegenden Straftatbestand“. 
Die russischen Enthüller, die offen¬ 
sichtlich einen Computer „geknackt“ 
hatten, nannten 25 Namen gedopter 


Athleten. Harting war einer von ih¬ 
nen und reagierte empört: „Ich bin ein 
transparenter Athlet und habe mit die¬ 
ser Veröffentlichung keine Probleme.“ 

Fünf deutsche Athleten waren unter 
den Verdächtigen. So auch die frühe¬ 
re Speerwurf-Weltmeisterin Christina 
Obergföll. Die Offenburgerin, die An¬ 
fang des Monats ihre Karriere beendet 
hatte, wertete die Vorwürfe als „eine ganz 
klare Retourkutsche“ für den Olympia- 
Ausschluss russischer Leichtathleten bei 
den Olympischen Spielen in Rio wegen 
des Doping-Skandals. Die Athletin las 
die Fakten über sie nicht in einem Revol¬ 
verblatt sondern war von der deutschen 
Anti-Doping-Agentur informiert wor¬ 
den. „Ich finde das Ganze natürlich auch 
nicht toll, weil das persönliche Unterla¬ 
gen sind, die niemanden etwas angehen“ 
sagte sie der Deutschen Presse-Agentur. 
Die von den Vorwürfen betroffenen Ath¬ 
leten und Athletinnen stammen aus acht 
Nationen. Aus den USA wurden die vier¬ 
malige Turn-Olympiasiegerin Simone Bi- 
les, die Tennis-Legende Venus Williams 
und die Basketball-Olympiasiegerin Ele¬ 
na Delle Donne genannt. 

Die von den „Hackern“ veröffent¬ 
lichten Daten stellen juristisch keine 


Dopingverstöße dar, da es sich um von 
Ärzten akzeptierte Mittel handelt. Dass 
die Ärzte Schweigepflicht bewahrten 
kann man ihnen nicht vorwerfen. Den¬ 
noch offenbaren die jetzt ans Tageslicht 
geratenen Medikamente, dass sie fast 
ausschließlich nicht von Dopingärzten 
verschrieben worden waren. 

Der durch die Enthüllungen ins 
Zwielicht geratene IOC-Präsident Tho¬ 
mas Bach soll sich an den russischen 
Präsidenten gewandt haben, vermutlich 
weil es sich um Russen gehandelt hatte, 
die die Enthüllungen verbreiteten. 

Man erfuhr: Bei einem Besuch in 
Kirgistan schickte der russische Staats¬ 
präsident zwar voraus, er unterstütze 
nicht, was die Hacker im Internet ge¬ 
tan hatten, erwähnte aber angeblich 
Interesse an den Fakten. „Was sie he¬ 
rausgefunden haben“, soll Putin ge¬ 
sagt haben, „kann für die Öffentlich¬ 
keit von Interesse sein.“ Es stellten 
sich eine Menge Fragen. „Gesunde 
Athleten nehmen legal Medikamente, 
die für andere verboten sind, während 
Leute, die offensichtlich an schweren 
Krankheiten und Behinderungen lei¬ 
den, auf einen schieren Verdacht hin 
von den Paralympischen Spielen aus¬ 
geschlossen wurden.“ Damit bezog 
sich Putin auf den Ausschluss der rus¬ 
sischen Athleten, der durch keinen 
Befund begründet worden war. Putin 
bezog sich auf die von der Wada oder 
den Weltverbänden ausgestellten The¬ 
rapeutischen Ausnahmegenehmigun¬ 
gen (TUE) für behandlungsbedürfti¬ 
ge Sportler. Da die „Hacker“-Gruppe 
die Verordnung von Medikamenten als 
„Lizenz zum Dopen“ bezeichnet hatte, 
äußerte sich Putin nicht zu dem Thema. 

Zuvor hatte IOC-Präsident Thomas 
Bach jenen Hacker-Angriff scharf ver¬ 
urteilt. Das IOC hatte erklärt: „Dies ist 
ein inakzeptabler, empörender Bruch 
der medizinischen Vertraulichkeit, der 
versucht, unschuldige Athleten zu ver¬ 
unglimpfen.“ 

Weit wichtiger erscheint der Weltöf¬ 
fentlichkeit, was das IOC am 8. Okto¬ 
ber in Lausanne beschließen wird, um 
eine Revision der internationalen Do¬ 
pingkontrollen zu veranlassen! 

Klaus Huhn 


Eine Lektion in Musik 


Lutz Gregors Film „Mali Blues“ 

Farbenprächtige Gewänder, exotische 
Musikinstrumente und eine riesige, 
nicht minder bunte Menschenmenge, 
die das Geschehen auf der Bühne mit 
rhythmischem Armeschwenken und 
Jubel begleitet und ihren Idolen gewiss 
noch näher auf die Pelle rücken würde, 
wäre das Wasser des Niger nicht dazwi¬ 
schen. Mit solchen Bildern und Tönen 
vom „Festival du Niger“ stimmt Regis¬ 
seur Lutz Gregor sein Publikum ein auf 
seinen Musik-Dokumentarfilm „Mali 
Blues“, der nun, begleitet von einer 
Tournee seiner Stars, in deutsche Ki¬ 
nos kommt. Ein Musik- und Konzert¬ 
film mit allem, was dazu gehört, aber 
auch mit untypischen Zutaten: einem 
raffinierten Spannungsbogen, der die¬ 
se Anfangsbilder in ein großes Finale 
führt. Und obendrein ist „Mali Blues“ 
ein unleugbar politischer Film. 

Dies kann, betrachtet man die Geo¬ 
grafie Malis und die Akteure auf der 
Bühne, auch gar nicht anders sein. Als 
ehemalige französische Kolonie in der 
Südsahara hat Mali immer noch un¬ 
ter Stammeskonflikten zwischen den 
hellhäutigen Tuareg im Norden und 
Schwarzen im Süden des Landes zu 
leiden, die auch nach der Intervention 
einer UNO-Schutztruppe nie ganz be¬ 
endet sind. Hinzu kommt der anhalten¬ 
de Kampf gegen die von Norden einge¬ 
drungenen Islamisten. Deren religiöser 
Fundamentalismus, der jede Form welt¬ 
licher Musik verbot, trieb auch den Tu¬ 


areg Ahmed ag Kaedi aus seiner Stadt 
Kidal in die Landeshauptstadt Bama¬ 
ko: „Man drohte, mir die Finger ab¬ 
zuhacken, wenn ich weiter Musik ma¬ 
che“, sagt er im Film. Sein „Festival du 
desert“ wurde ab 2013 ein Opfer der 
Scharia. 

Ein Opfer überkommener Stam¬ 
mestraditionen wurde die junge Fatou- 
mata Diawara, die aus der Elfenbein¬ 
küste stammt, aber bei einer Tante in 
Mali aufwuchs. Als sie sich als 19-Jäh¬ 
rige einer Zwangsverheiratung wider¬ 
setzte, wurde sie als Hure beschimpft 
und durchs Dorf gejagt - sie floh nach 
Paris und schlug sich als Schauspiele¬ 
rin und Sängerin durch. Ihre Rolle in 
„Sia, le reve du Python“ brachte ihr 
den Durchbruch zu einer Weltkarrie¬ 
re. Erst 2015 kehrt sie nach hunderten 
Konzerten weltweit zu einem trium¬ 
phalen Auftritt beim „Festival du Ni¬ 
ger“ in ihre malische Heimat zurück - 
und singt gegen Zwangsverheiratung, 
Genitalverstümmelung und Korrupti¬ 
on! Ihr Musikerkollege Bassekou Kou¬ 
yate entstammt einer uralten Familie 
von Griots, jener afrikanischen Spielart 
von Bänkelsängern, die zu jeder Fest¬ 
lichkeit dazugehören und selbst bei 
Staatsempfängen unverzichtbar sind. 
In einem Land, dessen Bevölkerung zu 
70 Prozent aus Analphabeten besteht, 
sind die Griots so etwas wie Zeitung 
und Amtsblatt in einem. „Wenn die 
Islamisten die Musik zum Schweigen 


bringen, dann reißen sie Mali das Herz 
heraus“, sagt Kouyate, der mit seinem 
Instrument, der Langhals-Spießlaute 
Ngoni, längst zu einem Star der Welt¬ 
musik geworden ist. 

So ist die Hauptstadt Bamako zum 
Flucht- und Sammelpunkt vieler Mu¬ 
siker und Stile geworden und längst 
auch Station internationaler Plattenla¬ 
bels, die in Mali die Wiege von Jazz und 
Blues sehen. In einer Traditionsent¬ 
wicklung, die keinen Stillstand kennt, 
hat Kouyate die Ngoni modernisiert für 
den modernen Konzertbetrieb, Stars 
aus vielen Ländern suchen in Mali nach 
den Wurzeln ihrer Musik. Der populäre 
Rapper Master Soumy ist zum Idol der 
jüngeren Generation geworden wohl 
auch, weil er die Probleme Afrikas und 
seines Landes nicht nur öffentlich beim 
Namen nennt, sondern sie auch in die 
globalen Zusammenhänge von Koloni¬ 
alismus und Weltmachtpolitik einord¬ 
net. Wenn er Korruption mit einstigen 
Kolonialherren, vom Sturz Gaddafis 
im Nachbarland Libyen und militäri¬ 
schen Interventionen weltweit singt, 
klingt das wie ein Sündenregister des 
Imperialismus, der auch manche der 
islamistischen Banden für seine Ziele 
eingespannt hat. Und von den maro¬ 
dierenden Banden selbst fordert er im 
Song „Explique ton Islam“ Aufklärung, 
was Auspeitschung und Mord mit dem 
Islam zu tun haben. 

Hans-Günther Dicks 





